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Vorwort

September 2020

Hätte man mir 1990 gesagt, dass ich 2020 meine gesammelten Kolumnen unter dem Titel  Der Sozialismus der Zukunft he-rausbringen würde, hätte ich es für einen schlechten Scherz gehalten. Mit 18, im Herbst 1989, hing ich am Radio und verfolgte den Zusammenbruch der kommunistischen Diktaturen und des osteuropäischen «Realsozialismus». Im Februar 1990 

nahm ich mit anderen französischen Studenten an einer Reise zur Unterstützung rumänischer Jugendlicher teil, die soeben das Ceaușescu-Regime überwunden hatten. Wir trafen mitten in der Nacht am Flughafen Bukarest ein und fuhren mit dem Bus ins triste, verschneite, von den Karpaten eingeschlossene Brașov. Stolz zeigten uns die jungen Rumänen die Einschusslö-cher in den Wänden, Zeichen ihrer «Revolution». Im März 1992 reiste ich zum ersten Mal nach Moskau und sah dieselben leeren Geschäfte, dieselben grauen Straßenzüge. Es war mir gelungen, mich für ein russisch-französisches Kolloquium zum Thema «Psychoanalyse und Sozialwissenschaften» anzumel-den. Mit einer etwas verloren wirkenden französischen Hoch-schuldelegation besichtigte ich das Leninmausoleum und den Roten Platz, wo die russische Flagge soeben die sowjetische ersetzt hatte. 

Als Jahrgang 1971 gehörte ich zu einer Generation, der die Versuchung des Kommunismus fremd war und die ins Erwach-senenalter eintrat, als das absolute Scheitern des sowjetischen Systems feststand. Wie so viele war ich in den 1990er Jahren eher liberal als sozialistisch, bildete mir etwas darauf ein, wie 
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zutreffend meine Ansichten waren, und betrachtete die Älteren und Nostalgiker mit Argwohn. Es war mir unbegreiflich, dass es Menschen gab, die Marktwirtschaft und Privateigentum nicht als Teil der Lösung ansahen. 

Doch 30 Jahre später, im Jahr 2020, liegt mir der Hyperkapitalismus sehr fern, und ich bin der Überzeugung, dass wir wieder über die Überwindung des Kapitalismus nachdenken müssen und einen neuen, partizipativen und dezentralen, föderalen und demokratischen, ökologischen, diversen und feministischen Sozialismus brauchen. 

Die Geschichte wird zeigen, ob das Wort «Sozialismus» endgültig tot und zu verwerfen ist. Ich denke allerdings, wir dürfen uns nicht damit begnügen, «gegen» Kapitalismus oder Neo-liberalismus zu sein. Wir müssen auch «für» etwas anderes ein-stehen. Und jenes ideale Wirtschaftssystem, das wir einführen wollen, jene gerechte Gesellschaft, die uns vorschwebt, müssen wir genau benennen. Gemeinhin heißt es, das gegenwärtige kapitalistische System habe keine Zukunft, da es die Ungleichheiten verstärkt und den Planeten ausbeutet. Das ist nicht falsch, doch ohne klar formulierte Alternative wird uns das aktuelle System noch lange begleiten. 

Als lehrender und forschender Sozialwissenschaftler habe ich mich auf die Geschichte der Ungleichheit und das Verhältnis von wirtschaftlicher Entwicklung, Vermögensverteilung und politischen Konflikten spezialisiert und dazu einige umfangreiche Werke veröffentlicht.1 Ich arbeitete auch an der World Inequality Database, einem enormen Gemeinschafts-1  Siehe insbesondere  Les Hauts Revenus en France au XXe  siècle, Paris: Gras-set, 2001;  Das Kapital im 21. Jahrhundert. Aus dem Französischen von Ilse Utz und Stefan Lorenzer, München: C.H.Beck, 2014;  Kapital und Ideologie. 

Aus dem Französischen von André Hansen, Enrico Heinemann, Stefan Lorenzer, Ursel Schäfer und Nastasja S. Dresler, München: C.H.Beck, 2020. 

Eine vollständigere Bibliografie und eine Vielzahl von online verfügbaren Texten, Auszügen und Daten sind unter piketty.pse.ens.fr abrufbar. 
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projekt, das die Entwicklung der Einkommens- und Vermögensungleichheit in den verschiedenen Gesellschaften auf der Erde transparenter machen möchte.2

Gestützt auf die Lehren aus diesen historischen Forschungen und natürlich aus meiner Erfahrung als beobachtender Staatsbürger des Zeitraums 1990–2020 versuchte ich in meinem letzten Buch, ein paar «Elemente eines partizipativen Sozialismus» 

zu vermitteln, dessen wichtigste Punkte ich hier kurz zusam-menfassen werde.3 Dazu muss ich sagen, dass diese «Elemente» 

nur ein Ausgangspunkt von vielen sind, ein winziger Beitrag zu einem riesigen Prozess, der die kollektive Erarbeitung, die viel-stimmige Diskussion und soziales, politisches Erproben umfasst. Dieser Prozess muss langfristig angelegt und von Demut und Hartnäckigkeit geprägt sein, insbesondere in Anbetracht des Ausmaßes früherer Misserfolge und der Größe künftiger Herausforderungen. 

Die interessierte Leserschaft wird einige Überlegungen dazu auch in diesem Band wiederfinden, in dem meine monatlichen Kolumnen für die Tageszeitung  Le Monde von September 2016 

bis Juli 2020 abgedruckt sind. Sie wurden nicht verändert oder umgeschrieben. Es kamen lediglich ein paar Grafiken, Tabellen, Referenzen und weitere Texte von meinem Blog auf der Website von  Le Monde hinzu.4 Dazu muss ich vorweg sagen, dass einige Beiträge schlechter gealtert sind als andere, und ich bitte meine Leserschaft, Wiederholungen zu verzeihen. Die Texte 2  Alle diese Daten und mehrere Tausend Seiten von Studien und Materialien über mehr als 100 Länder sind online auf der Website WID.world abrufbar. 

Siehe auch den  Bericht zur weltweiten Ungleichheit 2018, koordiniert von Facundo Alvaredo, Lucas Chancel, Emmanuel Saez, Gabriel Zucman und Thomas Piketty, in deutscher Kurzfassung online verfügbar auf WID.world. 

3  Detailliert erörtere ich diese «Elemente für einen partizipativen Sozialismus» in Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, Kapitel 17, S. 1185–1271. 

4  Siehe lemonde.fr/blog/piketty. Auf dieser Website befinden sich auch Links zu den in den Grafiken und Tabellen verwendeten Daten. Zusätzliche Daten sind auf WID.world oder piketty.pse.ens.fr verfügbar. 
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sind nicht mehr als der unvollkommene Versuch eines Sozialwissenschaftlers, aus seinem Elfenbeinturm und seinen tau-sendseitigen Büchern hinabzusteigen, um sich im politischen Tagesgeschehen einzubringen, was auch einige Risiken birgt. 

Ich hoffe, dass der nachsichtige Leser einige nützliche Anre-gungen für seine eigenen Überlegungen und sein Engagement finden wird. 

Ein langer Weg zu Gleichheit und partizipativem Sozialismus Beginnen wir mit einer Behauptung, die für einige überra-schend klingen mag. Langfristig gesehen hat der Weg zu Gleichheit und zum partizipativen Sozialismus längst begonnen. Es ist nicht mehr technisch unmöglich, diesen bereits eingeschlagenen Weg fortzusetzen. Wir müssen uns nur gemeinsam dafür entscheiden. Die Geschichte zeigt: Ungleichheit ist ideologischer und politischer, nicht ökonomischer oder technischer Natur. 

Diese optimistische Sichtweise mag in Zeiten allgemeinen Trübsinns zwar paradox erscheinen. Sie entspricht aber der Wirklichkeit. Die Ungleichheit ging langfristig insbesondere aufgrund der neuen Sozial- und Steuerpolitik des 20. Jahrhunderts zurück. Sicherlich ist noch sehr viel zu tun, aber es steht fest, dass wir weiter kommen können, wenn wir uns an die Lehren der Geschichte halten. 

Betrachten wir etwa die Entwicklung der Eigentumskonzen-tration seit zwei Jahrhunderten. Wir stellen zunächst fest, dass das reichste 1 % im 19. und frühen 20. Jahrhundert einen astro-nomischen Anteil am Gesamteigentum hatte (Immobilien, Finanz- und Gewerbevermögen abzüglich Schulden). Das Gleichheitsversprechen der Französischen Revolution drückte sich also eher in der Theorie als in der Praxis aus, zumindest wenn es um die Umverteilung von Eigentum ging. Wir beobachten weiter, dass dieser Anteil des reichsten 1 % im Verlauf 
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Das Scheitern der Französischen Revolution: ungleiche Vermögensverteilung im Frankreich des 19. Jahrhunderts 70 %
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In Paris besaß im Jahr 1910 das reichste 1 % ungefähr 67 % des gesamten Privatvermö-et 

gens, gegenüber 49 % im Jahr 1810 und 55 % im Jahr 1780. Nach einem geringfügigen Rückgang während der Französischen Revolution nahm die Vermögenskonzentration in Frankreich (insbesondere in Paris) im Laufe des 19. Jahrhunderts bis zum Ersten Weltkrieg wieder zu. Langfristig betrachtet ist der starke Abbau von Ungleichheit also auf die beiden Weltkriege (1914 bis 1945) und nicht auf die Revolution von 1789 zurückzuführen. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 173. 

des 20. Jahrhunderts erheblich zurückging. Lag er kurz vor dem Ersten Weltkrieg bei etwa 55 % des Gesamtvermögens, beträgt er heute rund 25 %. Nichtsdestoweniger beträgt dieser Anteil noch das Fünffache der ärmsten 50 %, die kaum mehr als 5 % des gesamten Vermögens besitzen, obwohl sie definitions-gemäß fünfzigmal so viele Menschen sind wie das reichste 1 %. 

Hinzu kommt, dass der bereits zurückgegangene Anteil der oberen Vermögenstranchen seit den 1980er und 1990er Jahren auch noch sinkt. Eine solche Entwicklung lässt sich in den Vereinigten Staaten, in Deutschland und dem Rest Europas ebenso beobachten wie in Indien, Russland oder China. 

Zusammengefasst: Die Konzentration von Eigentum (und damit der wirtschaftlichen Macht) ging im vergangenen Jahrhundert deutlich zurück, sie blieb aber auf einem äußerst hohen Niveau. Der Rückgang der Vermögensungleichheit begünstigte vor allem die «mittlere Vermögensklasse», also die 40 % der Bevölkerung zwischen den oberen 10 % und den unteren 50 %. 
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Die Vermögensverteilung in Frankreich, 1780–2015
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Der Anteil der reichsten 10 % am gesamten Privatvermögen (Immobilien, Gewerbe- und Finanzvermögen abzüglich Schulden) lag in Frankreich in den Jahren 1780 bis 1910 

et 

zwischen 80 und 90 %. Der Rückgang der Vermögenskonzentration setzt nach dem Ersten Weltkrieg ein und kommt in den frühen 1980er Jahren zum Stillstand. Er kommt vor allem der Mittelschicht (den mittleren 40 %) zugute, hier definiert als die Bevölkerungstranche zwischen der Unterschicht (den ärmsten 50 %) und der Oberschicht (den reichsten 10 %). 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 175. 

Die ärmere Hälfte der Bevölkerung konnte davon nicht profitieren. Der Anteil der reichsten 10 % am Gesamtvermögen sank zwar von 80–90 % deutlich auf etwa 50–60 % (und damit auf ein immer noch sehr hohes Niveau), doch der Anteil der ärmsten 50 % blieb dauerhaft gering (siehe obige Grafik). Der Vermögensanteil der ärmsten 50 % stieg zwar nicht, ihre Situation hat sich aber hinsichtlich des Einkommens verbessert. Ihr Anteil am Gesamteinkommen erhöhte sich in Europa von gerade einmal 10 auf etwa 20 %. Doch auch hier bleibt die Ver-besserung überschaubar und lässt sich leicht umkehren. So ist dieser Anteil in den Vereinigten Staaten seit den 1980er Jahren auf kaum mehr als 10 % zurückgefallen.5 

5  Für eine detailliertere Untersuchung der historischen Einkommens- und Vermögensungleichheiten siehe Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, insbesondere Grafiken 4.1–4.3, 5.4–5.7, 10.1–10.7, 11.1–11.8, 13.8–13.9. Alle diese Grafiken und Reihen sind online verfügbar unter piketty.pse.ens.fr/ideologie. 
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Der Sozialstaat als Antrieb für gleiche Rechte Wie lassen sich diese komplexen und widersprüchlichen Entwicklungen begreifen? Wie kann man insbesondere in Europa den Rückgang der Ungleichheit im letzten Jahrhundert erklären? Neben der Zerstörung von Privatvermögen in den beiden Weltkriegen ist besonders die positive Rolle der Umwälzungen in den Rechts-, Sozial- und Steuersystemen vieler europäischer Länder im 20. Jahrhundert hervorzuheben. 

Einer der entscheidenden Faktoren war der Aufschwung des Sozialstaats zwischen 1910–1920 und 1980–1990. Man investierte in beträchtlichem Umfang in Bildung und Gesundheit, Alters- und Erwerbsunfähigkeitsrenten sowie Sozialversiche-rungen (Arbeitslosigkeit, Familie, Wohnen etc.). Anfang der 1910er Jahre lagen die Staatsausgaben in Westeuropa bei gerade einmal 10 % des Nationaleinkommens. Hauptsächlich han-delte es sich dabei um hoheitliche Aufgaben zur Sicherung der Ordnung, für die Armee und die koloniale Expansion. In den 1980er und 1990er Jahren lagen die Staatsausgaben bei 40–50 % 

des Nationaleinkommens (und blieben anschließend auf diesem Niveau). Darunter fielen hauptsächlich Ausgaben für Bildung, Gesundheit, Renten und soziale Transferleistungen.6

Aufgrund dieser Entwicklung erreichte man in Europa im Verlauf des 20. Jahrhunderts eine gewisse Gleichheit beim Zugang zu Gütern der Grundversorgung wie Bildung, Gesundheit, wirtschaftlicher und sozialer Sicherheit. Zumindest war die Gleichheit größer als in allen vorangegangenen Gesellschaften. Die Stagnation des Sozialstaats seit den 1980er und 1990er Jahren zeigt jedoch, dass ein einmal erlangter Zustand nicht von Dauer sein muss, auch wenn es mehr denn je eines starken Sozialwesens bedarf, insbesondere aufgrund der Verlängerung der Lebenserwartung und der Ausbildungszeiten. Im Gesund-6  Siehe Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, Grafiken 10.14–10.15. 

16

Vorwort

heitssektor macht die COVID-19-Krise schmerzhaft deutlich, dass nicht genug Krankenhausplätze und Personal zur Verfü-gung stehen. Eine der größten Herausforderungen der Epidemie von 2020 liegt gerade in der Frage, ob der Sozialstaat in den reichen Ländern wieder stärker wird und auch in den armen Ländern zulegt.7

Schauen wir uns die Bildungsinvestitionen an. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts betrugen die staatlichen Ausgaben für alle Bildungsstufen in Westeuropa weniger als 0,5 % des Nationaleinkommens. In den Vereinigten Staaten, die damals einen Vorsprung gegenüber Europa hatten, waren sie etwas höher. 

Konkret entspricht das äußerst elitären und restriktiven Bil-dungssystemen. Die Masse der Bevölkerung musste sich mit überfüllten und schlecht ausgestatteten Primarstufen zufrie-dengeben, und nur eine kleine Minderheit konnte Sekundar-bildung erlangen oder Hochschulen besuchen. Die Bildungsinvestitionen wurden im Verlauf des 20. Jahrhunderts mehr als verzehnfacht und erreichten in den 1980er und 1990er Jahren 5–6 % des Nationaleinkommens, was eine starke Bildungs-expansion ermöglicht hat. Alle Anhaltspunkte deuten darauf hin, dass diese Entwicklung im vergangenen Jahrhundert ein wichtiger Faktor für mehr Gleichheit und Wohlstand war. 

Umgekehrt scheint die Stagnation der Bildungsausgaben, wie sie in den letzten Jahrzehnten zu beobachten war, trotz des stark gestiegenen Hochschulanteils je Altersklasse zu einem Anstieg der Ungleichheit und zu einem langsameren Wachstum des durchschnittlichen Einkommens geführt zu haben.8 Es ist auch zu betonen, dass die äußerst starken sozialen Ungleichheiten beim Zugang zu Bildung fortbestehen. Insbesondere lässt 7  Siehe «Das Schlimmste verhindern», 14. April 2020. Die Verweise mit einem Titel und einem Datum beziehen sich auf einen Beitrag von Thomas Piketty in lemonde.fr/blog/piketty. 

8 Ich komme noch ausführlich darauf zurück, wie zukünftig der Begriff 

«Wachstum» zu verwenden ist. 
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sich das in den Vereinigten Staaten beobachten, wo die Wahr-scheinlichkeit einer Hochschulbildung (meist privat und ge-bührenpflichtig) stark vom Einkommen der Eltern abhängt. 

Doch auch in Ländern wie Frankreich verhält es sich nicht anders, denn dort werden die staatlichen Gesamtausgaben für Bildung (aller Stufen) innerhalb einer Altersklasse sehr ungleich verteilt, insbesondere aufgrund der riesigen Unterschiede in der Ausstattung selektiver Studiengänge im Gegensatz zu Studiengängen, die allen offenstehen.9 Insgesamt stieg die Zahl der Studierenden in Frankreich seit Mitte der 2000er Jahre von etwas mehr als 2 Millionen auf fast 3 Millionen heute, doch die staatlichen Investitionen hielten nicht Schritt. Vor allem in den Massenstudiengängen und technischen Studiengängen mit kurzer Dauer reduzierten sich die Investitionen pro Kopf stark. 

Das ist gleichbedeutend mit einer enormen Verschwendung an sozialen und menschlichen Ressourcen.10

Für einen partizipativen Sozialismus:  

Zirkulation von Macht und Eigentum

Bildungsgerechtigkeit und Sozialstaat reichen nicht aus. Um wirkliche Gleichheit zu erreichen, sind alle Macht- und Herr-schaftsverhältnisse zu überdenken. Dafür muss natürlich auch die Macht in den Unternehmen besser verteilt werden. 

Auch hier können wir uns daran orientieren, was im Laufe des 20. Jahrhundert gut funktioniert hat. In vielen europäischen Ländern, vor allem in Deutschland und Schweden, gelang es der Gewerkschaftsbewegung und den sozialdemokratischen Parteien Mitte des 20. Jahrhunderts, eine neue Machtverteilung 9  Siehe Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, Grafiken 0.8 und 17.1. Siehe auch «Parcoursup: peut mieux faire» [Parcoursup: es geht besser], 13. Februar 2018. 

10 Siehe «Budget 2018: la jeunesse sacrifiée» [Haushalt 2018: die geopferte Jugend], 12. Oktober 2017. 
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mit den Aktionären zu erzwingen. Das Konzept heißt «betriebliche Mitbestimmung». Die Mitarbeiter wählen Vertreter, die bis zur Hälfte der Sitze in den Leitungsgremien der großen Unternehmen einnehmen, auch wenn sie kein Eigenkapital stellen. Dieses System soll nicht idealisiert werden (bei Stim-mengleichheit haben immer noch die Aktionäre das letzte Wort), aber man muss doch feststellen, dass es sich um einen erheblichen Wandel der traditionellen Aktionärslogik handelt. 

Die Mehrheitsverhältnisse können sich nämlich umkehren, sobald auf Arbeitnehmerseite eine Minderheitsbeteiligung von 10 oder 20 % des Eigenkapitals besteht oder eine Gebietskörperschaft eine solche Beteiligung hält, auch wenn die Aktionäre die absolute Kapitalmehrheit innehaben. Ein solches System, gegen das sich die Aktionäre der betroffenen Länder mit Hän-den und Füßen wehrten und das harte soziale, politische und juristische Kämpfe auslöste,11 schadete jedoch keineswegs der wirtschaftlichen Entwicklung, ganz im Gegenteil. Es sieht vielmehr so aus, dass eine rechtliche Gleichstellung die Arbeitnehmer besser in die langfristige Unternehmensstrategie ein-bindet. 

Leider verhinderte der Widerstand der Aktionäre bislang eine größere Verbreitung dieses Modells. In Frankreich, Großbritannien und den Vereinigten Staaten haben die Anteilseigner 11 Insbesondere die Weimarer Verfassung von 1919 und das Grundgesetz von 1949 schrieben die Sozialbindung des Eigentums fest, das mehrere gesellschaftliche Parteien ins Verhältnis setzt. Dadurch sind Reformen zur Mitbestimmung erst möglich. Mit der aktuellen französischen Verfassung etwa, die ein deutlich konservativeres Verständnis von Privateigentum vertritt, wäre das viel schwieriger. Statt sich auf den Übergang zur Sechsten Republik oder die Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung zu konzentrieren, wobei unklar ist, wie die geplante Verfassungsänderung genau aussehen soll, sollten die französischen Debatten zu Verfassungsreformen lieber auf substanziellere sozioökonomische Ziele hinwirken, vor allem auf die Frage des Eigentums und der progressiven Besteuerung. Siehe Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, Kapitel 17. 
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weiterhin fast die gesamte Macht inne.12 Interessant ist, dass die französischen Sozialisten wie die britische Labour Party bis in die 1980er Jahre eher auf Verstaatlichungen setzten, weil sie die Strategien der schwedischen und deutschen Sozialdemokraten zur Machtverteilung und betrieblichen Mitbestimmung für zu zaghaft hielten. Die Verstaatlichungsprogramme verschwanden nach dem Zusammenbruch des Kommunismus sowjetischer Prägung. Parti Socialiste und Labour Party verlangten in den 1990er und 2000er Jahren fast überhaupt keinen Wandel der Eigentumsverhältnisse mehr. Die Diskussionen um eine Mitbestimmung nach dem deutschen und skandinavischen Modell leben seit etwa zehn Jahren wieder auf, und es ist an der Zeit, derartige Gesetze in allen Ländern einzuführen. 

Dann ist es möglich, diese Entwicklung zu einer besseren Verteilung der betrieblichen Macht fortzusetzen und zu ver-größern. Abgesehen davon, dass die Arbeitnehmervertreter 50 % der Stimmen in allen Unternehmen haben sollten (auch in den kleineren), wäre etwa denkbar, dass der Stimmrechtsanteil einer Einzelperson in hinreichend großen Unternehmen auch innerhalb der 50 % der Aktionärsstimmen nur bis zu einem bestimmten Grenzwert gewertet wird.13 So könnte ein Alleingesellschafter, der auch in seinem Unternehmen angestellt ist, in einem Kleinstunternehmen weiterhin die Stimmenmehrheit 12 Lediglich einer von zwölf Verwaltungsratssitzen wurde 2013 in fran zösischen Großunternehmen den Arbeitnehmervertretern zugestanden. 

13 Ein Alleingesellschafter könnte etwa maximal 90 % der Aktionärsstimmrechte in kleinen Unternehmen (mehr als 10  Mitarbeiter) erhalten. Diese Schwelle würde sich schrittweise bis auf 10 % der Aktionärsstimmrechte in den größten Unternehmen (mehr als 100 Mitarbeiter) verringern. Im Fall eines Alleingesellschafters erhielten die Mitarbeiter die freien Stimmrechte der Aktionärsseite. Siehe Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, Kapitel 17. 

Dieses System würde die für Mediengesellschaften vorgeschlagenen Ober-grenzen der Stimmrechte auf alle Wirtschaftssektoren ausweiten. Siehe Julia Cagé,  Rettet die Medien. Wie wir die vierte Gewalt gegen den Kapitalismus verteidigen. Aus dem Französischen von Stefan Lorenzer, München: C.H.Beck, 2016. 
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kontrollieren, müsste sich aber immer mehr auf kollektive Entscheidungen stützen, je größer das Unternehmen wird.14

So wichtig er auch sein mag, der Wandel des Rechtssystems reicht nicht aus. Um eine wirkliche Zirkulation von Macht zu erreichen, müssen auch das Steuer- und Erbschaftsrecht angegangen werden, damit das Eigentum selbst in Bewegung kommt. 

Wir haben es weiter oben gesehen: Die ärmsten 50 % besitzen fast nichts, und ihr Anteil am Gesamtvermögen hat sich seit dem 19. Jahrhundert kaum erhöht. Die Idee, dass man bloß abwarten muss, bis das allgemein gestiegene Wohlstandsniveau auch eine bessere Verteilung von Eigentum bewirkt, ist nicht sehr sinnvoll. Gäbe es einen solchen Automatismus, hätten wir diese Entwicklung schon längst erlebt. Deshalb spreche ich mich für eine entschiedenere Lösung aus. Es soll eine Mindesterbschaft für alle geben, die etwa bei 120 000 Euro liegen könnte (also etwa 60 % des aktuellen Durchschnittserbes in Frankreich). Auszuzahlen wäre sie im Alter von 25  Jahren.15 Eine solche Erbschaft für alle entspricht einer Ausgabe von etwa 5 %  des Nationaleinkommens und könnte sich durch eine Mischung aus einer jährlichen progressiven Vermögensteuer (auf das Nettovermögen an Immobilien-, Finanz- und Unter-14 In Verbindung mit den weiter oben erklärten Regelungen würde ein Alleingesellschafter mit fünf Angestellten (einschließlich seiner selbst) 56 % der Stimmen innehaben: 45 % als Aktionär (90 % von 50 %) und 11 % als Mitarbeiter (55 %/5). Hätte sein Unternehmen 20  Angestellte (einschließlich seiner selbst), verfügte er über 43 % der Stimmen: 40 % als Aktionär (80 % 

von 50 %) und 3 % als Mitarbeiter (60 %/20). Mit 100 Mitarbeitern hätte er weniger als 11 % der Stimmen inne: 10 % der Stimmen als Aktionär und 0,9 % als Mitarbeiter (90 %/100). Selbstverständlich dienen diese Angaben nur der Veranschaulichung und müssten noch umfassend historisch erprobt werden. 

15 Aktuell entspricht das durchschnittliche Vermögen der ärmeren 50 % etwa 10 % des gesamten durchschnittlichen Vermögens (also einem Anteil von gerade einmal 5 % des Gesamtvermögens). Die genannte Maßnahme könnte zu einer Versechsfachung führen. Der angedachte Betrag (60 % des Durchschnittsvermögens) liegt etwas über dem aktuellen Medianvermögen. 
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nehmensvermögen) und einer progressiven Erbschaftsteuer finanzieren. 

Meiner Meinung nach würde diese Erbschaft für alle, die sich aus einer Vermögen- und Erbschaftsteuer finanziert, nur einen relativ kleinen Teil der gesamten Staatsausgaben darstellen. 

Wenn man über das ideale Steuersystem nachdenkt, ist bei-spielsweise ein Aufkommen von 50 % des Nationaleinkommens anzuvisieren. Das entspricht etwa dem aktuellen Stand, die Erträge wären aber gerechter verteilt und ließen Spielraum für Erhöhungen in der Zukunft. Folgendermaßen würde sich das Steueraufkommen zusammensetzen: Einerseits gäbe es eine progressive Vermögen- und Erbschaftsteuer mit einem Aufkommen von rund 5 % des Nationaleinkommens für die Erbschaft für alle, andererseits ein schlüssiges System aus progressiven Einkommensteuern, Sozialbeiträgen und einer CO -

2

Steuer (in Kombination mit einer individuellen CO -Karte, die 2

niedrige Einkommen und verantwortungsbewusste Verhal-tensweisen entlastet, während sie hohe individuelle Emissionen stärker besteuert) mit einem Gesamtaufkommen von insgesamt etwa 45 % des Nationaleinkommens. Damit ließen sich alle Staatsausgaben decken, insbesondere die Sozialausgaben (Bildung, Gesundheit, Altersrenten, soziale Transferleistungen, Grundeinkommen etc.). Auch Maßnahmen zum Umweltschutz wären inbegriffen (Verkehrsinfrastrukturen, Energie-wandel, Sanierungen zur Steigerung der Energieeffizienz etc.). 

Mehrere Punkte sind an dieser Stelle klarzustellen. Zuallererst kann eine sinnvolle Umweltpolitik nur dann Bestand haben, wenn sie von einem globalen sozialistischen Programm zur Reduzierung der Ungleichheit, zur dauerhaften Zirkulation von Macht und Eigentum sowie zur Neudefinition ökonomischer Indikatoren flankiert wird.16 Auf den letzteren Punkt 16 Siehe «Die Illusion einer zentristischen Umweltbewegung», 11. Juni 2019; 

«Für eine Kreislaufwirtschaft», 15. Oktober 2019. 
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möchte ich näher eingehen. Ein Austausch von Macht nutzt nichts, wenn die wirtschaftlichen Ziele beibehalten werden. 

Wir müssen die Rahmenbedingungen auf individueller und lokaler Ebene (vor allem durch die Einführung einer CO -

2

Karte) verändern, aber auch im nationalen Kontext. Das Bruttoinlandsprodukt muss durch den Begriff des Nationaleinkommens ersetzt werden. Das bedeutet, dass der Kapitalverbrauch abzuziehen ist, auch der Verbrauch von Naturkapital. Wir sollten uns auf die Verteilung konzentrieren, nicht auf Durchschnittswerte. Einkommensbezogene Kennzahlen, die für allgemeine Gerechtigkeitsnormen Voraussetzung sind, müssen um Umweltindikatoren ergänzt werden (insbesondere zum CO -

2

Ausstoß).17 

Ich betone, dass die Erbschaft für alle (die man auch «allgemeine Kapitalzuwendung» nennen kann) nur einen kleinen Teil der Staatsausgaben ausmacht. Die gerechte Gesellschaft, wie ich sie mir hier ausmale, beruht nämlich zuerst auf dem allgemeinen Zugang zu Gütern der Grundversorgung (Bildung, Gesundheit, Rente, Wohnen, Umwelt etc.), die eine Teilhabe am sozialen und wirtschaftlichen Leben erst ermöglichen. Ein solches Grunderbe lässt sich also nicht auf eine Geldzahlung beschränken. Doch sobald die sonstige Grundversorgung gesichert ist, wozu natürlich auch ein Grundeinkommen gehört,18 ist eine Erbschaft für alle zusätzlich eine bedeutsame Komponente einer gerechten Gesellschaft. Wenn man über ein Vermögen von 100 000 oder 200 000 Euro verfügt, ist das ein enormer Unterschied gegenüber 17 Zur weltweiten Ungleichheit bei CO -Emissionen und zur Konzentration 2

der größten individuellen Emissionen in den Vereinigten Staaten und Europa  siehe Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, Grafik 13.7, sowie ders. und Lucas Chancel, «Carbon and Inequality: From Kyoto to Paris», WID.world, Working Paper Series Nr. 2015/7. 

18 Das Grundeinkommen gehört voll und ganz zu den Bestandteilen einer gerechten Gesellschaft, wenn es in ein größeres Ganzes eingebunden wird und nicht als Pauschallösung verstanden wird. Siehe «Revenu de base ou salaire juste ?» [Grundeinkommen oder gerechter Lohn?], 13. Dezember 2016. 
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Zirkulation von Eigentum und Steuerprogression Progressive Vermögensteuern 
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Das vorgeschlagene Steuersystem besteht aus einer progressiven Vermögensbesteuerung (jährliche Vermögensteuer sowie Erbschaftsteuer) zur Finanzierung einer Kapitalzuwendung für alle jungen Erwachsenen und einer progressiven Einkommensteuer (inklusive Sozialabgaben und progressiver CO -Steuer), die dem Grundeinkommen, dem Sozialwesen und ökologischen Aufgaben zukommt 2

(Gesundheit, Bildung, Renten, Arbeitslosigkeit, Energieversorgung etc.). Die Zirkulation von Eigentum ist neben der paritätischen Vertretung von Angestellten und Aktionären in den Unternehmen Grund-bestandteil des partizipativen Sozialismus. 

Hinweis: In dem hier angeführten Beispiel erzielt die progressive Vermögensteuer ein Aufkommen von etwa 5 % des Nationaleinkommens und finanziert eine Kapitalzuwendung in Höhe von 60 % des durchschnittlichen Erbes, die an junge Erwachsene im Alter von 25 Jahren ausgezahlt wird. Die progressive Einkommensteuer erzielt ein Aufkommen von etwa 45 % des Nationaleinkommens und finanziert ein Grundeinkommen in Höhe von 60 % des durchschnittlichen Jahreseinkommens nach Steuern (5 % des Nationaleinkommens) sowie das Sozialwesen und ökologische Aufgaben (40 % 

des Nationaleinkommens). 

Quellen und Reihen: Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 1206. 

einem überhaupt nicht vorhandenen Vermögen (oder gar Schulden). Wenn man nichts besitzt, hat man keine Wahl: Man muss nahezu jedes Gehalt, fast alle Arbeitsbedingungen akzeptieren, denn die Miete muss bezahlt, die Familie ernährt werden. Besitzt man nun ein kleines Vermögen, hat man mehr Optionen: Man kann sich erlauben, ein paar Angebote abzulehnen, bis ein gutes dabei ist. Man kann erwägen, ein Unternehmen zu gründen oder eine Wohnung zu kaufen, um sich die monatliche Miete zu sparen. Durch eine Umverteilung des Eigentums kann man also alle Machtverhältnisse und gesellschaftlichen Herrschaftsbeziehun-gen neu definieren. 

Die hier genannten Steuersätze und Beträge dienen natürlich nur der Veranschaulichung. Manche werden die von mir vertre-
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tenen Spitzensteuersätze von 80–90 % auf Einkommen, Erbschaften und Vermögen übertrieben finden. 

Es handelt sich hierbei um eine komplexe Angelegenheit, die reiflicher Überlegung bedarf. Ich möchte bloß daran erinnern, dass derartige Steuersätze im 20. Jahrhundert in vielen Ländern veranschlagt wurden, allen voran in den Vereinigten Staaten in der Zeit von 1930 bis 1980. Alle mir vorliegenden historischen Fakten bringen mich zu dem Schluss, dass die Bilanz dieser Politik hervorragend war. Die Innovationskraft wurde dabei keineswegs eingeschränkt. Ganz im Gegenteil: Das Nationaleinkommen pro Kopf wuchs nach der Halbierung der Steuerprogression in den 1980er Jahren unter Reagan von 1990 bis 2020 nur halb so stark wie in den vorangegangenen Jahrzehnten.19 Der US-amerikanische Wohlstand des 20. Jahrhunderts (und allgemein jeder ökonomische Wohlstand in der Geschichte) beruhte auf einem deutlichen Bildungsvorsprung,20 sicherlich nicht auf einer größeren Ungleichheit. Auf Grundlage der mir vorliegenden historischen Fakten scheint mir die ideale Gesellschaft eine zu sein, in der jeder Mensch einige Hunderttausend Euro besitzt, einige Wenige vielleicht ein paar Millionen. Darüber hinausgehendes Eigentum (etwa von mehreren 10 und 100 Millionen, erst recht von mehreren Milliarden) wäre jedoch nur von kurzer Dauer und würde durch das Steuersystem schnell auf rationellere und sozial nützlichere Beträge reduziert. 

Andere werden meinen, die Steuersätze und Beträge wären zu gering. Tatsächlich würden die ärmeren jungen Erwachsenen, die aktuell überhaupt nichts erben, nach dem hier vorgeschlagenen Steuer- und Erbschaftsmodell 120 000 Euro erhalten, während die wohlhabenderen jungen Erwachsenen, die 19 Siehe Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, Grafik 11.13. Siehe auch «Für eine Kreislaufwirtschaft», 15. Oktober 2019. 

20 90 % einer Altersklasse besuchten in den 1950er Jahren in den USA eine Sekundarschule. In Westeuropa und Japan waren es damals gerade einmal 20–30 %. 
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aktuell eine Million Euro erben, mit 600 000 bedacht würden.21 Von der völligen Chancengleichheit, einem oft geforderten  theo retischen Prinzip, das selten konsequent angewandt wird, ist man also noch weit entfernt. Meines Erachtens ist es möglich und wünschenswert, noch viel weiter zu gehen. 

In jedem Fall dienen die hier genannten Steuersätze und Beträge nur der Veranschaulichung und sollen zum Nachdenken über das ideale System anregen, das man langfristig erreichen möchte. Sie sollen nicht bestimmten Strategien des Gradualismus vorgreifen, die womöglich hier und da in besonderen historischen und politischen Kontexten verfolgt werden. In Frankreich könnte ein aktuelles Ziel etwa darin bestehen, eine Vermögensteuer in modernisierter Form wiedereinzuführen, auf der Grundlage vorausgefüllter Vermögenserklärungen und einer strengeren Kontrolle als in der Vergangenheit. In diesem Zuge könnte man die Grundsteuer senken, die eine besonders belas-tende und ungerechte Vermögensteuer darstellt, insbesondere für Haushalte, die sich zum Eigentumserwerb verschulden.22

Sozialföderalismus: für eine andere Globalisierung Es sei noch einmal deutlich gesagt: Es ist durchaus möglich, schrittweise zu einem partizipativen Sozialismus überzugehen, indem wir das Rechts-, Steuer- und Sozialsystem in diesem oder jenem Land weiterentwickeln, ohne dass sich der ganze Planet einig wird. So sind übrigens auch der Sozialstaat und der  Rückgang der Ungleichheit im 20. Jahrhundert zustande gekommen. Bildungsgleichheit und Sozialstaat können heute Land für Land wiederbelebt werden. Deutschland und Schweden haben nicht auf eine Erlaubnis der Europäischen Union 21 Nach Erbschaftsteuer und allgemeiner Zuwendung. 

22 Siehe «Abschaffung der Vermögensteuer: ein historischer Fehler», 10. Oktober 2017; «‹Gilets jaunes› et justice fiscale» [«Gelbwesten» und Steuergerechtigkeit], 11. Dezember 2018. 
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oder der Vereinten Nationen gewartet, um die betriebliche Mitbestimmung einzuführen, und die anderen Länder könnten es ihnen sofort gleichtun. Die Einnahmen aus der Vermögensteuer erhöhten sich vor der Abschaffung 2017 beträchtlich, was nur beweist, dass das Argument der Steuerflucht ein Mythos ist. Damit ist auch gesagt, dass die unverzügliche Einführung einer modernisierten Vermögensteuer möglich ist. 

Unter dieser Voraussetzung leuchtet ein, dass wir noch weiter und schneller vorankommen, wenn wir eine internationalis-tische Sichtweise einnehmen und die internationalen Zusammenhänge auf eine bessere Grundlage stellen. Im Allgemeinen müssen wir, damit der Internationalismus wieder eine Chance hat, der Ideologie des unbeschränkten Freihandels den Rücken kehren, die uns in den vergangenen Jahrzehnten durch die Globalisierung geführt hat. Stattdessen brauchen wir ein anderes Wirtschaftssystem, ein Entwicklungsmodell, das auf eindeu-tigen und nachvollziehbaren Prinzipen ökonomischer, steuerlicher und ökologischer Gerechtigkeit beruht. Wichtig ist, dass dieses neue Modell von seinen Zielen her internationalistisch sein muss, in seiner praktischen Umsetzung jedoch souveränistisch, d. h. jedes Land, jede politische Einheit muss Bedingungen für den Handelsverkehr mit dem Rest der Welt festlegen, ohne die einstimmige Genehmigung der Partner abzuwarten. 

Die Schwierigkeit liegt darin, dass dieser Souveränismus mit Universalitätsanspruch nicht immer leicht vom nationalistischen Souveränismus zu unterscheiden sein wird, der aktuell auf dem Vormarsch ist. 

Ich möchte an dieser Stelle erneut betonen, wie man die verschiedenen Ansätze unterscheiden kann. Das ist meines Erachtens das zentrale Ziel für die Zukunft.23 Bevor wir darüber 23 Siehe «Für einen neuen Internationalismus», 14. Juli 2020. Ich komme auf diese Fragen auch in einigen anderen Kolumnen zurück: «Für eine andere Globalisierung», 15. November 2016; «Europa und die Klassenspaltung», 14. Mai 2019; «Sozialföderalismus gegen Nationalliberalismus», 11. Februar 2020. 
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nachdenken, einseitig Sanktionen gegen Länder zu verhängen, die Sozial-, Fiskal- und Klimadumping betreiben, was ohnehin nur als Anreiz gedacht sein darf und reversibel zu sein hat, müssen wir anderen Ländern ein Kooperationsmodell vorschlagen, das auf universellen Werten wie sozialer Gerechtigkeit, Verringerung von Ungleichheit und Schutz des Planeten beruht. 

Dafür müssen wir vor allem genau benennen, welche transnationalen Versammlungen mit globalen öffentlichen Gütern (Klima, medizinische Forschung etc.) und gemeinsamen Maßnahmen für Steuer- und Klimagerechtigkeit beauftragt werden könnten (gemeinsame Steuern auf Gewinne von Großunternehmen und Besteuerung der höchsten Einkommen, Vermögen und CO -Emissionen). Das gilt vor allem auf europäischer 2

Ebene, wo das Einstimmigkeitserfordernis und die Tagungen hinter verschlossenen Türen ein Ende haben müssen. Das Manifest für die Demokratisierung Europas (tdem.eu) schlägt Schritte in diese Richtung vor, und die 2019 neu einberufene Deutsch-Französische Parlamentarische Versammlung (die leider keine wirkliche Macht hat) stellt unter Beweis, dass eine kleine Gruppe von Ländern neue Institutionen gründen kann und dafür nicht den einstimmigen Beschluss aller anderen Länder abwarten muss.24

Über Europa hinaus haben die Diskussionen zum Sozialföderalismus auch eine allgemeinere Tragweite. Die Länder Westafrikas versuchen momentan, ihre gemeinsame Währung neu zu definieren und endgültig aus der kolonialen Vormund-schaft auszubrechen. Dabei bietet sich die Gelegenheit, die westafrikanische Währung in den Dienst eines Entwicklungsprojekts zur Investition in Jugend und Infrastrukturen zu stellen statt nur in den Dienst der Kapitalmobilität der Reichsten. 

24 Siehe «Manifest für die Demokratisierung Europas», 10. Dezember 2018; 

«Die Deutsch-Französische Versammlung, eine einzigartige Chance für Steuergerechtigkeit in Europa», 21. Februar 2020. 
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In Europa übersieht man leider allzu oft, dass die UEMOA (Westafrikanische Wirtschafts- und Währungsunion) in bestimmten Punkten weiter fortgeschritten ist als die Eurozone. 

So gibt es seit 2008 eine Richtlinie, die eine gemeinsame Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteuer festlegt und jedes Land dazu verpflichtet, einen Steuersatz zwischen 25 und 30 % 

zu erheben. Zu einem solchen Beschluss konnte sich die Europäische Union noch nicht durchringen. Allgemein besteht aufgrund der neuen weltweiten währungspolitischen Entwicklungen der vergangenen zehn Jahre der Bedarf, ein neues Gleichgewicht zwischen währungspolitischen und steuerlichen Ansätzen zu finden. Auch dabei ist eine vergleichende, historische und transnationale Perspektive entscheidend.25

Für einen feministischen, diversen und  

universalistischen Sozialismus

Der von mir erhoffte partizipative Sozialismus beruht auf mehreren Säulen: Bildungsgleichheit und Sozialstaat; permanente Zirkulation von Macht und Eigentum; Sozialföderalismus; nachhaltige und gerechte Globalisierung. Es ist wichtig, dass wir die unterschiedlichen Formen von Sozialismus und Sozialdemokratie, mit denen im 20. Jahrhundert experimentiert wurde, streng auf diese Punkte untersuchen. 

Zu den zahlreichen Versäumnissen von Sozialismus und Sozialdemokratie im vergangenen Jahrhundert gehört auch die ungenügende Berücksichtigung der Themen Patriarchat und Postkolonialismus. Der springende Punkt ist, dass diese unterschiedlichen Aspekte nicht getrennt voneinander zu betrachten sind. Sie müssen im Rahmen eines globalen sozialistischen Projekts auf der Grundlage einer wirklichen Gleichheit an 25 Siehe «Ist die Geldschöpfung unsere Rettung?», 9. Juli 2019; «Die Zeit des grünen Geldes», 12. Mai 2020. 
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sozialen, ökonomischen und politischen Rechten behandelt werden. 

Alle menschlichen Gesellschaften waren bis heute auf die eine oder andere Art patriarchalisch. Die Männerherrschaft spielte eine wichtige, explizite Rolle in allen Ideologien der Ungleichheit bis zum frühen 20. Jahrhundert, ob in Ideologien der Ständegesellschaft, des Eigentums oder der Kolonialherrschaft. 

Im 20. Jahrhundert wurden die Herrschaftsmechanismen sub-tiler, blieben aber real: Die formale Rechtegleichheit setzte sich nach und nach durch, aber die Ideologie der Frau am Herd als soziales Ziel erlebte eine Sternstunde, vor allem in Zeiten des Wirtschaftswunders. In Frankreich bestand die Arbeitnehmer-schaft zu Beginn der 1970er Jahre zu fast 80 % aus Männern.26 

Auch hier ist die Frage von Indikatoren und ihr Politisieren entscheidend. Allzu oft gibt man sich mit der Aussage zufrieden, dass die Gehaltsunterschiede von Männern und Frauen 

«bei gleicher Arbeit» zwischen 15 und 20 % liegen. Dabei kommen Frauen doch gerade nicht in die gleichen Positionen wie Männer. Am Ende der Karriere (und im gesamten Ruhestand, wenn man Unterbrechungen in der Erwerbsbiografie außen vor lässt) liegt der durchschnittliche Gehaltsunterschied in Wirklichkeit bei 64 %. Bei den bestbezahlten Posten gibt es nur sehr langsame Veränderungen: Beim aktuellen Wachstum des Frauenanteils ist eine Parität erst im Jahr 2102 erreicht.27

Um diese Entwicklung zu beschleunigen und das Patriarchat wirklich zu überwinden, brauchen wir zwingende, überprüfbare und mit Sanktionen versehene Maßnahmen, und zwar für Führungspositionen in Wirtschaft, Verwaltung und Universitäten, aber auch in politischen Versammlungen. Jüngere Forschungen zeigen, dass eine stärkere Repräsentation von Frauen 26 Siehe Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, Kapitel 13. 

27 Siehe «Gehaltsunterschiede zwischen Männern und Frauen: 19 oder 64 %?», 7. November 2016. 
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mit einer besseren Vertretung benachteiligter sozialer Schichten einhergehen könnte, die heute in Versammlungen fast überhaupt nicht vertreten sind. In anderen Worten soll die Parität der Geschlechter auch die soziale Parität vorantreiben.28

Die Frage der geschlechterbezogenen Diskriminierungen muss auch im Zusammenhang mit dem Kampf gegen rassistische Diskriminierungen verstanden werden, vor allem wenn es um den Zugang zu bestimmten Arbeitsplätzen geht. Dazu ist auch eine kollektive und von den Staatsbürgern vorangetrie-bene Identifikation mit der kolonialen und postkolonialen Geschichte erforderlich. Einige kommen heute ins Grübeln, wenn sie Demonstranten jeglicher Herkunft dabei beobachten, wie sie Statuen von Sklavenhändlern attackieren, die noch immer zahlreiche europäische und US-amerikanische Städte zieren. 

Es ist wichtig, die Konsequenzen aus dieser gemeinsamen Geschichte zu ziehen. 

In Frankreich wird allzu oft vergessen, dass Haiti dem französischen Staat von 1825 bis 1950 erhebliche Schulden zurückzahlen musste, nur um frei zu sein und die Sklavenhalter finanziell zu entschädigen (da sie nach damaliger Ideologie zu Unrecht enteignet wurden). Die Haitianer fordern jetzt von Frankreich Reparationszahlungen für diesen unbilligen Tribut, und man kann es ihnen nicht verdenken. Die Diskussion lässt sich nicht ewig aufschieben, wenn man zugleich heute noch Entschädigungen für die Plündereien des Zweiten Weltkriegs zahlt. Allgemein vergisst man gern, dass die Abschaffung der Sklaverei durch Frankreich und Großbritannien immer mit Entschädigungen an die Eigentümer einherging, nie jedoch an die Sklaven selbst. Eine Entschädigung ehemaliger Sklaven wurde gegen Ende des amerikanischen Bürgerkriegs in Betracht gezogen (der berühmte Maulesel und die 40 Morgen Land), doch nichts 28 Siehe Julia Cagé,  Libres et égaux en voix [Frei und gleich an Stimmen], Paris: Fayard, 2020. 
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geschah, weder 1865 noch ein Jahrhundert später mit dem Ende der legalen Segregation 1965. Dabei erhielten japanische Amerikaner 1988 eine Entschädigung von jeweils 20 000 Dollar für die rechtswidrige Internierung im Zweiten Weltkrieg. Eine Entschädigung dieser Art an die afroamerikanischen Opfer der Segregation hätte einen starken symbolischen Wert.29

Doch diese legitime und komplexe Debatte über Reparatio-nen, die erforderlich ist, um Vertrauen in eine gemeinsame Norm von Entscheidungsfindung und Gerechtigkeit zu schaffen, muss aus universalistischer Perspektive geführt werden. 

Um die Schäden von Rassismus und Kolonialismus in der Gesellschaft zu beheben, können wir uns nicht damit begnügen, ewig generationsübergreifende Entschädigungen zu leisten. 

Wir müssen uns auch und vor allem der Zukunft zuwenden und das Wirtschaftssystem verändern. Grundlage dafür ist der Abbau von Ungleichheit und ein gleicher Zugang zu Bildung, Arbeit und Eigentum. Dazu gehört auch eine Mindesterbschaft für alle, unabhängig von der Herkunft. Sie käme zu den Entschädigungen hinzu, welche die japanischen Amerikaner erhalten haben und die Afroamerikaner erhalten könnten. Die beiden Perspektiven der Entschädigung und der universellen Rechte müssen sich ergänzen und dürfen sich nicht widerspre-chen. 

Ebenso auf internationaler Ebene. Die legitime Debatte zu den Reparationszahlungen an Länder wie Haiti muss mit einem notwendigen Nachdenken über ein neues universelles System internationaler Transferleistungen einhergehen. Insbesondere die aktuelle Epidemie bietet Anlass zum Nachdenken über eine Mindestzuwendung für Gesundheit und Bildung, von der alle Bewohner der Erde profitieren können. Finanziert würde das durch einen universellen Anspruch aller Länder auf einen Teil des Steueraufkommens der wohlhabendsten Wirtschaftsakteure 29 Siehe «Rassismus bekämpfen, Geschichte reparieren», 16. Juni 2020. 

32

Vorwort

der ganzen Welt: Großunternehmen und Privathaushalte mit hohen Einkommen und Vermögen. Schließlich beruht dieser Wohlstand auf einem Weltwirtschaftssystem und zusätzlich auf der jahrhundertelangen zügellosen Ausbeutung natürlicher und menschlicher Ressourcen des Planeten. Er erfordert heute also eine weltweite Regulierung, um sozial und ökologisch nachhaltig zu sein.30

Abschließend möchte ich noch betonen, dass der von mir vertretene partizipative Sozialismus nicht von oben herab dik-tiert wird: Auf eine proletarische Avantgarde zu warten, die ihre Lösungen durchsetzt, erübrigt sich. Die hier erwähnten Instrumente sollen eine Diskussion anstoßen, nicht jedoch ab-schließen. Wirklicher Wandel kann sich nur ereignen, wenn sich die Bürger der sozioökonomischen Fragestellungen und der Indikatoren für eine kollektive Entscheidungsfindung annehmen. Ich hoffe, dass diese Zeilen und die nachfolgenden Texte dazu beitragen können. 

30 Siehe «Das Schlimmste verhindern», 14. April 2020. Siehe auch Simon Reid-Henry, «Global Public Investment: Redesigning International Public Finance for Social Cohesion»,  Revue d’économie du développement, Bd. 27, Nr. 2, 2020, S. 169–201. 
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Der IWF, die Ungleichheit und die ökonomische Forschung

20. September  2016

Vor einigen Wochen veröffentlichte der Internationale Wäh-rungsfonds (IWF) eine Studie, die einige der in meinem Buch Das Kapital im 21. Jahrhundert  beschriebenen Mechanismen der Ungleichheit infrage stellt.1

Um es klar zu sagen: Ich bin sehr froh, dass mein Buch dazu beitragen konnte, die öffentliche Debatte über Ungleichheiten anzuregen. Alle Beiträge zu dieser Debatte sind gut! Allerdings erscheint mir die IWF-Studie doch relativ schwach und ich möchte kurz darlegen, warum sie nicht überzeugt. Bereits in meinem (leider sehr umfangreichen) Buch und in mehreren kürzeren Artikeln jüngeren Datums bin ich auf ähnliche Argumente eingegangen.2 Doch selbstverständlich entwickelt sich 1  Thomas Piketty,  Das Kapital im 21. Jahrhundert. Siehe Marie Charrel, «Une étude du FMI conteste les théories de Thomas Piketty sur les inégalités» 

[Eine IWF-Studie stellt Thomas Pikettys Ungleichheitstheorien infrage],  Le Monde, 11. August 2016, und die vollständige Studie des IWF: Carlos Goes, 

«Testing Piketty’s Hypothesis on the Drivers of Income  Inequality: Evidence from Panel VARs with Heterogeneous Dynamics», IMF Working Paper, 2016. 

2  Siehe etwa Thomas Piketty, «About  Capital in the Twenty-First Century», American Economic Review,  Bd. 105, Nr. 5, 2015, S. 48–53; ders.  ,  «Putting Distribution Back at the Center of Economics: Reflections on Capital in the Twenty-First Century»,   Journal of Economic Perspectives,  Bd. 29,  Nr. 1, 2015, S. 67–88; ders.  ,  «Vers une économie politique et historique. Réflexions sur le capital au XXIe siècle» [Auf dem Weg zu einer politischen und historischen Ökonomie. Gedanken über das Kapital im 21. Jahrhundert],  Anna-
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Der IWF, die Ungleichheit und die ökonomische Forschung die Diskussion weiter, zumal es um recht komplexe und kon-troverse Themen geht. 

Fassen wir zusammen. Die IWF-Studie will beweisen, dass es keinen systemischen Zusammenhang zwischen der Ungleichheit einerseits und der Differenz zwischen Kapitalrendite (r) und Wachstumsrate (g) andererseits gäbe. Dafür verwendet sie eine Kennzahl für Ungleichheit und eine weitere für die Abweichung von r und g in einigen entwickelten Ländern von 1980 bis 2012. Anhand dieser Indikatoren soll ermittelt werden, ob eine statistische Relation zwischen beiden Variablen besteht. Es handelt sich also um eine statistische Regression zwischen einer Kennzahl für Ungleichheit und einer für r-g (r minus g). Eine solche Regression durchzufüh-ren, ist grundsätzlich nicht verkehrt, solange adäquate Daten vorliegen. Der IWF verwendet jedoch auf beiden Seiten der Regressionsgleichung, sowohl für die Ungleichheit als auch für r-g, völlig ungeeignete Angaben. So ist es beinahe unmöglich, sinnvolle Schlüsse zu ziehen. 

Beginnen wir bei der Kennzahl für Ungleichheit. Zunächst einmal legt der IWF eine Einkommens- und keine Vermögensungleichheit zugrunde. Das ist ein riesiges Problem, denn Einkommensungleichheit entsteht hauptsächlich durch unterschiedliche Arbeitseinkommen in Form von Gehältern und Erlösen aus selbstständiger Tätigkeit. Das Arbeitseinkommen macht auch bei weitem den größten Anteil aller Einkommen aus, vor Dividenden, Zinsen, Mieten und anderen Kapitalerträ-gen. Die genauen Anteile variieren je nach Land und Zeitraum, liegen aber bei den vom IWF betrachteten Ländern und Zeiträumen etwa in einem Verhältnis von 70 zu 30 %. Nun hängt das Spektrum der Arbeitseinkommen aber von allen möglichen les. Histoire, sciences sociales,  Bd. 70, Nr. 1, 2015, S. 125–138. Weitere Texte in französischer Sprache sind zu finden auf: http://piketty.pse.ens.fr/fr/artic-les-de-presse/97. 
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arbeitsmarktbezogenen Mechanismen ab: Ungleichheit beim Zugang zu Bildung, technischer Wandel, internationaler Wettbewerb, Entwicklung der Rolle der Gewerkschaften und des Mindestlohns, Führungsentscheidungen in Unternehmen, Regeln zur Vergütung von Führungskräften etc. Die Differenz zwischen r und g spielt in diesem Zusammenhang jedoch keine Rolle; sie betrifft lediglich die Dynamik der Kapitaleinkommen und ihrer Verteilung. 

Wie ich in meinem Buch und in den oben angeführten Artikeln  erläutere,3 beeinflussen in erster Linie Arbeitsmarkt-mechanismen die wachsenden Einkommensungleichheiten, die seit den 1980er Jahren in vielen Ländern zu beobachten sind, insbesondere in den Vereinigten Staaten. Es bestehen berechtigte Meinungsverschiedenheiten in der Frage, wie die jeweiligen Einflussfaktoren für die zunehmend ungleich verteilten Arbeitseinkommen zu gewichten sind. Ich betone etwa die Rolle der institutionellen und politischen Unterschiede zwischen den Ländern,4 während andere den Einfluss des technischen Wandels und des internationalen Wettbewerbs hervorheben, den ich im Übrigen nicht bestreite. Anhand dieser Faktoren lässt sich jedoch nicht erklären, warum die Ungleichheit in den USA und Großbritannien deutlich stärker gestiegen ist als in Deutschland, Schweden, Frankreich oder Japan. Jedenfalls haben diese verschiedenen Mechanismen streng genommen nichts mit der Differenz zwischen der Kapitalrendite r und der Wachstumsrate g zu tun. Eine Regressionsanalyse für den Zusammenhang einer allgemeinen Kennzahl für die Ungleichheit von Einkom-3  Siehe Thomas Piketty,  Das Kapital im 21. Jahrhundert, insbesondere die Kapitel  7–9. 

4  Insbesondere zu den Ungleichheiten beim Zugang zu Bildung, dem Mindestlohn, den Gehältern von Führungskräften und den diesbezüglichen Auswirkungen der Steuerprogression siehe Thomas Piketty, Emmanuel Saez und Stefanie Stantcheva, «Optimal Taxation of Top Labor Incomes: A Tale of Three Elasticities»,  American Economic Journal: Economic Policy, Bd. 6, Nr. 1, 2014, S. 230–271. 
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Der IWF, die Ungleichheit und die ökonomische Forschung men (die hauptsächlich auf ungleichen Arbeitseinkünften beruht) und der Differenz r-g ist daher sinnlos. 

Es wäre stichhaltiger gewesen, einen Indikator für die Ungleichheit von Vermögen anzusetzen. So hätte der verstärkende Effekt einer größeren Differenz r-g auf die Vermögensverteilung bei gleichbleibender Ungleichheit der Arbeitseinkommen und ansonsten unveränderten Bedingungen (insbesondere bei gleichbleibenden Sparquoten) gemessen werden können. Aktuell liegen historische Vermögensdaten über lange Zeiträume nur für wenige Länder vor (Frankreich, Großbritannien, USA, Schweden). Daher eignen sie sich noch nicht für eine Regression wie die des IWF. Wie ich in meinem Buch darlege,5 lässt sich die hohe Vermögenskonzentration in diesen Ländern im 19. Jahrhundert und bis zum Ersten Weltkrieg nur erklären, wenn man einen solchen Mechanismus wie die Differenz r-g unterstellt. Intuitiv führen eine höhere Kapitalrendite, die – wie es ab dem 19. Jahrhundert bis 1914 der Fall war  – nicht von Besteuerung, Inflation oder Zerstörungen gebremst wird, und eine geringere Wachstumsrate zu einer Verstärkung und Ver-stetigung der in der Vergangenheit entstandenen Vermögensungleichheiten.6 Die individuellen französischen Nachlassdaten, die Gilles Postel-Vinay, Jean-Laurent Rosenthal und ich in den Registerarchiven für die Zeit von der Französischen Revolution bis heute zusammengetragen haben, belegen die Bedeutung dieses Mechanismus. Sie weisen die historische Entwicklung des Reichtums nach Alter nach.7 Das soll jedoch nicht heißen, dass 5  Thomas Piketty,  Das Kapital im 21. Jahrhundert, insbesondere die Kapitel 10–12. 

6  Für ein dieser Intuition nachgehendes formales Modell und entsprechende Simulationen bei gegebenen arbeitsbezogenen Ungleichheiten siehe Thomas Piketty und Gabriel Zucman, «Wealth and Inheritance in the Long Run», in: Anthony B. Atkinson und François Bourguignon (Hg.),  Handbook of  Income  Distribution,  Bd. 2B, Amsterdam: Elsevier, 2015, S. 1303–1368. 

7  Siehe insbesondere Thomas Piketty, Gilles Postel-Vinay und Jean- Laurent Rosenthal, «Wealth Concentration in a Developing Economy: Paris and 

Der IWF, die Ungleichheit und die ökonomische Forschung 39

die Differenz r-g der einzige Mechanismus wäre. Die Geschichte der Ungleichheiten ist komplex und hat viele Dimensionen. Die Forschung geht weiter. Doch diese Dynamik, die Vermögensungleichheiten verstärkt, ist zumindest auch zu berücksichtigen, sei es nur, um sinnvolle Daten zu untersuchen. 

Darüber hinaus ist weiteres Zahlenmaterial zu Einkommen und Vermögen zu erheben, wobei die verschiedenen Mechanismen der Ungleichheit in Bezug auf Arbeit, Qualifizierung und Gehaltsbildung sowie der Ungleichheit in Bezug auf Kapital, Zugang zu Eigentum und Kapitalrenditen streng zu trennen sind. Diese beiden Arten von Mechanismen sind miteinander verknüpft, folgen aber jeweils eigenen Logiken. Dieser lang-wierigen Arbeit widmen wir uns im Rahmen der World Wealth and Income DataBase8 (WID.world), einer Datenbank, wie es sie noch nicht gab, die meine Kollegen Facundo Alvaredo, Tony Atkinson, Emmanuel Saez und Gabriel Zucman seit fast 15 Jahren gemeinsam mit mir pflegen und an der sich inzwischen mehr als 90  Forscher aus nahezu 70  Ländern weltweit beteiligen. Eine der nützlichsten Folgen der Debatten um das Kapital im 21. Jahrhundert, das sich in weiten Teilen auf diese Datenbank stützt, besteht darin, dass wir jetzt Zugriff auf die Steuer- und Finanzarchive vieler Länder haben, die uns früher verschlossen waren, vor allem in Asien, Afrika und Lateiname-rika. Neue Daten stellen wir nach und nach mit allen technischen Details zu ihrer Entstehung online. 

Statt sich auf schlecht konstruierte Regressionsanalysen zu stützen, um überholte ideologische Positionen zu verteidigen, wären die Ökonomen des IWF gut beraten, mehr Zeit damit zu verbringen, zur allgemeinen Bemühung um mehr finanzielle France, 1807–1994»,  American Economic Review,  Bd. 96, Nr. 1, 2006, S. 236–

256; dies., «Inherited vs Self-made Wealth: Theory & Evidence from a Rentier Society (Paris, 1872–1927)»,  Explorations in Economic History,   Bd. 51, Nr. C, 2014, S. 21–40. 

8 http://www.wid.world. 
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Der IWF, die Ungleichheit und die ökonomische Forschung Transparenz und der Sammlung besserer Daten zur Ungleichheit beizutragen. 

Das zweite Problem der IWF-Studie ist mindestens genauso schwerwiegend wie das erste. Es besteht in der Berechnungs-methode der Differenz von r und g. Der IWF verwendet für die Kapitalrendite r den Zinssatz für Staatsanleihen. Problematisch ist dabei, dass große Portfolios und hohe Vermögen (auch wenn der IWF vom Gegenteil überzeugt sein mag) nicht in Staatsanleihen investiert sind. Wie ich in meinem Buch aufzeige,9 

lässt sich das explosive Wachstum der weltweit größten Vermögen in den letzten Jahrzehnten nur erklären, wenn man berücksichtigt, dass die verschiedenen Vermögensstufen Zugang zu ganz unterschiedlichen Renditen haben. Der Inhaber eines Spar-buchs und der Eigentümer eines großen Portfolios an Aktien und Derivaten erzielen nicht die gleiche Kapitalrendite r. Lässt man diesen Fakt außer Acht, ist der Einfluss der Kapitalrenditen auf die Dynamik der Vermögensungleichheiten nur schwer zu erkennen. 

Wirft man einen Blick auf die Vermögensweltranglisten (die alles andere als eine perfekte Datengrundlage sind, aber ein rea-listischeres Bild der oberen Vermögenskategorien vermitteln als Selbstauskünfte in amtlichen Umfragen), so stellt man fest, dass die größten Vermögen weltweit jährlich seit den 1980er Jahren um 6–7 % wuchsen, wogegen das Durchschnittsvermögen um knapp 2,1 % und das Durchschnittseinkommen um 1,4 % stiegen (siehe nachfolgende Tabelle). 

Diese Entwicklung ist ihrerseits das Ergebnis von vielfältigen und komplexen Phänomenen. Die neuen Technologievermö-gen und Innovatoren haben ebenso eine Rolle gespielt wie die Privatisierungswelle natürlicher Ressourcen: Die rus sischen Milliardäre sind nicht die Erfinder der Öl- und Gas vorkommen, sie sind nur deren Eigentümer geworden und  haben anschlie-9  Thomas Piketty,  Das Kapital im 21. Jahrhundert, insbesondere Kapitel 12. 
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Die Wachstumsrate der 

weltweit größten Vermögen, 1987–2013

Durchschnittliche reale Wachstumsrate pro Jahr Zeitraum 1987–2013

(inflationsbereinigt)

Das reichste Hundertmillionstel (ungefähr 

30 Erwachsene auf 3 Milliarden in den 

1980er Jahren, 45 auf 4,5 Milliarden 

6,8 %

in den 2010er Jahren)

Das reichste Zwanzigmillionstel (ungefähr 

150 Erwachsene auf 3 Milliarden in den 

1980er Jahren, 225 auf 4,5 Milliarden 

6,4 %

in den 2010er Jahren)

Weltweites Durchschnittsvermögen

2,1 %

pro Erwachsenem

Weltweites Durchschnittseinkommen 

1,4 %

pro Erwachsenem

Erwachsene Weltbevölkerung

1,9 %

Globales BIP

3,3 %

Von 1987 bis 2013 stiegen die größten Vermögen weltweit zwischen 6 und 7 % pro Jahr gegenüber einem jährlichen Wachstum des weltweiten Durchschnittsvermögens um 2,1 % und des weltweiten Durchschnittseinkommens um 1,4 %. Alle Wachstumsraten sind um die Inflation bereinigt, die von 1987 bis 2013 jährlich bei 2,3 % lag. 

Quellen: siehe piketty.pse.ens.fr/capital21c. Thomas Piketty,  Das Kapital im 21. Jahrhundert, S. 579. 

ßend ihr Portfolio diversifiziert. Und auch ehemalige Staats-monopole wie etwa Telekommunikationsunternehmen gingen zu niedrigen Preisen in private Hände über, in Mexiko zum Beispiel an Carlos Slim, aber auch in vielen anderen Ländern. 

Ab einer gewissen Höhe wachsen die Vermögen auto matisch mit überdurchschnittlichem Tempo, unabhängig von ihrer Herkunft. 

Dies bestätigen die öffentlichen Daten zu den Renditen der Stiftungsvermögen großer amerikanischer Universitäten, die im Gegensatz zu den Portfolios von Einzelpersonen frei verfügbar sind. Es lassen sich extrem hohe Renditen beobachten (durchschnittlich 8,2 % pro Jahr von 1980 bis 2010, bereinigt 
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amerikanischer Universitäten, 1980–2010

Durchschnittliche Realrendite pro Jahr 

Zeitraum 1980–2010

(bereinigt um Verwaltungskosten und Inflation) Universitäten insgesamt (850) 

8,2 %

davon: Harvard–Yale–Princeton

10,2 %

davon: Stiftungsvermögen über 

1 Milliarde Dollar (60) 

8,8 %

davon: Stiftungsvermögen zwischen 

500 Millionen und 1 Milliarde Dollar (66) 

7,8 %

davon: Stiftungsvermögen zwischen 100 

7,1 %

und 500 Millionen Dollar (226) 

davon: Stiftungsvermögen unter 100 

Millionen Dollar (498) 

6,2 %

Von 1980 bis 2010 erzielten amerikanische Universitäten eine durchschnittliche Realrendite von 8,2 % auf ihr Stiftungsvermögen, die umso höher ausfiel, je höher ihr anfängliches Vermögen war. 

Die Renditen sind um alle Verwaltungskosten und die Inflation bereinigt, die von 1980 bis 2010 

jährlich bei 2,4 % lag. 

Quellen: siehe piketty.pse.ens.fr/capital21c. Thomas Piketty,  Das Kapital im 21. Jahrhundert, S. 598. 

um Verwaltungskosten und Inflation), mit einer starken Ab-stufung nach Größe des Vermögens (von 6 % für kleinere Vermögen bis zu über 10 % für die größten). 

Es ist lange her, dass amerikanische Universitäten ihr Stiftungsvermögen in Staatsanleihen investierten. Die öffentlich einsehbaren Daten zeigen vielmehr, dass sie sehr hohe Renditen durch Anlagen in äußerst riskante und komplexe Vermögensgegenstände erzielen (Aktienderivate und Rohstoffe, nicht bör-sennotierte Gesellschaften etc.), die kleinen Portfolios nicht zugänglich sind. Wir verfügen leider nicht über ebenso detaillierte Daten für Portfolios von Einzelpersonen, aber alles deutet darauf hin, dass es sich ähnlich verhält (möglicherweise weniger extrem). Jedenfalls kommt es mir nicht seriös vor, wenn man den Einfluss der Differenz zwischen r und g auf ungleiche Vermögensdynamiken zu untersuchen vorgibt und da-
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bei einfach die Unterschiede der jeweils zu erzielenden Renditen ignoriert, indem man pauschal den Zinssatz der Staatsschulden ansetzt. 

Ein letzter Punkt: Ich möchte betonen, dass Kontroversen dieser Art für die demokratische Diskussionskultur ganz natürlich und gesund sind. Einigen wäre es lieber, die «Experten» 

in Wirtschaftsfragen würden sich endlich einigen, damit der Rest der Gesellschaft die entsprechenden Konsequenzen ziehen kann.10 Ich verstehe diese Sichtweise, doch zugleich erscheint sie mir illusorisch. Die sozialwissenschaftliche Forschung, von der sich die Ökonomie, auch wenn manche das anders sehen mögen, nicht trennen lässt, kommt stockend voran und wird immer unvollkommen bleiben. Ihr Sinn besteht nicht darin, fertige Gewissheiten zu produzieren. Es gibt kein universelles Gesetz der Ökonomie, es gibt lediglich vielfältige historische Erfahrungen und unvollkommene Daten, die geduldig zu untersuchen sind, um aus ihnen ein paar vorläufige und un-gefähre Lehren zu ziehen. Jeder muss sich selbst mit diesen Fragen und Materialien befassen, um sich eine eigene Meinung zu bilden, unbeeindruckt von Autoritätsargumenten jeglicher Art. 

10 Diesen Standpunkt vertritt etwa Marie Charrel, «Une étude du FMI conteste les théories de Thomas Piketty sur les inégalités». 

Gehaltsunterschiede zwischen Männern und Frauen: 19 oder 64 %? 

7. November  2016

Frankreich geht heute auf die Straße, um gegen die Gehaltsunterschiede zwischen Männern und Frauen zu protestieren. 

Die Zahl des Tages lautet 19 %. So hoch ist schätzungsweise der durchschnittliche Gehaltsunterschied zwischen Männern und Frauen für die gleiche Arbeit. Anders ausgedrückt arbeiten Frauen ab dem 7. November, 16:34  Uhr, für Männer. Diese symbolträchtige Zahl darf jedoch nicht davon ablenken, dass die Lage in Wirklichkeit sogar noch schlechter ist. Frauen haben nämlich längst nicht immer Zugang zu denselben Berufen wie Männer. 

Werfen wir zunächst einen Blick auf die nach Altersgruppen gegliederten Quotienten aus dem durchschnittlichen Arbeitseinkommen von Männern und Frauen (in allen Berufen, einschließlich der Arbeitslosen) in Frankreich im Jahr 2014.1 Es lässt sich feststellen, dass die Ungleichheit mit dem Alter stark ansteigt, der Quotient liegt zu Beginn der Karriere bei etwas über 1,2 und am Ende bei über 1,6. 

Im Alter von etwa 25 Jahren arbeiten Frauen demnach fast genauso oft wie Männer. Durchschnittlich haben sie relativ vergleichbare Stellen, sodass die Einkommenslücke (25 %) im 1  Die Ergebnisse entstammen Untersuchungen zur Dynamik der Ungleichheit in Frankreich, die ich mit Bertrand Garbinti und Jonathan Goupille-Lebret unternommen habe. Siehe die vollständige Darstellung: http://piketty. 

pse.ens.fr/files/GGP2016DINASlides.pdf. 
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Einkommensungleichheit zwischen Männern und Frauen in Frankreich 2014: mit dem Alter steigende Differenz wegen immer weniger gleichwertiger Berufe
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Verhältnis zwischen dem durchschnittlichen Arbeitseinkommen von Männern und von Frauen (einschließlich der nicht am Arbeitsmarkt Beteiligten) in Abhängigkeit vom Alter. Die Arbeitseinkommen setzen sich aus Gehältern, Altersrenten, Arbeitslosengeldern und Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit zusammen. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr. 

Wesentlichen den Gehaltsunterschieden bei gleichwertigen Stellen entspricht. Diese liegen schätzungsweise zwischen 10 und 20 %. Dadurch entsteht eine gewisse Verwechslungsgefahr mit der Zahl, um die es heute geht, umso mehr, als sich diese auf zwei Arten ausdrücken lässt. Wenn Frauen durchschnittlich 16 % weniger als Männer verdienen, erhalten diese 19 % mehr. 

Ich wähle die zweite Variante, um den Unterschied zu bezif-fern. Im Laufe der Karriere werden Frauen allerdings nicht so oft wie Männer auf besser bezahlte Stellen befördert. Mit dem Alter vergrößert sich also die Diskrepanz. Sie liegt mit 50 Jahren bei über 60 % und steigt kurz vor der Rente auf 64 %. Die Grafik verdeutlicht die Grenzen der Argumentation, dass Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen «unter sonst gleichen Bedingungen» zu betrachten seien. Zwar liegt für eine gleiche Stelle mit gleichen Qualifikationen der Unterschied 

«nur» bei 10 oder 20 % (was bereits viel ist), Frauen bekleiden aber nicht «sonst gleiche» Posten. 
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Gehaltsunterschiede zwischen Männern und Frauen Sehr langsamer Anstieg des Frauenanteils bei den hohen Arbeitseinkommen in Frankreich: Gleichstellung erst ab 2102 
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Frauenanteil in verschiedenen Fraktilen des Arbeitseinkommens. Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr. 

Die Grafik auf Seite  45 könnte man auch entspannt lesen, denn Frauen aus älteren Generationen, die gegenwärtig 50 oder 60 Jahre alt sind, hatten nicht so stetige Erwerbsbiografien wie Frauen aus jüngeren Generationen. Sie erfuhren mehr Sexismus und Diskriminierung am Arbeitsplatz. Anders gesagt gleicht sich alles im Laufe der Zeit aus, und man muss nur noch ein wenig abwarten, bis die Kurve ganz natürlich abflacht. Leider wird das wohl dauern. Dies verdeutlicht die obige Grafik zur Entwicklung des Frauenanteils an den verschiedenen Gruppen hoher Arbeitseinkommen seit 1970. 

Frauen sind bei den besser bezahlten Posten noch immer massiv unterrepräsentiert. Besonders extrem betrifft dies das am besten vergütete 1 %. Der Frauenanteil ist zwar in den letzten Jahrzehnten gestiegen, aber nur äußerst langsam. Er lag in den 1970er Jahren zwischen 5 und 10 %, 1994 bei 10 % und 2012 bei 16 %. Setzt man die betrachtete Entwicklung fort, muss man bis 2102 warten, bis die Gleichstellung erreicht ist. 

Bis dahin ist es noch weit. 

Für eine andere Globalisierung 15. November  2016

Vorweg sei gesagt: Trumps Sieg lässt sich vor allem durch die sich seit mehreren Jahrzehnten explosionsartig verschärfenden wirtschaftlichen und regionalen Ungleichheiten und das damit zusammenhängende Regierungsversagen in den Vereinigten Staaten erklären. Unter Clinton und Obama sah man der Liberalisierung und der Sakralisierung des Marktes nur zu, die unter Reagan und den beiden Bushs vorangetrieben wurden. Bisweilen verschärfte man diese Prozesse sogar, etwa mit Clintons Deregulierung der Finanzmärkte und des Handels. Der Ver-dacht, mit der Finanzwelt verstrickt zu sein, und die Unfähigkeit der politisch-medialen Elite der Demokraten, aus dem Zu-spruch für Sanders Lehren zu ziehen, taten ihr Übriges. Hillary erhielt knapp die meisten Stimmen, aber die Wahlbeteiligung der Jüngsten und Ärmsten war nicht hoch genug, um die entscheidenden Staaten zu gewinnen. 

Besonders traurig ist dabei, dass Trumps Programm die Tendenzen zur Ungleichheit nur noch verstärkt. Er will die Krankenversicherung abschaffen, die Obama den ärmeren Angestellten mühsam ermöglichte. Er will das Land in eine Spitzenposition beim Steuerdumping bringen und den Bun-deskörperschaftsteuersatz von 35 auf 15 % senken. Dabei hatten die USA bislang diesem endlosen, aus Europa stammen-den Unterbietungswettbewerb entsagt. Hinzu kommt, dass die zunehmende Ethnisierung des politischen Konflikts ein schlechtes Omen für die Zukunft ist, wenn keine neuen Kom-promisse gefunden werden. Die weiße Mehrheit der Vereinig-
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ten Staaten wählt strukturell zu 60 % die eine Partei, während die Minderheiten zu über 70 % für die andere stimmen. Die Mehrheit verliert zudem ihre zahlenmäßige Überlegenheit (70 % der abgegebenen Stimmen 2016 gegenüber 80 % im Jahr 2000 und 50 % bis 2040). 

Die Lektion für Europa und die Welt ist klar. Die Globalisierung muss dringend von Grund auf neu gestaltet werden. Die größten Herausforderungen unserer Zeit sind die wachsende Ungleichheit und der Klimawandel. Es braucht internationale Verträge, die diese Herausforderungen angehen und ein gerechtes, nachhaltiges Entwicklungsmodell fördern. Diese neuarti-gen Abkommen können, wenn nötig, Maßnahmen beinhalten, die den Austausch erleichtern. Aber die Liberalisierung des Handels darf nicht mehr ihr Kernelement sein. Der Handel muss wieder werden, was er immer sein sollte: ein Mittel zu höheren Zwecken. Ganz konkret dürfen keine internationalen Übereinkünfte über den Abbau von Zöllen und Handels-schranken mehr unterzeichnet werden, ohne zugleich und an erster Stelle bezifferte und zwingende Regeln gegen Steuer-und Klimadumping vorzusehen. Dies könnten etwa gemeinsame Mindeststeuersätze auf Unternehmensgewinne sein oder überprüfbare, sanktionierbare Ziele für CO -Emissionen. Ohne 2

eine solche Gegenleistung dürfen keine Freihandelsabkommen mehr geschlossen werden. 

Insofern ist das Umfassende Wirtschafts- und Handelsabkommen (CETA) zwischen der Europäischen Union (EU) und Kanada ein Vertrag aus einer anderen Zeit und muss abgelehnt werden. Es handelt sich um ein Handelsabkommen im engeren Sinne, das keine zwingenden fiskalischen oder klima-bezogenen Maßnahmen vorsieht. Stattdessen beinhaltet es einen ganzen Abschnitt zum «Investitionsschutz», der es internationalen Konzernen erlaubt, Staaten vor privaten Schieds-gerichten zu verklagen und die sonst zuständigen staatlichen Gerichte zu umgehen. Die Ausgestaltung ist offenkundig man-
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gelhaft, insbesondere in Bezug auf die zentrale Frage der Vergütung der Schiedsrichter. Das wird zu allen möglichen Aus-wüchsen führen. Gerade in einer Zeit, da der amerikanische Rechtsimperialismus mächtiger wird, unseren Unternehmen seine Regeln auferlegt und Tribute fordert, ist diese Schwächung der staatlichen Justiz absurd. Priorität sollte vielmehr die Bildung einer starken staatlichen Macht haben, die, unterstützt durch eine europäische Staatsanwaltschaft, ihre Entscheidungen durchsetzen kann. 

Und welchen Sinn hat es, mit den Pariser Abkommen das rein theoretische Ziel zu vereinbaren, die Erderwärmung auf 1,5°C zu begrenzen (was bedeuten würde, die von Kanada inzwischen wieder abgebauten Kohlenwasserstoffe aus dem Teersand von Alberta in der Erde zu lassen), und wenige Monate später einen Vertrag zu schließen, der diese Frage nicht einmal erwähnt? Ein ausgewogener Vertrag zwischen Kanada und Europa für eine gerechte und nachhaltige Partnerschaft müsste zuallererst die jeweiligen Emissionsziele und die konkreten Verpflichtungen zu ihrer Erreichung festlegen. 

In der Frage des Fiskaldumpings und der Mindeststeuersätze auf Unternehmensprofite wäre ein regelrechter Paradigmen-wechsel für Europa erforderlich. Denn Europa ist als eine Frei-handelszone ohne gemeinsame Steuergesetze konstruiert. Eine solche Reform ist jedoch unerlässlich. Welchen Sinn hat es, sich auf eine gemeinsame Steuerbemessungsgrundlage zu einigen (die einzige Baustelle, bei der Europa momentan ein wenig vorankommt), wenn ein Land einen Steuersatz von nahezu null festlegen kann und alle Unternehmen ihren Sitz dorthin verlegen? Es ist Zeit, den politischen Diskurs über die Globalisierung zu verändern: Handel ist eine gute Sache, aber eine nachhaltige und gerechte Entwicklung erfordert auch Daseinsvorsorge, Infrastruktur, Bildungs- und Gesundheitssysteme, die ihrerseits gerechte Steuern voraussetzen. Geschieht dies nicht, wird der Trumpismus die Oberhand gewinnen. 

Abschied von Anthony B. Atkinson 3. Januar 2017

Anthony B. Atkinson ist am Morgen des 1. Januar 2017 nach langer Krankheit im Alter von 82 Jahren von uns gegangen. Er hinterlässt eine unermessliche Leere. 

Anthony «Tony» Atkinson nimmt unter den Ökonomen einen besonderen Platz ein. Als Forscher stellte er ein halbes Jahrhundert lang allen Widerständen zum Trotz die Frage der Ungleichheit ins Zentrum seiner Arbeit und bewies damit, dass die Ökonomie vor allem eine soziale und moralische Wissenschaft ist. Tony wurde 1944 geboren und veröffentlichte sein erstes Buch im Jahr 1969. Zwischen 1969 und 2016 publizierte er etwa 50 Werke und mehr als 350 wissenschaftliche Artikel,1 

die die internationale Forschung zu Reichtumsverteilung, Ungleichheit und Armut grundlegend veränderten. Seit den 1970er Jahren verfasste er auch wichtige theoretische Beiträge, insbesondere zur Theorie der optimalen Besteuerung. 

Doch seine bedeutendsten und tiefgründigsten Arbeiten sind historische und empirische Analysen der Ungleichheit, natürlich in Verbindung mit theoretischen Modellen, die Atkinson perfekt beherrschte und so sachlich wie maßvoll einsetzte. 

Durch seine gleichzeitig historische, empirische und theoretische Vorgehensweise, durch seine äußerste Strenge und Red-lichkeit, durch seine Ethik als sozialwissenschaftlicher Forscher und Bürger Großbritanniens, Europas und der Welt ist Atkinson seit Jahrzehnten ein Vorbild für ganze Generationen 1  Siehe https://www.tony-atkinson.com. 
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von Studierenden und jungen Forschern. Gemeinsam mit Simon Kuznets begründete Atkinson maßgeblich eine neue Disziplin in den Sozialwissenschaften und der politischen Ökonomie: die Erforschung der historischen Dynamik der Einkommens- und Vermögensverteilung. 

Zwar sind die Frage der Verteilung und die Perspektive der langen Frist schon für die politische Ökonomie des 19. Jahrhunderts zentral, insbesondere in den Werken von Thomas Malthus, David Ricardo und Karl Marx. Die Autoren verfüg-ten aber nur über wenige Daten und waren oft gezwungen, sich mit rein theoretischen Spekulationen zu begnügen. Erst in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts entstehen die Arbeiten von Kuznets und Atkinson, die sich wirklich auf historische Quellen stützen. In seinem Hauptwerk von 1953 ( Shares of Upper Income Groups in Income and Savings) verbindet Kuznets die ersten  US-amerikanischen volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (an denen er mitwirkt) mit Daten aus der Bundeseinkommensteuer (1913 nach einem langen politischen Kampf eingeführt), um die ersten historischen Reihen zur Einkommensverteilung aufzustellen. Nebenbei vermittelt er eine gute Botschaft: Die Ungleichheit hat sich verringert. 

1978 erweitert und übertrifft Atkinson Kuznets in dem Grundlagenwerk   Distribution of Personal Wealth in Britain, das er gemeinsam mit Alan Harrison schreibt. Er durchforscht die britischen Nachlassarchive von den 1910er bis zu den 1970er Jahren und analysiert, inwieweit die verschiedenen wirtschaftlichen, sozialen und politischen Kräfte die Entwicklungen in der Vermögensverteilung erklären können, die in diesen turbulenten Zeiten besonders spektakulär waren. Während sich Kuznets Werk fast ausschließlich mit der Erstellung des statistischen Apparats beschäftigt, geht Atkinson weiter. Er verbindet historische, theoretische und statistische Analysen. 

Alle späteren Arbeiten zur historischen Dynamik von Einkommens- und Vermögensungleichheiten folgen dem durch 
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Kuznets und Atkinson geebneten Weg. Das trifft insbesondere auf die Arbeiten an der  World Wealth and Income Database (WID.world) zu,2 die Tony Atkinson mitbegründete und mit-leitete. 

Ich hatte als junger Student das Glück, Tony im Herbst 1991 

in der London School of Economics kennenzulernen. Seine Ratschläge, die er immer mit einer Wärme und Freundlichkeit verteilte, die ihresgleichen sucht, waren für meinen Werdegang entscheidend. Gleich nach der Veröffentlichung meines Buches Les Hauts Revenus en France au XXe siècle  im Jahr 2001 hatte ich das Glück, dass er mich enthusiastisch unterstützte. Tony war der erste Leser meiner historischen Arbeit zu Ungleichheiten in Frankreich und befasste sich sofort mit dem Fall Großbritanniens (dessen historische Einkommensdaten noch nicht ausgewertet worden waren) und sehr vieler anderer Länder. Wir haben 2007 und 2010 gemeinsam zwei umfangreiche Bände herausgegeben, die insgesamt mehr als 20  Länder ab-deckten. Diese Arbeiten sind der Grundstein der WID.world-Datenbank und meines Buchs  Das Kapital im 21. Jahrhundert von 2013, das ohne die stetige Unterstützung von Tony Atkinson nicht möglich gewesen wäre. 

Über seine bahnbrechenden historischen Arbeiten hinaus war Atkinson seit Jahrzehnten auch einer der weltweit größten Spezialisten für vergleichende Studien zum Ausmaß der Ungleichheiten und der Armut in zeitgenössischen Gesellschaften sowie der unermüdliche Begründer internationaler Kooperationen zu diesen Fragen. In seinem letzten Buch  Inequality: What Can Be Done? , das persönlicher als die früheren und ganz auf aktives Handeln gerichtet ist, skizziert er einen neuen radikalen Reformismus. In diesem Atkinson steckt ein Beveridge, und man darf sich dieses Lesevergnügen nicht entgehen lassen. Der legendär umsichtige Gelehrte kommt aus der De-2 http://www.wid.world. 

Abschied von Anthony B. Atkinson 53

ckung und stürzt sich ins Getümmel. Er erstellt eine Liste mit konkreten, richtungsweisenden und überzeugenden Vorschlägen, um zu beweisen, dass es immer Alternativen gibt und der Kampf für sozialen Fortschritt und Gleichheit wieder aufgenommen werden muss, hier und jetzt. Witzig, elegant, tief-sinnig. Dieses Buch muss man lesen. Es bietet das Beste, was politische Ökonomie und britischer Progressivismus aufbrin-gen können. 

Atkinson war ein unendlich großzügiger und rigoroser Forscher, eine Inspiration für uns alle. Seine Freundlichkeit war sprichwörtlich. Während er in seinen letzten Lebensjahren gegen eine lange Krankheit kämpfte, blieb er aktiv, arbeitete weiter an umfangreichen Projekten und tauschte sich noch in den letzten Wochen mit Kollegen und Freunden aus. Atkinson geht zu einem Zeitpunkt von uns, da die wachsende Ungleichheit zu einer der größten Herausforderungen für unsere Gesellschaften geworden ist. Er widmete sein Leben der Entwicklung von In strumenten zum Messen und Analysieren von Ungleichheit sowie zum Widerstand dagegen. In diesem Kampf wird sein Werk fortleben. Sein Abschied hinterlässt eine unersetzliche Leere. 

Produktivität in Deutschland und Frankreich 5. Januar  2017

Der Jahresanfang 2017 ist, mit Blick auf die bevorstehenden Wahlen in Frankreich im Frühjahr, in Deutschland im Herbst, ein guter Zeitpunkt, um eines der Themen anzusprechen, das die Debatten in Europa vergiftet: die angebliche wirtschaftliche Asymmetrie zwischen dem als wohlhabend geltenden Deutschland und einem als schwächelnd bezeichneten Frankreich. Ich sage «angeblich», weil wir sehen werden, dass die Produktivität der deutschen und französischen Volkswirtschaften – gemessen am BIP pro Arbeitsstunde, dem sinnvollsten Indikator für die Wirtschaftsleistung – fast gleich hoch ist. Auch im Weltmaßstab nimmt sie Spitzenpositionen ein, was nebenbei zeigt, dass das soziale europäische Wirtschaftsmodell gute Zukunftsaussich-ten hat, auch wenn Brexit-Befürworter und Trumpisten jeglicher Couleur das anders sehen mögen. Bei der Gelegenheit werde ich auf mehrere Themen zurückkommen, die ich 2016 

auf meinem Blog1 und in meiner Kolumne «Revenu de base ou salaire juste?» [Grundeinkommen oder gerechter Lohn?] letzten Monat angesprochen habe. 

Beginnen wir mit dem auffälligsten Punkt. Definiert man die durchschnittliche Arbeitsproduktivität als den Quotienten aus BIP (Bruttoinlandsprodukt, also dem Gesamtwert der in einem Land pro Jahr produzierten Waren und Dienstleistungen) und 1  Siehe «2007–2015: une si longue récession» [2007–2015: eine lange Rezession], 8. Januar 2016; «Reconstruire l’Europe après le ‹Brexit›» [Europa nach dem «Brexit» wiederaufbauen], 28. Juni 2016. 
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der Summe aller Arbeitsstunden von Angestellten und Selbstständigen, liegt Frankreich quasi auf demselben Niveau wie die Vereinigten Staaten und Deutschland. Die durchschnittliche Produktivität liegt 2015 bei etwa 55 Euro pro Arbeitsstunde, also 25 % höher als in Großbritannien oder Italien (etwa 42  Euro). Die Zahl ist sogar fast dreimal so hoch wie 1970 

(weniger als 20  Euro in der Kaufkraft des Jahres 2015). Alle Zahlen werden in Kaufkraftparität in Euro von 2015 angege-ben, das heißt bereinigt um die Inflation und das Preisniveau in den  jeweiligen Ländern. 

Dazu ist gleich zu sagen, dass die Daten zu Arbeitsstunden nicht perfekt sind und die Genauigkeit dieser Angaben nicht überbewertet werden darf. Außerdem ist der Begriff des «BIP 

pro Arbeitsstunde» an sich recht abstrakt und vereinfachend. 

In Wirklichkeit wären bei diesem Vergleich in jedem Land das gesamte Wirtschaftssystem und die Organisation von Arbeit und Produktion zu berücksichtigen. Die Abweichungen zwischen Sektoren und Unternehmen sind enorm, und es ist ab-wegig, alles mit einem einzigen Indikator ausdrücken zu wollen. Doch solange man sich auf den Vergleich der Produktivität in verschiedenen Ländern beschränkt (was durchaus nützlich sein kann, sofern man sich der begrenzten Aussagekraft bewusst ist), ist das BIP pro Arbeitsstunde die sinnvollste Kennzahl. Es kann dabei helfen, nationalistische Vorurteile zu überwinden und einen Eindruck von den Größenordnungen zu erhalten. 

Die hier verwendeten Reihen zur Arbeitszeit stammen aus der Datenbank der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD). Internationale Reihen zur Arbeitszeit werden auch vom BLS (Bureau of Labor Statistics der US-amerikanischen Bundesregierung) angefertigt. Abgesehen von kleineren Unterschieden in den Reihen bestätigen alle verfügbaren Quellen – vor allem OECD und BLS –, dass das BIP pro Arbeitsstunde in Frankreich, Deutschland und den 
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Die Arbeitsproduktivität, gemessen am BIP pro Arbeitsstunde (in konstanten Euro von BIP pro Arbeitsstunde in Kaufkraftparität (in Euro von 2015) 2015 und nach Kaufkraftparität), stieg von 8 Euro in Deutschland und Frankreich im Jahr 1950 auf 55 Euro im Jahr 2015. Deutschland und Frankreich holten innerhalb des Zeitraums 1985 bis 1990 das Niveau der Vereinigten Staaten ein (oder übertrafen es leicht), während Großbritannien 20 % darunter blieb. 

(Berechnungen des Autors auf der Grundlage der OECD-Datenbank, 03.01.2017) Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 647. 

USA im Großen und Ganzen gleich hoch ist. Die Unterschiede zwischen diesen drei Ländern sind so gering, dass man sie aufgrund der Ungenauigkeit der Kennzahl nicht eindeutig be-ziffern kann. Länder wie Großbritannien, Italien oder Japan liegen etwa 20–25 % darunter. Bei der aktuellen Datenlage können diese Größenordnungen als aussagekräftig gelten. 

Man muss auch anmerken, dass kein Land der Welt deutlich das Arbeitsproduktivitätsniveau in Frankreich, Deutschland und den USA übersteigt, jedenfalls kein Land mit vergleichbarer Größe und ökonomischer Struktur. Zwar ist das BIP pro Arbeitsstunde in kleinen Ländern mit sehr spezifischen Pro-duktionsstrukturen deutlich höher, etwa in Erdölländern wie den Emiraten und Norwegen oder in Steuerparadiesen wie Luxemburg. Diese Staaten unterliegen allerdings ganz anderen Voraussetzungen. 
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Wer jetzt die Zahl von 55 Euro durchschnittlicher Produktion pro Arbeitsstunde in Frankreich liest, wird womöglich versucht sein, damit zum Chef zu gehen und eine Gehaltserhö-hung zu verlangen. Oder aber, was wohl häufiger der Fall sein wird, man fragt sich, was diese Zahl eigentlich bedeutet. Es sei darauf hingewiesen, dass es sich um einen Mittelwert handelt. 

Die durchschnittliche Produktion von Waren und Dienstleistungen pro Arbeitsstunde kann in bestimmten Berufen und Sektoren bei 10 bis 20 Euro liegen, in anderen (nicht zwangsläufig die anstrengendsten) bei 100 bis 200  Euro. Und es ist natürlich nicht ausgeschlossen, dass die einen sich durch Ge-haltsverhandlungen und aufgrund von Machtverhältnissen einen Teil der Produktion der anderen aneignen. Die durchschnittliche Produktion von 55  Euro pro Arbeitsstunde sagt nichts über diese Zusammenhänge aus. 

Es sei ebenso darauf hingewiesen, dass der Begriff des «Bruttoinlandsprodukts» viele Probleme aufwirft. Es wäre insbesondere wünschenswert, wenn die statistischen Dienste das 

«Netto inlandsprodukt» berechneten, also die Abschreibungen des Kapitalstocks berücksichtigten, die dem Wertverlust des Sachkapitals entsprechen und sich in der Notwendigkeit nie-derschlagen, Reparaturen an Gebäuden und Maschinen durch-zuführen, Computer zu ersetzen etc. Der Wertverlust des Kapitals ist kein effektives Einkommen, weder für die Angestellten noch für die Aktionäre. Mit der Zeit ist er außerdem gewachsen. Die Abschreibungen lagen in den 1970er Jahren bei etwa 10 % des BIP der entwickelten Volkswirtschaften. Heute betragen sie über 15 %, was ein Zeichen für den schnelleren Verschleiß des Realkapitals ist. Ein (kleiner) Teil des Wachstums der oben angeführten Arbeitsproduktivität ist demnach nur eine Täuschung. Würde man zudem den Verzehr des Naturkapitals berücksichtigen, so verschwände ein Teil des weltweiten BIP ganz und gar. Die jährliche Förderung natürlicher Rohstoffe kommt näherungsweise an das weltweite BIP-
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Wachstum heran, sie liegt aktuell bei etwa 3 % pro Jahr und steigt mit der Zeit je nach Bewertung. Das betrifft jedoch nicht den Vergleich zwischen Ländern, um den es hier geht. 

Die durchschnittliche Produktivität von 55 Euro pro Stunde beinhaltet außerdem den Gewinnanteil, der je nach Sektor und Kapitalintensität üblicherweise zwischen 20 und 40 % liegt. 

Von ihr gehen auch noch direkte und indirekte Steuern (Mehr-wertsteuer, verschiedene Steuern auf die Produktion etc.) sowie Sozialabgaben ab. Zwischen diesen 55 Euro und dem Netto-betrag auf der Gehaltsabrechnung geschieht also einiges. Eine Auseinandersetzung damit würde den Rahmen dieses Beitrags sprengen, der lediglich darauf abzielt, die Produktivität verschiedener Länder zu vergleichen. 

Die oben angeführten Ergebnisse lassen sich auch durch den Vergleich der Produktivität eines bestimmten Landes mit der Produktivität in den Vereinigten Staaten darstellen, die den anderen lange sehr weit voraus waren. Die Ergebnisse lassen sich in der nachfolgenden Grafik ablesen. 

Um es zusammenzufassen: Frankreich und Deutschland hatten 1970 eine Produktivität von etwa 65–70 % des amerikanischen Niveaus. Beide Länder holten diesen Rückstand in den 1970er und 1980er Jahren auf und liegen seit 1990 in etwa gleichauf. Bis zur Krise von 2008 lagen sie etwas darüber, seitdem etwas darunter, aber die Abstände sind relativ gering. Zudem ist zu hoffen, dass die Eurozone zukünftig besser mit der Krise umgehen wird als bislang.2

Blickt man auf die unmittelbare Nachkriegszeit zurück, als die deutsch-französische Produktivität bei gerade einmal 50 % 

der amerikanischen lag, ist die Aufholung umso bemerkens-werter. Es sei auch daran erinnert, dass der europäische Rückstand in der Produktivität noch weiter zurückreicht. Bereits vom 19. bis zum beginnenden 20. Jahrhundert und dem Ersten 2  Siehe «2007–2015: une si longue récession», 8. Januar 2016. 
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Die Arbeitsproduktivität, gemessen am BIP pro Arbeitsstunde (in konstanten Euro von 2015 und nach Kaufkraftparität), war in Westeuropa im Jahr 1950 halb so hoch wie in den Vereinigten Staaten. Deutschland und Frankreich holten in den Jahren 1985 bis 1990 das Niveau der USA ein (oder übertrafen es leicht), während Großbritannien etwa 20 % darunter blieb. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 648. 

Weltkrieg war er sehr groß. Die Kriege vergrößerten ihn dann noch einmal. Das lässt sich durch einen relativen Bildungsrück-stand erklären. Die kleine amerikanische Bevölkerung ist schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts vollständig alphabetisiert. Erst gegen Ende des Jahrhunderts ist das auch in Frankreich der Fall, während die USA bereits zur nächsten Stufe, zur breiten Sekundar- und später Hochschulbildung übergehen. Die Bildungsinvestitionen der Wirtschaftswunderjahre, die in Frankreich als «Trente Glorieuses» bezeichnet werden, ermöglichen Frankreich und Deutschland zwischen 1950 und 1990 eine Aufholung zu den Vereinigten Staaten in historischem Ausmaß. Heute besteht die Herausforderung darin, diese Entwicklung fortzusetzen und auszuweiten. 

Umgekehrt lässt sich der Rückstand in der britischen Produktivität, die nie das amerikanische Niveau erreichte, im All-
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gemeinen auf die historischen Schwächen des Bildungssystems zurückführen. Der Rückfall Italiens seit Mitte der 1990er Jahre lässt sich zum Teil auch mit ungenügenden Bildungsinvestitionen durch die öffentliche Hand erklären, die hohe Staatsschulden zurückzahlen musste, während Frankreich und Deutschland die Inflation und der Schuldenerlass der Nachkriegszeit zugutekamen. 

Es ist zu betonen, dass die gegenwärtig starke Produktivität der USA mit einer hohen Ungleichheit einhergeht. Die Vereinigten Staaten waren im 19. und bis Mitte des 20. Jahrhunderts egalitärer als das alte Europa. Doch in den letzten Jahrzehnten wuchs die Ungleichheit. Insbesondere im Bildungssektor besteht eine enorme Diskrepanz zwischen Eliteuniversitäten, die leider den Reichsten vorbehalten sind, und einem relativ dürftigen Sekundar- und Hochschulsystem für die meisten. Damit lässt sich auch größtenteils erklären, warum die Einkommen der ärmeren 50 % in den USA seit 1980 nicht wachsen, während die Einkommen der reichsten 10 % stark steigen.3

Man sollte aber nicht in ein Triumphgefühl verfallen, zumal es zahlreiche Herausforderungen gibt, angefangen bei der demo grafischen Entwicklung in Deutschland und der Moder-nisierung des Steuer- und Sozialsystems in Frankreich. Das Sozial-, Bildungs- und Wirtschaftsmodell in Frankreich und Deutschland ist aber nichtsdestoweniger zufriedenstellender. 

Beide Länder haben die weltweit höchste Produktivität erreicht, so hoch wie die amerikanische, jedoch mit einer viel ega-litäreren Verteilung. 

Betrachten wir im Folgenden das BIP pro Kopf. In Europa liegt es bei etwa 35 000  Euro pro Jahr (etwas weniger als 3000 Euro im Monat), in Deutschland etwas höher, in Frank-3  Siehe Thomas Piketty, Emmanuel Saez und Gabriel Zucman, «Distributional National Accounts: Methods and Estimates for the United States», National Bureau of Economic Research, Working Paper Nr. 22945, 2016. 
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reich und Großbritannien etwas niedriger, insgesamt aber 25 % 

unter dem Niveau der USA mit etwa 45 000  Euro pro Jahr (siehe obige Grafik). 

Das BIP pro Kopf ist aber in den USA nur deshalb höher, weil mehr Arbeitsstunden geleistet werden, nicht weil die Produktivität höher wäre als in Frankreich oder Deutschland. Nur durch längere Arbeitszeiten gleicht Großbritannien seine geringere Produktivität aus und erreicht dasselbe BIP pro Kopf wie Frankreich (siehe S. 62, obere Grafik). 

Die Unterschiede in den Arbeitszeiten kommen durch die Arbeitsstunden pro Arbeitsplatz und durch die Arbeitsplätze pro Einwohner zustande. Beginnen wir mit den Arbeitsstunden pro Arbeitsplatz (siehe S. 62, untere Grafik). 

In Deutschland ist die durchschnittliche jährliche Arbeitszeit pro Arbeitsplatz geringer als in Frankreich, weil mehr in Teil-zeit gearbeitet wird. Das geschieht nicht immer freiwillig, ist aber unter Umständen besser als Arbeitslosigkeit. Ansonsten entwickeln sich die Länder ähnlich. Deutschland und Frankreich nutzten das starke Wachstum der Wirtschaftswunder-
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Arbeitsstunden pro Jahr und Arbeitsplatz, 1970–2015
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jahre, um ab den 1960er Jahren eine deutlich niedrigere Arbeitszeit einzuführen. Die durchschnittliche Jahresarbeitszeit 
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lag 1970 bei 2000 Stunden (in etwa 42 Stunden pro Woche in 48  Wochen pro Jahr) und heute bei 1500  Stunden pro Jahr (etwa 35 Stunden pro Woche in 44 Wochen pro Jahr). Die USA und Großbritannien hingegen reduzierten ihre Arbeitszeit fast überhaupt nicht. Die Wochenarbeitszeit blieb sehr lang und bezahlter Urlaub sehr kurz (oft nur zwei Wochen zusätzlich zu den Feiertagen). 

Ich möchte damit nicht sagen, dass es immer besser wäre, die Arbeitszeiten zu verringern und die Urlaubszeiten zu verlän-gern. Die Frage des Tempos der Arbeitszeitreduktion ist ein äußerst komplexes und schwieriges Problem. Doch ist wohl klar, dass eines der Ziele des Produktivitätsanstiegs langfristig darin liegt, mehr Zeit für Privates, Familie, Kultur und Erholung zu haben. Das bilden die Entwicklungen in Frankreich und Deutschland wohl besser ab als in den USA und Großbritannien. 

Kommen wir nun zu den weniger guten Entwicklungen, angefangen bei der niedrigen Beschäftigungsquote in Frankreich, die sich 2005 nicht stark von der deutschen unterschied (2 Prozentpunkte: 42  Arbeitsplätze pro 100  Einwohner in Frankreich, 44 in Deutschland) und seit der Krise deutlich darunter liegt (mehr als 7 Prozentpunkte Unterschied, 42 % Beschäftigung in Frankreich und 49 % in Deutschland). Die nachfolgende Grafik veranschaulicht diesen Zusammenhang. 

Nach Altersgruppen gegliedert lag die Beschäftigungsquote zwischen 25 und 54 Jahren in Frankreich wie in den anderen Ländern immer bei etwa 80 %. Hauptsächlich bei den 15- bis 24-Jährigen und den 55- bis 64-Jährigen stand Frankreich mit wachsender Arbeitslosigkeit schlechter da. 

Ich gehe hier nicht auf die verschiedenen Gründe für den niedrigen Beschäftigungsgrad in Frankreich ein. Einen Teil der Verantwortung trägt die sehr schlechte Haushaltspolitik des Euroraums, die zwischen 2011 und 2013 einen enormen Rückfall der Wirtschaftstätigkeit verursachte, von dem wir uns nur 
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Zahl der Arbeitsplätze pro Einwohner (in %), 1970–2015
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schwer erholen.4 Vor allem aber liegt die Schuld bei den französischen und deutschen Regierungen, die 2012 einen schlechten Haushaltspakt geschlossen haben, den es zu reformieren gilt.5

Es gibt aber auch speziell französische Einflussfaktoren: weniger profitable industrielle Spezialisierungen als in Deutschland, wo Angestellte an der Führung und Strategie der Unternehmen in größerem Maße beteiligt werden6 und wo es ein besseres Berufsbildungssystem gibt, von dem Frankreich lernen könnte; ein System zur Finanzierung der sozialen Absicherung, das in Frankreich zu sehr auf dem Lohn- und Gehaltsaufkom-men des privaten Sektors beruht und eine große Steuerreform erfordern würde,7 die jedoch immer wieder abgelehnt wird 4  Siehe «2007–2015: une si longue récession», 8. Januar 2016. 

5  Siehe «Reconstruire l’Europe après le ‹Brexit›», 28. Juni 2016. 

6  Siehe «Revenu de base ou salaire juste ?» [Grundeinkommen oder gerechter Lohn?], 13. Dezember 2016. 

7  Siehe Camille Landais, Thomas Piketty und Emmanuel Saez,  Pour une révo-lution fiscale. Un impôt sur le revenu pour le XXIe siècle [Für eine Steuer-revolution. Eine Einkommensteuer für das 21. Jahrhundert] ,  Paris: Seuil, 

«La République des idées», 2011. 
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(stattdessen werden Reförmchen wie die Steuergutschrift CICE8 

beschlossen, die das bereits unverständliche Steuer- und Sozialsystem noch um eine Komplexitätsstufe erweitert); ein unverständliches, in verschiedene Regelungen aufgesplittertes Rentensystem, das längst einmal vereinigt werden müsste,9 insbesondere um den jüngeren Generationen Sicherheiten zu bieten. Aktuell ist unser Rentensystem gut finanziert – es ist nach dem italienischen das teuerste europäische System  – und zugleich sorgt seine Unverständlichkeit dafür, dass niemand seine zukünftigen Ansprüche versteht. 

Ich möchte nur zwei Punkte hervorheben. Die aktuell niedrige Beschäftigungsquote in Frankreich impliziert einerseits, dass die oben angeführten Produktivitätsschätzungen recht optimistisch sind. Denn die aus dem Arbeitsmarkt Ausge-schlossenen sind oft nicht gut ausgebildet. Korrigiert man die Produktivitätsreihen unter der Annahme, dass die Arbeitsstunden sich so weiterentwickeln wie in Deutschland seit 2005 

und dass diese neuen Arbeitsplätze eine 30 % geringere stünd-liche Produktivität haben als die der bestehenden Arbeitsplätze, erhält man das in nachfolgender Grafik dargestellte Ergebnis. 

Es lässt sich also in Frankreich zwischen 2000 und 2015 ein gewisser Produktivitätsrückgang feststellen. Dieser ist noch längst nicht so groß wie in Italien, und unabhängig von den Annahmen zur Unterbeschäftigung bleibt die französische Produktivität deutlich über dem britischen Niveau und sehr nah an Deutschland und den USA. Doch diese Tendenz ist 8  Anm. d. Ü.: Der  crédit d’impôt pour la compétitivité et l’emploi (CICE) war eine Steuererleichterung für französische Unternehmen mit Angestellten. Er war von 2013 bis 2018 in Kraft. 

9  Siehe Antoine Bozio und Thomas Piketty,  Pour un nouveau système de  retraite. Des comptes individuels de cotisations financés par répartition [Für ein neues Rentensystem. Persönliche Beitragskonten aus Abgaben] ,  Paris: Rue d’Ulm, 2008. 
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potenziell beunruhigend und sollte bekämpft werden, wenn Frankreich sich weiterhin wie von 1950 bis 1990 entwickeln möchte. 

Insofern besteht das wesentliche Versagen der letzten fünf Jahre in den geringen Bildungsinvestitionen. Das gilt insbesondere für die Mittel, die Universitäten und anderen Einrichtungen auf Hochschulniveau gewährt werden. Seit 2012 stagnieren sie bei mikroskopisch kleinen nominalen Erhöhungen, die kaum die Inflation ausgleichen. Zugleich steigen die Studierendenzahlen fast um 10 %. Die reale Investition in die Bildung pro Studierendem sank also in Frankreich zwischen 2012 und 2017 deutlich, während man gleichzeitig von innovativer Wirtschaft und Wissensgesellschaft sprach. Statt mit schlecht geführten und schlecht vorbereiteten Debatten über Arbeitszeit-flexibilität Zeit zu vergeuden,10 hätte die Regierung gut daran 10 Siehe «Loi travail: un effroyable gâchis» [Arbeitsgesetz: eine schreckliche Verschwendung], 2. Juni 2016. 
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getan, sich darauf zu besinnen, dass Wirtschaftsleistung langfristig vor allem von Bildungsinvestitionen abhängt. 

Der zweite Punkt ist der folgende. Allzu oft dreht sich die ökonomische Diskussion über Frankreich und Deutschland um die unterschiedliche «Wettbewerbsfähigkeit» beider Länder, also um das französische Handelsdefizit und den deutschen Handelsüberschuss. Das richtige Maß für die Wirtschaftsleistung eines Landes ist aber seine Produktivität, nicht seine «Wettbewerbsfähigkeit», ein Konzept, das auf recht wa-ckeligen Beinen steht. Bei gleichem Produktivitätsniveau können verschiedene Länder zwischenzeitlich ganz unterschiedliche Handelsbilanzen aufweisen, und zwar aus mehr oder weniger willkürlichen Gründen. Eine Ursache dafür, dass bestimmte Länder mehr exportieren, als sie importieren, könnte sein, dass sie Reserven in Form von ausländischen Vermögenswerten bilden möchten. In einem Land mit alternder Bevölkerung, das mit einem Rückgang seiner berufstätigen Bevölkerung zu rechnen hat, kann das sinnvoll sein. Diese klassische Erklärung soll oft dazu beitragen, den Handelsüberschuss in alternden Ländern wie Deutschland und Japan zu rechtfertigen, im Gegensatz zu jüngeren Ländern wie den USA, Großbritannien oder Frankreich, die in ihren Territorien mehr konsumieren und investieren müssen und somit Handelsdefizite erzielen. Der springende Punkt ist aber, dass Defizit und Überschuss nur eine gewisse Zeit andauern können und sich langfristig ausgleichen müssen. Insbesondere bringt es nichts, dauerhaft Handelsüberschüsse zu erzielen, was darauf hinauslaufen würde, langfristig zugunsten der restlichen Welt zu produzieren, wo-ran niemand interessiert ist. 

Anhand der nachfolgenden Grafik lässt sich ablesen, wie es in der Praxis aussieht. Das allgemeine Volumen von Exporten und Importen (in Prozent des BIP) ist seit den 1970er Jahren stark gestiegen. Dieses Phänomen der Intensivierung des globalen Handels ist bekannt. In Frankreich und Deutschland 
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wird deutlich mehr  exportiert und importiert als in den Vereinigten Staaten oder Japan. Die europäischen Volkswirtschaften sind also kleiner und stärker miteinander verwoben, insbesondere im Bereich des Handels. 

Phasen von Handelsüberschuss und -defizit tendieren im Allgemeinen dazu, sich im Laufe der Zeit wieder auszugleichen. 

Japan verfügte etwa in den 1990er und 2000er Jahren über einen Handelsüberschuss von ungefähr 1 bis 2 % des BIP pro Jahr und hat seit 2011 ein erhebliches Defizit von aktuell 3 % des BIP. 

Frankreich hatte jedes Jahr von 1992 bis 2004 einen Überschuss von etwa 1 bis 2 % des BIP und ist seit 2005 defi zitär (1,4 % des BIP 2015). Bildet man den Durchschnitt für den Zeitraum 1980–

2015, besteht für Frankreich ein beinahe perfektes Handels-gleichgewicht: ein Defizit von 0,2 % des BIP. Für den Zeitraum 1990–2015 wurde ein Überschuss von 0,1 % erreicht. In Japan überwiegen die Handelsüberschüsse mit 1 % für 1980–2015 und 0,6 % für 1990–2015. Japan häufte also komfortable Finanzreserven im Ausland an, von denen das Land jetzt zehrt. 
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Es gibt aber auch weniger ausgeglichene Fälle. Die Vereinigten Staaten sind zum Beispiel fast dauerhaft defizitär. Das durchschnittliche Defizit beträgt 2,6 % des BIP für 1980–2015 

und 2,9 % für 1990–2015. Die finanzielle Auslandsverschul-dung des Landes führt aber nicht zu derart negativen Konsequenzen, wie es die Anhäufung von Handelsdefiziten vermuten ließe. Die USA zahlen niedrige Zinsen auf ihre Schulden. 

Das verdanken sie dem Vertrauen in ihre Währung und in ihr politisches System. Aus ihren Investitionen erhalten die USA eine höhere Rendite, was insbesondere am Finanzsystem und den Geschäftsbanken liegt. 

Ein noch extremeres Ungleichgewicht, allerdings in die andere Richtung, besteht in Deutschland. Bis 2000 verfügte das Land wie Frankreich über eine annähernd ausgeglichene Handelsbilanz. Im Zeitraum 2000–2015 erzielte es einen durchschnittlichen Handelsüberschuss von 5 % des BIP, für 1990–2015 waren es 3,2 %, für 1980–2015 1,7 %. In der Periode 1980–2000 

hatte Deutschland ein durchschnittliches Defizit von 0,9 % und Frankreich einen Überschuss von 0,2 %. Der deutsche Handelsüberschuss liegt seit 2012 sogar über 6 % des BIP und im Jahr 2015 bei fast 8 %. 

Konkret heißt das, dass ein sehr großer Teil der in Deutschland produzierten Waren und Dienstleistungen weder in Deutschland konsumiert noch investiert wird. Das geschieht im Rest der Welt. Dieselbe Aussage über das Ausmaß des Ungleichgewichts lässt sich auch durch den prozentualen Anteil des Inlandsverbrauchs und der Inlandsinvestitionen (auf dem Gebiet des jeweiligen Landes) am Bruttoinlandsprodukt (der Produktion von Waren und Dienstleistungen auf diesem Gebiet) ausdrücken (siehe nachfolgende Grafik). 

Übersteigt diese Zahl 100 %, verbraucht und investiert ein Land mehr als es produziert, es besteht also ein Handelsdefizit. 

Liegt diese Zahl unter 100 %, besteht ein Handelsüberschuss. 

In den meisten Ländern liegt der Wert im Durchschnitt sehr 
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Inlandskonsum und -investitionen in % des BIP, 1970–2015

110 %

USA

108 %

Frankreich

Deutschland

106 %

Großbritannien

104 %

Japan

102 %

100 %

98 %

96 %

94 %

92 %

90 %1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010 2015

Inlandskonsum und -investition in % des BIP (Berechnungen des  Autors auf der Grundlage der OECD-Datenbank, 03.01.2017) Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr. 

nah an 100 %. In Deutschland fällt der Wert jedoch für das Jahr 2015 auf 92 %, eine nie dagewesene Situation in der Geschichte der Wirtschaft. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Frankreich und Deutschland eine ähnlich starke Produktivität haben, diese aber sehr unterschiedlich nutzen. In den letzten Jahren konsumierte und investierte Frankreich jedes Mal, wenn 100  Einheiten von Waren und Dienstleistungen produziert wurden, zwischen 101 und 102 Einheiten auf dem eigenen Territorium. 

Wenn Deutschland 100  Einheiten produzierte, konsumierte und investierte es nur 92 Einheiten. Der Unterschied mag gering erscheinen, doch über die Jahre entstehen in hohem Maße finanzielle und soziale Ungleichgewichte, die Europa heute vor eine Zerreißprobe stellen. 

Wie ist es so weit gekommen und was können wir tun? Zunächst ist zu sagen, dass die Überalterung und der Bevölke-rungsrückgang in Deutschland einen gewissen Handelsüberschuss und die Bildung von Reserven für die Zukunft rechtfertigen, die enormen Überschüsse aber nicht rational zu erklären 

Produktivität in Deutschland und Frankreich 71

vermögen. Zu diesem Handelsüberschuss kam es nicht durch eine bewusste Entscheidung. Er ist das Ergebnis dezentraler Entscheidungen von Millionen wirtschaftlichen Akteuren, begünstigt durch das Fehlen geeigneter Korrekturmechanismen. 

Vereinfacht gesagt fliegt das Flugzeug ohne Piloten. Oder zumindest sind die Piloten nicht sehr gut. 

Nach der Wiedervereinigung fürchteten die deutschen Regierungen einen wirtschaftlichen Niedergang des «Produktions-standorts Deutschland». Die Politik sorgte für stagnierende Gehälter, um die Wettbewerbsfähigkeit zu steigern. Dabei schossen sie über das Ziel hinaus. Gleichzeitig konnten deutsche Unternehmen mit den jüngst in die Europäische Union aufgenommenen mitteleuropäischen Ländern besonders starke und vorteilhafte Kooperationen eingehen. Das lässt sich vor allem am rasanten Anstieg des allgemeinen Import- und Ex-portvolumens ablesen. Im Jahr 2000 unterschied es sich kaum von den französischen 25–30 % des BIP, 2015 lag es jedoch zwischen 40 und 45 %, in Frankreich weiterhin bei 30 % (siehe S. 68, Grafik). 

Der sich daraus ergebende Handelsüberschuss war sicher nicht gänzlich vorhersehbar und kam zum Großteil zufällig zustande. Er verdeutlicht die ökonomische Bedeutung der Globalisierung, die von der Staatsgewalt noch nicht richtig reguliert wird. 

Es gibt in der Wirtschaftsgeschichte auch noch kein Beispiel für ein Land dieser Größe, das dauerhaft über einen solchen Handelsüberschuss verfügt hätte, jedenfalls nicht seit den ersten Handelsstatistiken aus dem frühen 19. Jahrhundert. Selbst Japan oder China erzielten nie einen Handelsüberschuss von mehr als 2–3 %. Die einzigen Beispiele für Handelsüberschüsse von fast 10 %  des  BIP sind Ölländer mit einer relativ kleinen Bevölkerung und einem deutlich geringeren BIP als Deutschland. 

Ein weiteres Indiz für die objektiv überhöhten deutschen Handelsüberschüsse sind die schlechten Auslandsinvestitionen 
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der Unternehmen und des Finanzsystems. Anders als in den USA liegen die deutschen Finanzvermögen im Rest der Welt deutlich unter der Summe der Handelsüberschüsse. 

Die Lösung dafür könnte zum gegenwärtigen Zeitpunkt darin bestehen, die Gehälter wieder anzuheben sowie den Konsum und die Investitionen in Deutschland anzukurbeln, etwa im Bildungswesen und in der Infrastruktur. Das geschieht  leider viel zu langsam. Die deutschen Regierenden tragen eine große Verantwortung. Sie haben andere Quali-täten, insbesondere hinsichtlich der Willkommenspolitik für Mi granten, aber im entscheidenden Punkt des Handelsüberschusses erklären sie der Öffentlichkeit nicht genau, was auf dem Spiel steht. Sie neigen dazu, aus diesem Überschuss Na-tionalstolz zu schöpfen und darin gar einen Beweis für deutsche Tugenden zu sehen. Darum geht es aber nicht. Deutschland tendiert dazu, dem Rest Europas Lektionen zu erteilen und zu behaupten, dass  alles besser wäre, wenn jedes Land es Deutschland gleich tun würde. Das ist absurd. Erwirtschaftete jedes Land der Eurozone einen Handelsüberschuss von 8 % 

des BIP, gäbe es niemanden mehr, um diesen Überschuss auf-zufangen. Auf der ganzen Erde gibt es kein Land mit einem so hohen BIP wie die Eurozone, das bereit wäre, ein Handelsdefizit von 8 % aufzunehmen. Diese irrationale Haltung ist leider eines der Risiken der Globalisierung und des härteren Wettbewerbs zwischen den Ländern. Jeder versucht zuerst, seine eigene Marktnische zu finden und seine  eigene Haut zu retten. 

Zum Glück sind noch andere Kräfte im Spiel, insbesondere die europäische Idee. Würden die anderen Länder, angefangen mit Frankreich, Italien und Spanien (also 50 % der Bevölkerung und des BIP der Eurozone gegen 27 % in Deutschland), einen konkreten Vorschlag für eine demokratische Neugrün-
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dung der Eurozone vorlegen,11 der im Kern einen wirtschaftlichen Neustart und ein Moratorium für Staatsschulden vor-sähe und demokratisch durch eine gemeinsame parlamentarische Versammlung beschlossen würde, bin ich mir sicher, dass sich ein Kompromiss finden ließe. Dass die Lösung aber aus Deutschland kommt und sich reibungslos vollzieht, ist nicht sehr wahrscheinlich. Ein demokratisches Tauziehen ist wohl erforderlich. Hoffen wir bloß, dass die Konflikte nicht zu stark werden. Denn nach dem Brexit kann niemand mehr so tun, als wüsste er nicht, wohin sie führen können. 

Ich möchte mit einem positiven Ausblick enden. Verglichen mit den USA, Großbritannien und anderen Teilen der Welt haben Frankreich und Deutschland viel gemeinsam. Beide Länder schufen in den Jahrzehnten nach dem selbstzerstörerischen Abgrund der Jahre 1914–1945 Institutionen und Politiken, die zu den sozialsten und produktivsten Wirtschaften der Welt führten. Frankreich und Deutschland haben gemeinsam noch einiges zu tun, um ein gerechtes und nachhaltiges Entwicklungsmodell zu schaffen. Das setzt voraus, dass sie sich nicht in fortschrittshemmenden falschen Vergleichen verlieren, sich der Zukunft zuwenden und akzeptieren, dass jeder vom anderen und von der Geschichte noch viel zu lernen hat. 

11 Siehe «Reconstruire l’Europe après le ‹Brexit›», 28. Juni 2016. 

Eine demokratische Regierung der Eurozone – jetzt! 

1. Februar  2017

Die Eurozone braucht eine Wirtschaftsregierung: einen gemeinsamen Haushalt, gemeinsame Steuern, die Möglichkeit zur Aufnahme von Krediten und Leistung von Investitionen, eine Wachstumsstrategie sowie ein nachhaltiges und gerechtes Entwicklungsmodell. Damit das alles aber eines Tages möglich wird, muss sich die Eurozone vor allem mit demokratischen Institutionen ausstatten, um gemeinsam Entscheidungen treffen zu können. Es bringt nichts, über eine Regierung der Eurozone zu sprechen, wenn nicht klar ist, vor welcher demokratischen Instanz sich diese Regierung zu verantworten hat. 

Gegenwärtig ist das wichtigste Entscheidungsorgan der Eurozone der EU-Finanzministerrat. Leider kann er jedoch oft keine Beschlüsse fassen. Seit Jahren schon soll die Eurozone über die Umstrukturierung der griechischen Staatsschulden befinden. Es ist also allgemein bekannt, dass die momentane Situation untragbar ist, und doch werden Entscheidungen immer wieder aufs Neue vertagt. 

Anderes Beispiel: Seit Jahren gibt es Skandale bei der Besteuerung von Unternehmensgewinnen. Es ist bekannt, dass internationale Großkonzerne die Körperschaftsteuer im großen Stil umgehen und oft nur lächerlich geringe Steuersätze zahlen. 

Doch die Eurozone konnte noch nicht die kleinste handfeste Entscheidung treffen. Es wird weiter über die Einführung einer gemeinsamen Steuerbemessungsgrundlage diskutiert, ein gemeinsamer Mindeststeuersatz ist dabei jedoch nie Thema. Wie sinnvoll ist es, sich auf eine gemeinsame Bemessungsgrundlage 
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zu einigen, wenn jedes Land dann einen Prozentsatz von nahezu null festlegen kann und alle Unternehmen ihren Sitz dorthin verlagern? 

Der Grund für diese Untätigkeit liegt darin, dass der Finanzministerrat meist dem Einstimmigkeitsprinzip folgt. Im Steuerwesen kann ein luxemburgisches Veto alles blockieren. Und bei den seltenen Beschlüssen, die grundsätzlich nach Mehrheits-prinzip erfolgen, verfügen die großen Länder praktisch über ein Vetorecht. Deutschland und sein Finanzminister versteifen sich auf die absurde Vorstellung, dass Griechenland in seinem Haushalt für die nächsten Jahrzehnte einen Primärüberschuss von 3,5 % des BIP zu erwirtschaften habe. Das blockiert jeden Beschluss. 

Das Problem liegt in der Struktur des Finanzministerrats selbst, der die nationalen (oder fälschlicherweise als solche wahrgenommenen) Interessen der einen gegen die der anderen stellt und Stillstand erzeugt. Sobald eine Person ein Land von 80 (Deutschland) oder 65 Millionen Einwohnern (Frankreich) repräsentiert, ist es nahezu unmöglich, dass diese Person sich damit abfindet, in der Minderheit zu sein. Dadurch wird jede besonnene Mehrheitsentscheidung, ja jede öffentliche Debatte verhindert. 

Also ist der Finanzministerrat durch eine wirkliche parlamentarische Versammlung der Eurozone zu ersetzen, in der jedes Land mit einer bestimmten Anzahl von Abgeordneten des nationalen Parlaments vertreten ist, im Verhältnis zur Bevölkerung des Landes und der verschiedenen politischen Gruppierungen. 

30  Abgeordnete könnten aus dem Bundestag und 25 aus der französischen Nationalversammlung entsandt werden, und zwar aus allen Parteien. Schnell wird man feststellen, dass die Ansichten zu griechischen Staatsschulden oder zur Besteuerung von Unternehmen in jedem Land, auch in Deutschland, vielfältig sind. Dann könnte es möglich werden, Mehrheits-
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beschlüsse zu treffen, die nationale Gegensätze überwinden. 

Dabei sei auch daran erinnert, dass Deutschland 24 % der Bevölkerung der Eurozone repräsentiert, während Frankreich, Italien und Spanien zusammen 51 % bilden und Belgien, Griechenland, Portugal und alle anderen 25 %. 

Eine Alternativlösung bestünde darin, eine Untergruppe des Europaparlaments zu bilden. Mir kommt es aber sinnvoller vor, die parlamentarische Versammlung der Eurozone aus den nationalen Parlamenten heraus zu bilden. Einerseits haben die Abgeordneten die notwendige demokratische Legitimität, die Steuerpflicht ihrer Länder zu regeln, andererseits ist es entscheidend, dass diese demokratische Innovation einen harten Kern bildet, der stärker integriert ist als die Europäische Union insgesamt und über eigene Institutionen verfügt. 

Jedenfalls ist es wichtig, dass die Kandidaten bei den kommenden Wahlen endlich konkrete Vorschläge zur Bildung einer demokratischen Regierung der Eurozone unterbreiten. Sonst bleiben all die Worte zur Wiederbelebung Europas und eine mögliche Wirtschaftsregierung fromme Wünsche. 

Über die Ungleichheit in China 14. Februar  2017

Mit Trump und dem Brexit hat das Modell der westlichen Demo kratie einen schweren Stand. Die chinesischen Medien amüsieren sich in ihren Kommentaren prächtig. Die  Global Times, ein Staatsblatt, füllt ihre Spalten mit hämischer Kritik am explosiven Cocktail aus Nationalismus, Fremdenfeindlichkeit, Separatismus, Realityshow, Vulgarität und der Macht des Geldes. Das sei die Konsequenz aus freien Wahlen und den wundersamen politischen Institutionen, die der Westen der Welt auferlegen möchte. Schluss mit den Belehrungen! 

Die chinesischen Behörden veranstalteten kürzlich ein internationales Kolloquium zur «Rolle der politischen Parteien bei der weltweiten Wirtschaftslenkung». Die Botschaft der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) ist klar. Starke Interessen-vertretungen wie die 90  Millionen Mitglieder starke KPCh seien vonnöten. Das entspricht etwa 10 % der erwachsenen Bevölkerung, also ungefähr der Wahlbeteiligung bei amerikanischen oder französischen Vorwahlen. Nur mit solchen Institutionen könne ein stabiles, harmonisches und wohlüberlegtes Entwicklungsmodell entstehen, abseits von identitären Nei-gungen und den Zentrifugalkräften kandidatenüberfüllter Wahlen. 

Das chinesische Regime stellt damit aber womöglich ein Übermaß an Selbstvertrauen zur Schau. Die Schwächen des chinesischen Modells sind bekannt, angefangen beim absoluten Mangel an Transparenz und der heftigen Unterdrückung von Regimekritikern jeder Art. 
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Nach offiziellen Statistiken ist China ein leicht inegalitäres Land, in dem die Früchte des Wachstums im Wesentlichen gerecht verteilt werden. Das ist allerdings zweifelhaft, wie eine Studie von Li Yang, Gabriel Zucman und mir belegt.1 Neue Quellen und der Vergleich von Steuer- und Eigentumsdaten mit staatlichen Untersuchungen und volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zeigen, dass die offiziellen Angaben die Ungleichheit in China und deren Dynamik deutlich zu gering einschätzen. 

Das Wirtschaftswachstum zwischen 1978 und 2015 sorgte zweifellos für Chinas Weg aus der Armut. Der Anteil am weltweiten BIP stieg zwischen 1978 und 2015 von unter 4 auf 18 %, während Chinas Anteil an der Weltbevölkerung von 22 auf 19 % 

sank. In Kaufkraftparität in Euro des Jahres 2015 entwickelte sich das Nationaleinkommen in derselben Spanne von unter 150 Euro auf fast 1000 Euro pro Monat. Das Durchschnittseinkommen bleibt damit drei- bis viermal schwächer als in Europa oder Nordamerika, aber die 10 % reichsten Chinesen – 

also  immerhin 130 Millionen Menschen – verfügen über ein den reichen Ländern gleichwertiges Einkommen. 

Allerdings profitierten die ärmsten 50 % der Chinesen nur von einem halb so großen Wachstum wie der Durchschnitt. 

Unseren Schätzungen zufolge, die eher an der unteren Grenze der Ungleichheit in China liegen dürften, sank der Anteil der ärmsten 50 % am chinesischen Nationaleinkommen zwischen 1978 und 2015 von 28 auf 15 %, während der Anteil der reichsten 10 % von 26 auf 41 % stieg. Das Ausmaß ist beeindruckend. 

Die soziale Ungleichheit wuchs in China deutlich über das europäische Niveau hinaus und nähert sich zügig der Situation in den Vereinigten Staaten an. 

1  Thomas Piketty, Li Yang und Gabriel Zucman, «Capital Accumulation, Private Property and Rising Inequality in China, 1978–2015», WID.world, Working Paper Series Nr. 2017/6. 
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Noch spektakulärer entwickelte sich die Konzentration des Privateigentums. Zwischen 1995 und 2015 wuchs der Anteil der reichsten 10 % am Privateigentum von 41 auf 67 %. In 20 Jahren stieg dieser Wert von einem Niveau, das unter dem schwedischen lag, auf einen mit den USA vergleichbaren Stand. 

Das ist Ausdruck eines besonders ungleichen Zugangs zu dem in diesem Zeitraum fast gänzlich privatisierten Immobilienvermögen und eines Teilprivatisierungsprozesses von Unternehmen, an dem nur kleine Gruppen unter sehr intransparen-ten Bedingungen teilhatten. Bei dieser Geschwindigkeit besteht die Gefahr, dass China eine Art plutokratischen Kommunismus mit einer größeren Konzentration von Privateigentum entwickelt als in kapitalistischen Ländern, alles zusammenge-halten von einer einzigen Kommunistischen Partei. 

Einen wesentlichen Unterschied gibt es aber. Die Beteiligung des Staats am Kapital des Landes (Immobilien, Unternehmen, Boden, Infrastruktur und technische Anlagen) ist zwar deutlich gesunken, bleibt aber auf einem sehr hohen Niveau. Unseren Schätzungen zufolge lag sie 1978 bei 70 % und stagniert seit 2006 bei etwa 30 %. Seit der Krise wächst sie sogar wieder ein wenig, was einer Wiederherstellung der Kontrolle über die Staatsbetriebe entspricht. 

In den kapitalistischen Ländern lag der Anteil des staatlichen Kapitals in der Periode der sozialen Marktwirtschaft, also einer Marktwirtschaft mit staatswirtschaftlichen Komponenten (1950–1980), bei 20 bis 30 %, doch seit 1980 ist er im Zuge der Privatisierung staatlicher Vermögensgegenstände und der aus-ufernden Staatsverschuldung zusammengebrochen. 2007 hatte nur Italien ein negatives staatliches Kapital, das heißt, die Schulden waren größer als die Vermögensgegenstände. 2015 ist das auch für die Vereinigten Staaten, Großbritannien und Japan der Fall, während Frankreich und Deutschland nur knapp einen positiven Wert ausweisen. Privateigentümer halten also nicht nur das gesamte staatliche Kapital, sondern verfügen auch über 
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Ansprüche auf zukünftige Steuereinnahmen. Damit ist die Re-gulierungsfähigkeit der öffentlichen Hand stark beeinträchtigt. 

In China steht der Staat besser da, allerdings müssen die Machthaber auch zeigen, dass sie diese Situation der Mehrheit zugutekommen lassen. Die Chinesen wollen keine Belehrungen aus dem Westen mehr hören. Doch ob sie die Bevormun-dung ihrer obersten Führer noch lange ertragen, ist unklar. 

Wie könnte eine Versammlung  

der Eurozone aussehen? 

9. März  2017

Wie könnte eine Versammlung der Eurozone aussehen, wie sie Benoît Hamon in der vergangenen Woche in  Le Monde vorgeschlagen hat?1 Wie würde sie sich politisch zusammensetzen? 

Wäre sie in der Lage, «die Austeritätspolitik zu überstimmen»? 

Könnte so endlich eine demokratische Regierung der Eurozone entstehen?2

Gleich eingangs sei gesagt, dass es keine wundersame Versammlung oder vollkommene Übereinkunft gibt, und natürlich wird es keine bloße institutionelle Veränderung sein, die die Bürger mit Europa versöhnt. Der vorliegende Entwurf für einen «Vertrag zur Demokratisierung der Eurozone»3 ( traité de démocratisation de la gouvernance de la zone euro, T-Dem) ist nichts anderes als eine erste Diskussionsgrundlage, die noch breit debattiert und nach Vorschlägen von allen Seiten verbessert werden muss. 

1  Benoît Hamon (Interview), «Mon objectif en Europe: mettre l’austérité en minorité» [Mein Ziel für Europa: die Austeritätspolitik überstimmen], Le Monde,  9. März 2017. 

2  Siehe «Eine demokratische Regierung der Eurozone  – jetzt!», 1. Februar 2017, S. 74–76. 

3  Siehe auch Stéphanie Hennette, Thomas Piketty, Guillaume Scriste und Antoine  Vauchez,  Für ein anderes Europa. Vertrag zur Demokratisierung der Eurozone.  Aus dem Französischen von Michael Bischoff, München: C.H.Beck 2017, online in französischer Sprache abrufbar unter http:/ / 

piketty.pse.ens.fr/files/HPSV2017.pdf. 
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Den Vertragsentwurf verfassten anerkannte Europarechts-spezialisten: Stéphanie Hennette, Professorin für Öffentliches Recht an der Universität Paris-Nanterre, sowie Guillaume Sacriste und Antoine Vauchez, wissenschaftliche Mitarbeiter für Politikwissenschaft an der Universität Paris-I-Panthéon-Sorbonne und am Centre national de la recherche scientifique (CNRS). Der Entwurf zeigt Lösungen für ein demokratischeres und sozialeres Europa auf, auch wenn er nicht alle Verträge revidiert und sich nur auf Länder bezieht, die nach vorne schauen wollen, angefangen bei Frankreich, Deutschland, Italien und Spanien, die zusammengenommen 76 % der Bevölkerung und des Bruttoinlandsprodukts der Eurozone ausmachen. 

Dieses Demokratisierungsprojekt hebt sich deutlich von den vagen europapolitischen Vorschlägen ab, die von den Politikern für gewöhnlich vorgebracht werden, und bietet eine konkrete Diskussionsgrundlage. 

Wie soll sich die durch diesen Demokratisierungsvertrag zu bildende parlamentarische Versammlung der Eurozone politisch zusammensetzen? Welche politische Ausrichtung soll sie haben? Mehrere Szenarien sind denkbar, zum Beispiel eine kleine Versammlung mit etwa 100  Abgeordneten oder eine größere mit (gemäß Artikel 4 T-Dem) maximal 400 Abgeordneten. 

Bei einer kleineren Versammlung von 100  Abgeordneten aus den nationalen Parlamenten würde Deutschland 24 Abgeordnete entsenden (24 % der Bevölkerung der Eurozone), Frankreich 20, Italien 18, Spanien 14 und so weiter. Um zu gewährleisten, dass jeder Mitgliedstaat mindestens einen Sitz hat (Artikel 4  T-Dem), werden fünf zusätzliche Sitze be - 

nötigt, was zu insgesamt 105  Abgeordneten aus nationalen Parla menten führt. Kommen noch 25 Mitglieder des Europäischen Parlaments hinzu, betrüge die Gesamtzahl gemäß Artikel 4 T-Dem 130 Abgeordnete, 80 % aus den nationalen Parlamenten und 20 % aus dem Europäischen Parlament. Diese 
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Versammlung der Eurozone: 

Sitzverteilung nach Ländern

Bevölkerung 

Bevölkerung 

Sitze in der Versammlung 

(Millionen)  (% der Eurozone) 

der Eurozone

(Eurostat, 

 (Anteil der Bevölkerung auf der Basis Schätzungen vom 

von 100 Sitzen bei einem Mindestsitz 

1. Januar 2016)

für kleine Länder, daher eine 

Versammlung mit 105 Sitzen)

Deutschland

82

24 %

24

Frankreich

67

20 %

20

Italien

61

18 %

18

Spanien

46

14 %

14

Niederlande

17

5  %

5

Belgien

11

3  %

3

Griechenland

11

3  %

3

Portugal

10

3  %

3

Österreich

9

3  %

3

Finnland

5

2  %

2

Slowakei

5

2  %

2

Irland

5

1  %

1

Litauen

3

1  %

1

Slowenien

2

1  %

1

Lettland

2

1  %

1

Estland

1

0  %

1

Zypern

1

0  %

1

Luxemburg

1

0  %

1

Malta

0

0  %

1

340

100 %

105

Vertreter des Europäischen Parlaments

25

Mitglieder der Versammlung 

130

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr. 

kleine Versammlung könnte effizienter arbeiten (siehe obige Tabelle).4 

Eine größere Versammlung hingegen könnte die politische Pluralität besser abbilden, insbesondere in kleinen Ländern, die 4  Die detaillierten Daten zu den nationalen Parlamenten, die zur Erstellung der Tabellen beigetragen haben, wurden mit Unterstützung von Manon Bouju erhoben. 
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Versammlung der Eurozone: 

Sitzverteilung nach Ländern

Bevölkerung 

Bevölkerung 

Sitze in der Versammlung 

(Millionen)  (% der Eurozone) 

der Eurozone

Version 1:

Version 2:

Kleine Versammlung

Große Versammlung

(Eurostat, Schätzungen 

(Anteil der Bevölkerung auf 

(Sitze multipliziert mit 3

vom 1. Januar 2016) 

einer Basis von 100 Sitzen bei 

verglichen mit der 

einem Mindestsitz für kleine Länder, 

kleinen 

daher eine Versammlung mit 

Versammlung)

105 Sitzen) 

Deutschland 

82

24 %

24

72

Frankreich 

67

20 %

20

60

Italien 

61

18 %

18

54

Spanien 

46

14 %

14

42

Niederlande 

17

5 %

5

15

Belgien 

11

3 %

3

9

Griechenland 

11

3 %

3

9

Portugal

10

3 %

3

9

Österreich 

9

3 %

3

9

Finnland

5

2 %

2

6

Slowakei 

5

2 %

2

6

Irland

5

1 %

1

6

Litauen 

3

1 %

1

5

Slowenien 

2

1 %

1

3

Lettland 

2

1 %

1

3

Estland

1

0 %

1

3

Zypern

1

0 %

1

3

Luxemburg

1

0 %

1

3

Malta

0

0 %

1

3

340

100  %

105

320

Vertreter des Europäischen Parlaments 

25

80

Mitglieder der Versammlung 

130

400

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr. 

dann mindestens drei Abgeordnete entsenden würden. So käme eine Versammlung von 400 Abgeordneten zustande, von denen 320 aus den nationalen Parlamenten und 80 aus dem Europäischen Parlament stammten (siehe obige Tabelle). 

Man kann sich auch die Frage stellen, wie sich die Versammlung auf der Links-rechts-Achse politisch zusammensetzen 
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würde. Das ist natürlich eine etwas künstliche Einteilung, denn die Grenzen zwischen den Lagern «rechts», «links» und «radikal links» aus der nachfolgenden Tabelle verlaufen von Land zu Land anders. In den europäischen Institutionen bestehen entsprechende Gruppierungen als solche kaum. Wir setzen jedoch darauf, dass  dadurch politische Gruppierungen und potenzielle Mehrheiten sichtbar werden und wir die Möglichkeiten einer wirklich transnationalen Politik aufweisen können. Damit können wir auch sichtbar machen, dass aus Parteiidentitäten und politischen Diskrepanzen eine transnationale parlamentarische Sozialisierung entstehen könnte. Die einzelstaatlichen linken und rechten Gruppierungen könnten sich in dieser Versammlung neu definieren, vor allem wenn Letztere nicht nur repräsentative Aufgaben übernimmt, sondern mit tatsächlicher Macht ausgestattet wird. So ist in den Artikeln 12 bis 15 T-Dem vorgesehen, dass sie den Haushalt der Eurozone beschließt und für diesen eine gemeinsame Körperschaftsteuer erhebt. 

Unabhängig von der Variante würde die Versammlung eine klare linke Tendenz aufweisen, zumindest bei den aktuellen Verhältnissen in den nationalen Parlamenten von März 2017. In einer kleinen Versammlung würden von den 105 Abgeordneten aus den nationalen Parlamenten 44 aus rechten und gemäßigt rechten Parteien stammen (CDU/CSU,  LR,  PP etc.), 47 aus linken und grünen Parteien (SPD, Grüne, PS, PD, PSOE etc.), neun aus der sogenannten radikalen Linken (Die Linke, Podemos, Syriza etc.) und fünf ohne Kategorie (Fünf-Sterne-Bewegung etc.) (siehe nachfolgende Tabelle). Die 25 Abgeordneten aus dem  Europäischen Parlament würden diese Verteilung im Verhältnis der jeweiligen Fraktionen nur marginal verändern. 

Hinzu kommt noch, dass rechte Parteien in Frankreich, Spanien oder Italien oft in Fragen der Haushaltspolitik, der Wiederbelebung der europäischen Wirtschaft, der Restrukturierung von Staatsschulden etc. eine andere Position vertreten als die deutschen bürgerlichen Parteien, die nur zwölf der 105 
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ersammlung der Eurozone: Sitzverteilung 

nach politischen Gruppierungen 

 

(Abgeordnete aus nationalen Parlamenten)

Sitze in der 

Sitzverteilung im Verhältnis der politischen Versammlung 

Gruppierungen in den nationalen Parlamenten 

 

der Eurozone 

(d‘Hondt'sches Höchstzahlverfahren) (Februar 2017) (Anteil der Bevölkerung auf

Rechte 

Linke 

Radikal 

Andere 

einer Basis von 100 Sitzen 

Parteien 

Parteien 

linke Parteien 

(M5S, …)

bei einem Mindestsitz für 

(CDU/CSU, 

(SPD, Grüne, 

(Die Linke, 

kleine Länder) 

LR, PP etc.) 

PS, PD, 

Podemos, 

PSOE etc.) 

Syriza etc.) 

Deutschland 

24

12

10

2

0

Frankreich 

20

9

11

0

0

Italien

18

3

12

0

3

Spanien 

14

7

4

3

0

Niederlande 

5

2

2

1

0

Belgien 

3

2

1

0

0

Griechenland 

3

1

0

2

0

Portugal 

3

1

1

1

0

Österreich 

3

1

1

0

1

Finnland 

2

1

0

0

1

Slowakei 

2

1

1

0

0

Irland 

1

1

0

0

0

Litauen 

1

0

1

0

0

Slowenien 

1

0

1

0

0

Lettland 

1

0

1

0

0

Estland 

1

1

0

0

0

Zypern 

1

1

0

0

0

Luxemburg 

1

1

0

0

0

Malta

1

0

1

0

0

Summe

105

44

47

9

5

Diese Verteilung bezieht sich nur auf die Unterhäuser (Bundestag, französische Nationalversammlung etc.). Unter Berücksichtigung der Oberhäuser (Bundesrat, französischer Senat etc.) würde sich das Ergebnis nur um einen oder zwei Sitze pro Land verändern. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr. 

aus nationalen Parlamenten entsandten Vertreter für die Versammlung der Eurozone stellen. 

Alles in allem ist diese Vertretung kein Allheilmittel. Unser Vertragsentwurf kann und muss verbessert und ergänzt werden. Wir behaupten nicht, dass die Entscheidungen dieser Versammlung immer unseren Wünschen entspricht oder wie durch 
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Zauberhand alle Probleme Europas löst. Eine solche Versammlung bietet aber immerhin einen demokratischen Rahmen, der die Austeritätspolitik überstimmen oder zumindest die gegenwärtigen Machtverhältnisse substanziell verändern kann. So könnte sich endlich eine öffentliche, pluralistische und demokratische Entscheidungsfindung gegenüber dem Kult der verschlossenen Türen und der Intransparenz durchsetzen. Insbesondere die Präsidentschaftskandidaten Jean-Luc Mélenchon, Emmanuel Macron und François Fillon sollten sich dazu äußern, welche Ergänzungen und Änderungen sie für diesen Vorschlag anbringen möchten oder ob sie die Eurozone dauerhaft ohne Versammlung regieren möchten und den aktuellen zwischenstaatlichen Status quo aufrechterhalten wollen. 

Ein letzter Punkt: Es ist vielleicht erwähnenswert, dass sich die Zusammensetzung der Versammlung nur geringfügig ändert, wenn die Sitzverteilung nicht nach Bevölkerung, sondern anteilig nach Bruttoinlandsprodukt erfolgt. Ein solches Wahlsystem nach der Regel «ein Euro, eine Stimme», das bei Abstimmungen des Gouverneursrats des Europäischen Stabili tätsmechanismus  (ESM) und bei Entscheidungen über die Restrukturierung des Kapitals der Europäischen Zentralbank (EZB) gilt, wäre aus demokratischer Sicht weitaus weniger  zufriedenstellend. Unseres Erachtens wäre es sogar völlig in akzeptabel. Warum sollte eine solche Abstimmungsregel sonst nicht auch für Regionen oder Einzelpersonen gelten? Die Zusammensetzung der Versammlung würde sich aber nicht stark verändern, weil das BIP pro Kopf in der Eurozone nicht sehr stark variiert (siehe nachfolgende Tabelle). Deutschlands Bevölkerung macht 24 % der Bevölkerung der Eurozone aus, Frankreich, Italien und Spanien zusammen 51 %, die übrigen Länder 25 %. Beim BIP entfallen auf Deutschland 28 %, auf Frankreich, Italien und Spanien zusammen 48 % und auf die übrigen Länder 24 %. Wählte man diesen Verteilungsschlüssel, erhöhte sich die Anzahl der Sitze für Deutschland leicht, aber 
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Eurozone: Bevölkerungsanteile vs. Anteile am BIP

Bevölkerung 

Bevölkerung 

BIP 

BIP 

(Millionen) 

(% der 

(Milliarden Euro) 

(% der 

Eurozone) 

Eurozone)

(Eurostat, 

(2015, SEC 2010, 

Schätzungen vom 

Marktpreis) (Eurostat, 

1. Januar 2016) 

letzte Aktualisierung 

21.02.2017)

Deutschland 

82

24 %

2 791

28 %

Frankreich 

67

20 %

2 095

21 %

Italien

61

18 %

1 554

16 %

Spanien 

46

14 %

1 068

11 %

Niederlande 

17

5 %

656

7 %

Belgien

11

3 %

384

4 %

Griechenland 

11

3 %

184

2 %

Portugal

10

3 %

172

2 %

Österreich 

9

3 %

310

3 %

Finnland

5

2 %

187

2 %

Slowakei 

5

2 %

76

1 %

Irland

5

1 %

229

2 %

Litauen 

3

1 %

34

0 %

Slowenien 

2

1 %

37

0 %

Lettland 

2

1 %

21

0 %

Estland 

1

0 %

17

0 %

Zypern 

1

0 %

18

0 %

Luxemburg

1

0 %

46

0 %

Malta

0

0 %

8

0 %

Summe

340

100 %

9 888

100 %

davon: Deutschland 

82

24 %

2 791

28 %

Frankreich-Italien-Spanien 174

51 %

4 717

48 %

Restliche Länder 

84

25 %

2 380

24 %

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr. 

das politische Gleichgewicht wäre nur geringfügig verschoben. 

Deutschlands rechte Parteien stellten 14 statt zwölf der 105 aus nationalen Parlamenten entsandten Abgeordneten. 

Wenden wir uns nun der heiklen Frage zu, was geschieht, wenn bestimmte Partner jegliche Diskussionen über den Vertrag zur Demokratisierung der Eurozone ablehnen. Ein Pa-radebeispiel wären womöglich deutsche Politiker, die fürchten, in einer demokratischen Versammlung der Eurozone über-
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stimmt zu werden, und daraufhin jede Verhandlung abblocken. 

Dafür gibt es drei mögliche Lösungswege. 

Erstens, sollte im schlimmsten Fall überhaupt keine Diskussion zustande kommen, wäre es aus unserer Sicht dennoch wichtig, dass eine Alternative angeboten wird. Bis heute haben franzö sische Politiker ihren Partnern in der Eurozone noch nie einen richtigen Entwurf für eine parlamentarische und politische Einheit unterbreitet. Frankreich beschwert sich regelmäßig über Brüssel, Deutschland, bisweilen auch die ganze Welt, aber konkrete öffentliche Vorschläge für ein demokratischeres und sozialeres Europa konnte man noch nicht verneh-men. Selbst im schlimmsten Fall, dass all diese Vorschläge von unseren Partnern rundheraus abgelehnt würden, erscheint es uns aus poli tischer und historischer Perspektive bedeutsam, Vorschläge zu äußern und Meinungsverschiedenheiten ans Licht zu bringen. Wenn Frankreich gegenüber der Eurozone und Deutschland öffentlich das Ziel einer parlamentarischen Demokratie auf der Grundlage «ein Mensch, eine Stimme» verträte und Deutschland stur jegliche Diskussion darüber ablehnte, könnte daraus ein Klima des Misstrauens und der Verbitterung entstehen, das die Eurozone überschatten würde. Abstimmungen und Wahlen in Frankreich und anderswo könnten dann zu weiteren  EU-Austritten und einem Ende des europäischen Projekts führen. Doch selbst für diesen schlimmsten Fall erscheint es uns wesentlich, dass eine plausible demokratische Alternative zunächst einmal ausdrücklich diskutiert wird. 

Zweitens ist dieses äußerst pessimistische Szenario nicht das wahrscheinlichste. Unsere Partner, insbesondere unsere deutschen Partner, vertreten mindestens ebenso vehement wie wir die Werte der parlamentarischen Demokratie. Oft sind sie  sogar deutlich weiter in ihren Überlegungen zur politischen Integration. In naher Zukunft könnte sich die Macht sehr wohl nach links verschieben. Viele deutsche Bürger und Politiker, auch wenn sie konservativen Parteien angehören, würden einen 
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französischen Vorschlag über eine parlamentarische Vereinigung der Eurozone wohlwollend aufnehmen. Zumindest würde vermutlich eine Verhandlung beginnen. Man müsste einen Kompromiss finden, und noch ist nicht gesagt, wie er aussehen könnte. Die Bevölkerungen und die öffentliche Meinung, insbesondere in Italien und Spanien, drängen auf eine Demokratisierung   Europas. 

Drittens sieht der T-Dem-Entwurf in seinen Ratifizierungs-bestimmungen (Artikel 20) eine Lösung für derartige Konflikte vor. Nur zehn von 19 Ländern der Eurozone mit einer Bevölkerung von mindestens 70 % müssen den T-Dem-Vertrag ratifizieren, damit er in Kraft tritt. Es ist also denkbar, dass er auch dann Geltung erhält, wenn eines der großen Länder, zum Beispiel Deutschland, nicht zustimmt. Dieser Weg ist nicht wünschenswert und auch nicht wahrscheinlich. Doch zumindest können Länder, wenn sie dazu bereit sind, ihren guten Willen unter Beweis stellen und eine Teilratifizierung anstoßen. 

So würde der Druck auf jene Länder steigen, die nicht einmal diskutieren möchten. Es geht nicht darum, eine Deadline fest-zulegen, nach der man mit dem Brexit droht. Vielmehr sollen konkrete Handlungen aufzeigen, dass es einen demokratischen Weg aus den Widersprüchen gibt, in denen sich unser Kontinent verstrickt hat. 

Staatliches Kapital, privates Kapital 14. März  2017

Aktuelle ökonomische Debatten sind durch zwei Umstände gekennzeichnet, die viel zu selten in Zusammenhang gebracht werden. Auf der einen Seite steht der starke Anstieg der Staatsschulden, auf der anderen die Konjunktur privater Vermögen. 

Die Zahlen zur Staatsverschuldung sind bekannt. Sie liegt aktuell bei etwa 100 % des Nationaleinkommens (etwa ein Jahr Bruttoinlandsprodukt), während sie in den 1970er Jahren kaum 30 % betrug. Es liegt mir fern, das Ausmaß des Problems klein-zureden. Es handelt sich um die höchste Staatsverschuldung seit dem Zweiten Weltkrieg, und die Geschichte zeigt, dass eine solche Verschuldung mit gewöhnlichen Mitteln nur schwer zu reduzieren ist. Doch gerade um die Herausforderungen und etwaige Handlungsalternativen richtig zu verstehen, ist dieser Trend mit der allgemeinen Entwicklung der Eigentumsstruktur in Bezug zu setzen. 

Fassen wir zusammen. Das in einem Land vorhandene Eigentum lässt sich in staatliches und privates Kapital unterteilen. 

Staatliches Kapital ist die Differenz aus den Vermögensgegenständen der öffentlichen Hand und den Staatsschulden. Zu den Vermögensgegenständen gehören etwa Gebäude, Grund und Boden, Infrastruktur, Finanzportfolios und Unternehmens-beteiligungen des Staates, der Gebietskörperschaften etc. Das private Kapital ist die Differenz aus Vermögensgegenständen und Schulden privater Haushalte. 

In den «Trente Glorieuses» war der staatliche Vermögens-bestand beträchtlich. Er machte 100–150 % des National-
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einkommens aus. Der öffentliche Sektor wuchs durch die Verstaatlichungen der Nachkriegszeit stark an. Die Schulden waren  deutlich geringer, auch im historischen Vergleich. Aufgrund von Inflation, Schuldenschnitt und außerordentlich hohen Steuern auf privates Kapital machten sie in den Jahren 1945–1955 weniger als 30 % des Nationaleinkommens aus. 

Insgesamt war das um Schulden bereinigte staatliche Kapital eindeutig positiv, in einer Größenordnung von 100 % des Nationaleinkommens. 

Seit den 1970er Jahren hat sich die Lage grundlegend verändert. Die Privatisierungen seit Anfang der 1980er Jahre führten zu gleichbleibenden Vermögenswerten bei 100 % des Nationaleinkommens, obwohl Immobilien- und Börsenpreise anstie-gen. Zur gleichen Zeit erreichten die Staatsschulden nahezu 100 % des Nationaleinkommens, sodass das staatliche Kapital gegen null ging. Kurz vor der Finanzkrise von 2008 war es in Italien bereits negativ. Die letzten Daten für 2015–2016 zeigen, dass das staatliche Nettokapital in den USA, Japan und Großbritannien inzwischen auch negativ ist. In diesen Ländern könnte der Staat selbst mit dem Verkauf aller Vermögensgegenstände seine Schulden nicht begleichen. In Frankreich und Deutschland ist das staatliche Kapital gerade noch positiv.1 

Das heißt aber nicht, dass die reichen Länder arm geworden wären. Ihre Regierungen sind verarmt. Das ist etwas ganz anderes. Gleichzeitig sind nämlich die Privatvermögen schulden-bereinigt in enorme Höhen gestiegen. In den 1970er Jahren betrugen sie in allen reichen Ländern noch 300 % des Nationaleinkommens, 2015 lagen sie bei 600 %. 

Das Wachstum der Privatvermögen hat viele Ursachen: die gestiegenen Immobilienpreise (Ballungseffekte in den großen 1  Siehe Facundo Alvaredo, Lucas Chancel, Thomas Piketty, Emmanuel Saez und Gabriel Zucman, «Global Inequality Dynamics: New Findings from WID.world», National Bureau of Economic Research, Working Paper Nr. 23119, 2017. 
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Der sinkende Anteil des Staatseigentums, 1978–2018
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Der Anteil des staatlichen Kapitals (staatliches Nettovermögen aller Gebietskörperschaften  e inklusive aller Vermögensgegenstände: Unternehmen, Gebäude, Grundstücke, Beteiligungen,t Finanzvermögen etc.) am Nationalkapital (d. h. der Summe aus staatlichem und privatem Kapital) betrug 1978 in China etwa 70 % und stabilisierte sich seit Mitte der 2000er Jahre bei etwa 30 %. In den kapitalistischen Ländern lag er Ende der 1970er Jahre bei 15–30 %. 

Ende der 2010er Jahre ging er fast gegen null oder war negativ. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 761. 

Metropolen), die Überalterung der Bevölkerung gepaart mit einem geringen Wirtschaftswachstum (wodurch die in der Vergangenheit akkumulierten Sparbeträge automatisch im Verhältnis zu den laufenden Einkünften wachsen und zur Preis-erhöhung der Vermögensgegenstände beitragen) und natürlich die Privatisierung staatlicher Vermögensgegenstände und die Erhöhung der Staatsschulden (deren Gläubiger, vermittelt durch Banken, auf die eine oder andere Art private Eigentümer sind). Hinzu kommen noch die sehr hohen Renditen der größten Finanzvermögen, die strukturell schneller wachsen als die Weltwirtschaft, und ein Wandel der Rechtssysteme, der für private Eigentümer (von Immobilien oder auch geistigem Eigentum) im Großen und Ganzen günstig ist. 

Das private Kapital stieg wesentlich stärker, als das staatliche Kapital sank. Die reichen Länder gehören sich selbst, sie besitzen sogar etwas mehr. Insgesamt halten die reichen Länder mehr Finanzwerte im Rest der Welt als umgekehrt. 
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Warum sollte ein solcher privater Wohlstand pessimistisch stimmen? Weil der Staat aufgrund der ideologischen und politischen Machtverhältnisse die größten Profiteure der Globalisierung nicht zu einer angemessenen Beteiligung bewegen kann. 

Die angebliche Unmöglichkeit einer gerechten Steuer führt zu einer Flucht in die Staatsverschuldung. Das Ohnmachtsgefühl wird durch eine nie dagewesene Verflechtung von Finanzwirt-schaft und Vermögen verstärkt. Jedes Land, vor allem in Europa, gehört seinen Nachbarn. So entsteht ein ausgeprägtes Gefühl von Kontrollverlust. 

Historisch gehen große Veränderungen der Eigentumsstruktur oft mit tiefgreifenden politischen Umstürzen einher. Das lässt sich an der Französischen Revolution, dem Amerikanischen Bürgerkrieg, den europäischen Weltkriegen des 20. Jahrhunderts und der Befreiung vom Faschismus illustrieren. Die heutigen nationalistischen Kräfte könnten eine Rückkehr zu nationalen Währungen und eine damit einhergehende Inflation bewirken. So entstünden mehr oder weniger chaotische Umverteilungen, die aber mit gewaltsamen gesellschaftlichen Spannungen und einer Ethnisierung der Politik einhergingen. Angesichts dieser tödlichen Gefahr, auf die der aktuelle Status quo hinausläuft, gibt es nur eine Lösung. Wir müssen einen demokratischen Weg aus der Sackgasse finden und im rechtsstaat-lichen Rahmen notwendige Umverteilungen vornehmen. 

TEIL 2

REAGAN HOCH ZEHN  

(2017–2018)


Reagan hoch zehn

13. Juni  2017

Ist Trump für die Geschichte der Vereinigten Staaten untypisch? 

Oder knüpft er an einen längst bestehenden Trend an? Man muss «The Donalds» offensichtliche Eigenarten und seine un-nachahmliche Kunst des Tweetens nicht ausblenden, um fest-zustellen, dass die Kontinuitäten überwiegen. 

Seine Steuerpläne sprechen Bände. Sie enthalten im Kern zwei Maßnahmen: die Senkung der Bundeskörperschaftsteuer von 35 auf 15 % (diesen Steuersatz möchte Trump auch auf die Einkommen von Einzelunternehmern anwenden, zu denen er selbst zählt) und die völlige Abschaffung der Erbschaftsteuer. 

Es handelt sich eindeutig um die Fortsetzung des Programms zur schrittweisen Aufhebung der progressiven Steuer, das Reagan in den 1980er Jahren aufgelegt hatte. 

Rufen wir uns Folgendes in Erinnerung: Um dem Anstieg der Ungleichheit und der (damals als unamerikanisch angesehe-nen) übermäßigen Vermögenskonzentration entgegenzuwir-ken und um nicht eines Tages wie das alte Europa auszusehen (das den Amerikanern im 19. Jahrhundert und zur Zeit der Jahrhundertwende aus gutem Grund aristokratisch und oligar-chisch vorkam), führten die Vereinigten Staaten in den 1910er und 1920er Jahren eine bis dahin nie dagewesene progressive Steuerstaffelung ein. Diese Maßnahme zur Reduzierung der Ungleichheit umfasste sowohl die Einkommen- als auch die Erbschaftsteuer. Zwischen 1930 und 1980 betrug der Spitzensteuersatz auf Einkommen im Durchschnitt 82 %. Der Höchst-steuersatz auf Nachlässe lag bei 70 %. 
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Das änderte sich nach der Wahl Ronald Reagans im Jahr 1980. Mit der Reform von 1986 sank der Spitzensteuersatz auf Einkommen auf 28 %, und das Land kehrte der Sozialpolitik von Roosevelts New Deal den Rücken. Dieser wurde für die Schwächung Amerikas und das Aufholen der Kriegsverlierer verantwortlich gemacht. Reagan behielt jedoch eine hohe Körperschaftsteuer und sehr progressive Erbschaftsteuersätze bei. 

30 Jahre nach Reagan und zehn Jahre nach einem ersten Versuch von Bush junior, die Erbschaftsteuer abzuschaffen, verteilt Trump 2017 wieder Geschenke an die Großunternehmen und die Reichsten, all dies nach der Abschaffung von Obamacare. 

Und die Chancen stehen gut, dass der Kongress mitmacht. 

Die Republikaner werden bei der Gelegenheit sicherlich versuchen, einen sogenannten «Grenzsteuerausgleich» ( border  adjustment  tax) hinzuzufügen, der eine Absetzung der Exporte vom steuerpflichtigen Gewinn ermöglicht und dafür die Absetzung von Importen untersagt (der berühmte Ryan-Plan).1 

Dieser neuartige Mix aus Körperschaftsteuer und Ausgleichs-möglichkeiten, der an die europäische Umsatzsteuer angelehnt ist, zieht bereits den Zorn der Welthandelsorganisation (WTO) auf sich, womit Trump gut leben kann. Aber auch Importeure wie die Supermarktkette Walmart sind verärgert, und das ist problematischer. Theoretisch könnte die Maßnahme durch eine Aufwertung des Dollars neutralisiert werden, aber praktisch werden die Wechselkurse durch viele andere Faktoren bestimmt, und dieses Risiko möchte niemand eingehen. 

Wahrscheinlich werden sich die Maßnahmen gezielt auf bestimmte Importe und Exporte beschränken. So bleibt es bei der Botschaft, dass die Republikaner die amerikanische Industrie 1  Anm. d. Ü.: Der republikanische Kongressabgeordnete Paul Ryan brachte 2012 als Vorsitzender des Haushaltsausschusses des Repräsentantenhauses einen Haushaltsentwurf für das kommende Haushaltsjahr mit dem Titel The Path to Prosperity: Restoring America’s Promise ein. 
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besser schützen als die demokratischen Verfechter des Freihandels, die den Mexikanern und anderen neidischen, die USA belagernden Völkern zu oft nachgeben. Sicherlich wird man auch bezüglich der Erbschaftsteuer und der massiven Senkung der Körperschaftsteuer einen Kompromiss finden. Letztere wird wohl auf 15–20 % gemindert und befeuert somit die Gefahr von Steuerdumping in Europa und der Welt. 

Es stellt sich die entscheidende Frage: Wie kann ein so eindeutig reichenfreundliches und antisoziales Programm eine Mehrheit der Amerikaner überzeugen, ob nun 1980 oder 2016? 

Die übliche Antwort lautet: Die Globalisierung, der ungezü-gelte Wettbewerb zwischen Ländern und Regionen bedeuten den Triumph des Prinzips «Jeder ist sich selbst der Nächste». 

Doch das reicht nicht. Die Republikaner haben ein Gespür für nationalistische Rhetorik, pflegen einen gewissen Antiintellek-tualismus und spalten die Unterschichten, indem sie ethnische, kulturelle und religiöse Unterschiede hervorheben. 

Seit den 1960er Jahren profitieren die Republikaner von einer Stimmenverschiebung innerhalb der weißen Unterschichten aus den Südstaaten, die mit der Bürgerrechtsbewegung und der Sozialpolitik unzufrieden sind. Diese bevorzuge angeblich die Schwarzen. Diese lange und tiefgreifende Entwicklung setzte sich 1972 im entscheidenden Sieg Richard Nixons gegen den Demokraten McGovern fort, der ein bedingungsloses Grundeinkommen auf Bundesebene einführen wollte. Dieses sollte aus einer weiteren Erhöhung der Erbschaftsteuer finanziert werden: der Gipfel des Roosevelt’schen Programms. Es folgen Reagan 1980 und Trump 2016, der ebenso wenig wie seine Vorgänger Skrupel hat, rassistische Stigmatisierungen zu bedienen, etwa in Bezug auf Obamacare. 

Währenddessen besteht die Wählerschaft der Demokraten immer mehr aus Menschen mit hohem Bildungsgrad und aus Angehörigen von Minderheiten. Sie ähnelt gewissermaßen der republikanischen Wählerschaft Ende des 19. Jahrhunderts 
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(wohlhabende Weiße und befreite Schwarze), als schlösse sich nun der Kreis und Roosevelts Bündnis aus Unterschichten über alle ethnischen Spaltungen hinweg wäre letztlich nur ein Zwischenspiel gewesen. 

Hoffen wir nur, dass Europa daraus Lehren ziehen kann. 

Denn auch hier droht mancherorts eine ähnliche Entwicklung. 

Die Unterschichten vertrauen eher migrantenfeindlichen Kräften als Parteien, die sich als progressiv verstehen. Hoffen wir auch, dass ein absehbares Scheitern des Trumpismus auf sozialer Ebene «The Donald» nicht wie so viele vor ihm dazu provo-zieren wird, die nationalistische und militärische Flucht nach vorn zu wagen. 

Abschaffung der Vermögensteuer: ein historischer Fehler

10. Oktober  2017

Um es gleich eingangs zu sagen: Die Abschaffung der französischen Vermögensteuer ISF ( impôt de solidarité sur la fortune) ist ein schwerer moralischer, wirtschaftlicher und historischer Fehler. Die Entscheidung zeigt, wie wenig die Politik die Herausforderungen der Globalisierung für die Beseitigung von Ungleichheiten versteht. 

Gehen wir einen Schritt zurück. Während der ersten Globalisierung zwischen 1870 und 1914 erstarkte eine internationale Bewegung für neue Formen von Umverteilung und Besteuerung. Mit progressiven Steuern auf Einkommen, Vermögen und Erbschaften wollte dieses Modell die Wachstumsgewinne besser verteilen und die Konzentration von Eigentum und wirtschaftlicher Macht strukturell verringern. Solche Abgaben wurden zwischen 1920 und 1970 eingeführt, teils unter dem Druck der dramatischen historischen Ereignisse, aber auch aufgrund eines langen intellektuellen und politischen Prozesses. 

Heute lassen sich vielleicht die ersten Anzeichen einer ähnlichen Bewegung erahnen. Das Bewusstsein für die immer größeren Ungleichheiten wächst. Die Anhänger der nationalen Abschottung versuchen, das Gefühl der Unterschichten, ab-gehängt zu sein, auszunutzen, manchmal mit Erfolg. Man kann aber auch neue Forderungen nach Demokratie, Gleichheit und Umverteilung beobachten. Großbritannien könnte in den kommenden Jahren deutlich nach links schwenken, 2020 
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In einem solchen Kontext ist die Abschaffung der französischen Vermögensteuer fast 40 Jahre nach der Machtübernahme von Reagan und Thatcher völlig fehl am Platz. Es ist sinnlos, alten und vermögenden Bevölkerungsgruppen, die bereits in den letzten Jahrzehnten in Wohlstand lebten, Steuergeschenke zu machen. Zumal die fehlenden Einnahmen alles andere als symbolisch sind. Rechnet man die Steuergeschenke für Dividenden und Zinsen hinzu (die jetzt maximal mit 30 % versteu-ert werden, während Gehälter und selbstständige Tätigkeiten einem Spitzensteuersatz von 55 % unterliegen), so kostet die Reform mehr als 5 Milliarden Euro. Das entspricht 40 % des Gesamtbudgets französischer Universitäten und Hochschulen. 

Dieses stagniert 2018 bei 13,4  Milliarden Euro, während die Studierendenzahlen unverändert steigen und Bildungsinvestitionen Priorität haben müssten. Wir können wetten, dass sich die Studierenden daran erinnern werden, wenn die Regierung in den nächsten Monaten versucht, zusätzlich zur Austerität noch Auswahlverfahren einzuführen. 

Die Regierung ist der Ansicht, dass die Vermögensteuer zu Steuerabwanderungen führen würde. Diese Behauptung ist vollkommen falsch. Der unaufgeregte, objektive Blick auf alle verfügbaren Daten  – volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Einkommens- und Vermögenserklärungen, Umfragen zu Vermögen  – lässt nur einen Schluss zu: Den größten Vermögen geht es in Frankreich sehr gut, und sie wandern nicht ab. 

Es sei an die wichtigsten Fakten erinnert (alle Details befinden sich auf WID.world).1 Zwischen 1980 und 2016 stieg das durchschnittliche Nationaleinkommen pro Erwachsenem in 1 Siehe insbesondere Bertrand Garbinti, Jonathan Goupille-Lebret und Thomas Piketty, «Accounting for Wealth Inequality Dynamics: Methods, Estimates and Simulations for France (1800–2014)», WID.world, Working Paper Series Nr. 2016/5. 
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Die Zusammensetzung des Vermögens in Frankreich, 2015
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In Frankreich bestanden die niedrigsten Vermögen im Jahr 2015 (wie in allen Ländern, für die Daten vorliegen) hauptsächlich aus liquiden Mitteln und Bankguthaben, durchschnittliche Vermögen aus Immobilien und hohe Vermögen aus Finanzanlagen (hauptsächlich Aktien). 

Hinweis: Die hier angeführte Verteilung bezieht sich auf das Vermögen pro Erwachsenem. 

Das gemeinsame Vermögen von Paaren wurde durch zwei geteilt. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 697. 

Euro (mit Kaufkraft von 2016) von 25 000 auf etwas über 33 000 Euro, also um etwa 30 %. In derselben Zeit verdoppelte sich das durchschnittliche Eigentum pro Erwachsenem, insbesondere angetrieben von Immobilienwerten. Es stieg von 90 000 auf 190 000 Euro. Noch auffälliger ist, dass das Vermögen des reichsten 1 %, das mehr als 70 % des Finanzvermögens umfasst, von 1,4 auf 4,5 Millionen Euro anstieg, sich also mehr als verdreifachte. Das Vermögen der reichsten 0,1 %, deren Be-stände zu 90 % aus Finanzvermögen bestehen und die im besonderen Maße von der Abschaffung der Vermögensteuer profitieren, wuchs von 4 auf 20 Millionen Euro, verfünffachte sich also. Die größten Finanzvermögen stiegen also noch schneller als die Immobilienvermögen. Gäbe es eine Steuerflucht, müsste es doch genau andersherum sein. 

Zum selben Ergebnis gelangt man in den Vermögensranglisten in Frankreich und in allen anderen Ländern. Laut Forbes wuchsen die weltweit größten Vermögen, die fast ausschließ-
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Abschaffung der Vermögensteuer: ein historischer Fehler lich aus Finanzwerten bestehen, seit 1980 jährlich um 6–7 % 

(über der Inflation), also drei- bis viermal schneller als das BIP 

und das weltweite Pro-Kopf-Vermögen. Manche wollen darin ein nahezu messianisches Zeichen für wohltuenden Unter-nehmergeist erkennen. In Wahrheit lassen sich dieselben Entwicklungen für zahlreiche Vermögen aus Nachlässen beobachten (wie etwa das L’Oréal-Vermögen, dessen Erbin kürzlich verstorben ist). Die Entwicklung verdankt sich auch einigen vorteilhaften Privatisierungen und besonders lukra-tiven Monopolstellungen, insbesondere im Energiesektor, im Telekommunikationsbereich und bei neuen Technologien in Europa, den Vereinigten Staaten, Russland, Mexiko, Indien oder China. Unabhängig von der jeweiligen Ansicht zur Bedeutung einzelner Faktoren wird man sich wohl in jedem Fall einig sein, dass eine Vermögensteuer mit einem Spitzensteuersatz von 1,5 oder 2 % (oder mehr) die steuerliche Basis nicht ernsthaft bedroht, wenn derartige Wertentwicklungen bestehen, und dass es andere Prioritäten gibt als Steuergeschenke für diejenigen, denen es am besten geht. 

Der Trick, die Vermögensteuer in eine Immobiliensteuer umzuwandeln, um nicht von einer völligen Abschaffung der Vermögensteuer sprechen zu müssen, macht sprachlos. Es gibt keinen logischen Grund, Häuser oder Gebäude höher zu besteuern als Finanzportfolios, Yachten oder andere bewegliche Wertgegenstände. Hoffen wir, dass sich die Abgeordneten darauf besinnen, dass sie für ein solches Schmierentheater nicht gewählt wurden. 

Das katalanische Syndrom

14. November  2017

Liegt die Ursache für die katalanische Krise bei einer allzu starken und brutalen Zentralmacht aus Madrid? Oder ist es nicht vielmehr so, dass eine allgemeine Konkurrenz zwischen Regionen und Ländern herrscht, die in Spanien und Europa schon viel zu weit gegangen ist und zu einem Überbietungswettstreit in Egoismus führt? 

Gehen wir einen Schritt zurück. Zur Erklärung der verhärte-ten Fronten in der Unabhängigkeitsfrage wird oft das Urteil des spanischen Verfassungsgerichts herangezogen, das 2010 

nach zahlreichen Klagen von Abgeordneten der Partido Popu-lar (PP) das neue katalanische Autonomiestatut als verfassungs-widrig annullierte. Zwar waren bestimmte von den Richtern zurückgewiesene Regelungen grundlegend problematisch (etwa die Regionalisierung der Justiz), doch die Vorgehensweise sorgte für Verstimmung, zumal das Statut 2006 vom Parlament (damals mit sozialistischer Mehrheit) und im Zuge eines Referendums in Katalonien angenommen wurde. 

Man übersieht dabei meist, dass das Gericht die neuen Regelungen zur steuerlichen Dezentralisierung bestätigte, und zwar für Katalonien und alle anderen spanischen Regionen. Diese Vorschriften machen Spanien seit 2011 zu einem steuerlich und haushaltspolitisch weltweit besonders stark dezentralisierten Land, selbst verglichen mit viel größeren Bundesstaaten. Die Bemessungsgrundlage für die Einkommensteuer wird seitdem hälftig zwischen dem Bund und den Regionen aufgeteilt. Konkret staffelten sich 2017 die Einkommensteuersätze für den 
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Wirtschaftstätigkeit (BIP) (Basis 100 = 2007, 4. Quartal) 111
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Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr. 

Bundeshaushalt von 9,5 % für zu versteuernde Jahreseinkommen unter 12 450  Euro bis zu 22,5 % für Einkommen über 60 000  Euro. Entschließt sich eine Region, diese Steuersätze auch für ihren Anteil zu erheben, zahlen die Steuerzahler dieser Region insgesamt zwischen 19 und 45 % Einkommensteuer, und die Einkünfte werden zwischen Madrid und der Region gleichmäßig verteilt. Eine Region kann aber auch eigene Stufen und eigene Steuersätze festlegen, die den Bundesanteil über-oder unterschreiten.1 In jedem Fall erhält sie die entsprechenden Einnahmen und muss sie nicht mehr mit den anderen Regionen teilen. 

Ein solches System bringt viele Probleme mit sich. Es schadet dem Solidaritätsgedanken innerhalb des Landes und spielt die Regionen gegeneinander aus. Bei der Einkommensteuer ist das besonders problematisch, denn sie sollte ein Instrument zur Verringerung der Ungleichheit zwischen den Ärmsten und den 1  Eine Liste der Steuersätze von 2017 befindet sich auf S. 505 ff. des folgenden Dokuments: https://www.agenciatributaria.es/static_files/AEAT/DIT/

Contenidos_Publicos/CAT/AYUWEB/Biblioteca_Virtual/Manuales_pra cticos/Renta/ManualRentaPatrimonio2016_es_es.pdf. 
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Reichsten sein, unabhängig von regionaler oder beruflicher Identität. Das System des internen Wettbewerbs führt seit 2011 

auch zu Steuerdumping und zur fiktiven Umsiedlung reicher Haushalte und Unternehmen, was früher oder später die gesamte Progression beeinträchtigt.2

Im Gegensatz dazu war die Einkommensteuer in den USA fast immer auf Bundesebene angesiedelt, obwohl sie über die siebenfache Einwohnerzahl verfügen und für ihr Festhalten an den dezentralen Befugnissen der Staaten bekannt sind. Die Bundeseinkommensteuer übernimmt seit ihrer Einführung im Jahr 1913 die Funktion der Steuerprogression. Die Steuersätze für die höchsten Einkommen lagen zwischen 1930 und 1980 bei über 80 % und stabilisierten sich seit den 1980er und 1990er Jahren bei etwas unter 40 %. Die einzelnen Staaten können zusätzliche Steuersätze erheben, in der  Praxis betragen diese aber nur zwischen 5 und 10 %. Sicherlich hätten die kalifornischen Steuerzahler mit  ihrem Staat, der allein fast so viele Einwohner wie Spanien hat und sechsmal so viele wie Katalonien, die Hälfte dieser Einkommensteuer am liebsten für sich und ihre Kinder behalten. Das ist ihnen jedoch nie gelungen. Sie haben es nicht einmal wirklich versucht. 

Die Logik zusätzlicher Steuersätze auf regionaler oder lokaler Ebene ist dabei für sich genommen nicht einmal schädlich. 

In Frankreich könnte dadurch die Wohnraumsteuer abgeschafft werden. Es muss nur im Rahmen bleiben. Mit der hälf-tigen Teilung der Einkommensteuer mit den Regionen geht Spanien zu weit. Heute fordern einige Katalanen, 100 % der Steuereinnahmen zu behalten und unabhängig zu werden. 

Europa trägt in dieser Krise auch eine große Verantwortung. 

Abgesehen vom schlechten Management der Eurozonenkrise, 2  Siehe David R. Agrawal und Dirk Foremny, «Relocation of the Rich: Migrations in Response to Top Tax Rate Changes from Spanish Reforms», 2018, https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=2796472. 
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die Spanien besonders schadete,3 fördert man nun schon seit Jahrzehnten ein Zivilisationsmodell, das auf der Vorstellung gründet, man könne alles zugleich haben: die Integration in einen großen europäischen und weltweiten Markt ohne wirkliche solidarische Verpflichtungen und ohne Finanzierung des Gemeinwohls. Warum sollte Katalonien unter diesen Bedingungen nicht sein Glück versuchen und wie Luxemburg ein Steuerparadies werden? Es gibt zwar einen europäischen Haushalt. 

Der ist allerdings sehr klein. Er müsste zudem logischerweise diejenigen belasten, die am stärksten von der wirtschaftlichen Integration profitieren. Dafür bräuchte es eine gemeinsame europäische Körperschaftsteuer und eine Steuer auf Spitzeneinkommen wie in den USA. Wir könnten auch versuchen, es besser zu machen, aber davon sind wir noch weit entfernt. Wenn endlich Solidarität und Steuergerechtigkeit ins Zentrum des Handelns rücken, kann sich Europa auch gegen Separatismen zur Wehr setzen. 

3  Siehe «2007–2015: une si longue récession», 8. Januar 2016. 

Trump und Macron: derselbe Kampf 12. Dezember  2017

Für gewöhnlich werden Trump und Macron als Gegensätze dargestellt. Auf der einen Seite der vulgäre amerikanische Busi-nessman mit seinen fremdenfeindlichen und klimaskeptischen Tweets, auf der anderen der aufgeklärte europäische Feingeist, besorgt um kulturellen Dialog und nachhaltige Entwicklung. 

Das ist nicht ganz falsch und vor allem sehr angenehm für franzö sische Ohren. Bei näherer Betrachtung der umgesetzten Politik überraschen aber die Ähnlichkeiten. Trump und Macron setzten kürzlich sehr ähnliche Steuerreformen durch, die einen unglaublich großen Schritt in Richtung Steuerdumping zugunsten der Reichsten und Mobilsten darstellen. 

Rekapitulieren wir. In den Vereinigten Staaten bestätigte der Senat den Trump-Plan in seinen Grundzügen. Die Körperschaftsteuer des Bundes wird von 35 auf 20 % gesenkt, wobei eine nahezu vollständige Steueramnestie für zurückgeführte Gewinne internationaler Konzerne gewährt wird. Ein ermäßigter Einkommensteuersatz von etwa 25 % für Inhaber von Gesellschaften tritt an die Stelle des Spitzensteuersatzes von 40 %. 

Die Erbschaftsteuer für die größten Vermögen wird stark gesenkt (und in der vom Repräsentantenhaus beschlossenen Fassung sogar ganz abgeschafft). 

Macrons Reform senkt die Körperschaftsteuer in Frankreich stufenweise von 33 auf 25 %. Für Dividenden und Zinsen tritt ein ermäßigter Steuersatz von 30 % an die Stelle des Spitzensteuersatzes von 55 % für die höchsten Einkommen. Die Vermögensteuer wird für die größten Finanz- und Unternehmens-
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vermögen abgeschafft, während die Grundsteuer für nicht allzu Vermögende noch nie so hoch war. 

Zum ersten Mal seit dem Ancien Régime beschließen beide Länder somit ein ausdrückliches Sondersteuerrecht für Einkommens- und Vermögenskategorien, die den reichsten Gruppen der Gesellschaft entsprechen. Beide stützen sich auf dasselbe, angeblich unwiderlegbare Argument: Die Masse der gefangenen, unbeweglichen Steuerzahler hat keine andere Wahl, als die Reichen gut zu behandeln, andernfalls würden diese sogleich das Land verlassen und sie nicht mehr an ihren Wohl-taten teilhaben lassen (Arbeitsplätze, Investitionen und geniale Einfälle, auf die gewöhnliche Leute nicht kommen). «Job crea-tors» für Trump, «premiers de cordée»1 für Macron: Wie auch immer man diese «Leistungsträger», jene neuen, von den Massen zu verehrenden Wohltäter auch nennt, im Grunde handelt es sich um dieselben. 

Trump und Macron sind sicher ehrlich. Sie stellen unter Beweis, wie wenig sie die Herausforderungen der Globalisierung im Hinblick auf Ungleichheiten verstehen. Sie weigern sich, erwiesene Fakten zur Kenntnis zu nehmen. Die von ihren Reformen begünstigten Gruppen sind diejenigen, die vom Wachstum der letzten Jahrzehnte bereits übermäßig profitiert haben. 

Indem sie diese Tatsachen leugnen, setzen sie uns drei zentralen Gefahren aus. Erstens bekommen die Unterschichten in den reichen Ländern immer mehr das Gefühl, im Stich gelassen zu werden. Diese Bevölkerungsgruppen lehnen daher Globalisierung und vor allem Einwanderung ab. Trump bedient bereits die Fremdenfeindlichkeit seiner Wähler. Macron hingegen hofft, sich an der Macht zu halten, indem er auf eine französische Mehrheitsmeinung von Toleranz und Offenheit vertraut und seine Feinde als Globalisierungsgegner abqualifiziert. In 1  Anm. d. Ü.: «Premiers de cordée» sind Vorkletterer beim Bergsteigen. Die Metapher wird in Frankreich für sogenannte «Leistungsträger» verwendet. 
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Wirklichkeit aber birgt diese Entwicklung Bedrohungen für die Zukunft, in Ohio und Louisiana ebenso wie in Frankreich oder Schweden. 

Da niemand die Ungleichheit in Angriff nimmt, wird zweitens auch die Bewältigung des Klimawandels deutlich er-schwert. Wie Lucas Chancel zeigt,2 kann die enorme Anpas-sung unserer Lebensweisen infolge des Klimawandels nur dann akzeptiert werden, wenn eine gerechte Verteilung der Anstrengungen gewährleistet ist. Wenn die Reichsten den Planeten weiterhin mit ihren SUV und ihren auf Malta zugelassenen Yachten verschmutzen (die damit keiner Steuer unterliegen, nicht einmal der Umsatzsteuer, wie aus den «Paradise Papers» her-vorgeht), warum sollten die Ärmeren dann eine Erhöhung der durchaus notwendigen CO -Steuer akzeptieren? 

2

Wird die ungleichheitsfördernde Tendenz der Globalisierung nicht korrigiert, hat dies schließlich auch verhängnisvolle Folgen für unseren Kampf gegen die weltweite Armut. Die Prognosen, die am 14. Dezember im World Inequality Report veröffentlicht werden, sind eindeutig.3 Mit den politischen Entscheidungen und den eingeschlagenen Wegen beim Umgang mit Ungleichheit entwickeln sich die Lebensbedingungen für die ärmere Hälfte des Planeten bis 2050 ganz anders. 

Optimistisch stimmt aber, dass Macron wenigstens auf dem Papier die internationale und europäische Kooperation verteidigt. Das ist natürlich erfreulicher als Trumps Unilateralismus. 

Es fragt sich nur, wann wir die Theorie und die Heuchelei hinter uns lassen. CETA – das wenige Monate nach dem Pariser 2  Lucas Chancel,  Insoutenables Inégalités. Pour une justice sociale et environ-nementale [Nicht zu rechtfertigende Ungleichheiten. Für soziale und ökologische Gerechtigkeit] ,  Paris: Les Petits Matins, 2017. 

3   Die weltweite Ungleichheit: Der World Inequality Report 2018, hg. v. Facundo Alvaredo, Lucas Chancel, Thomas Piketty, Emmanuel Saez, Gabriel Zucman, aus dem Englischen von Hans Freundl und Stephan Gebauer, München: C.H.Beck, 2018. 
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Abkommen unterzeichnete Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen Union und Kanada  – enthält zum Beispiel keine zwingende Bestimmung zum Klima oder zur Steuergerechtigkeit. Die sogenannten französischen Vorschläge zu einer Reform Europas, unser ganzer Stolz, bleiben doch recht vage. Wir wissen noch immer nicht, wie sich das Parlament der Eurozone zusammensetzen und welche Befugnisse es haben soll (Detailfragen, gewiss). Das Risiko ist groß, dass es nicht fruchtet. Um zu vermeiden, dass aus dem Macron’schen Traum ein Trump’scher Alptraum wird, müssen wir aufhören, uns etwas auf kleine nationale Unterschiede einzubilden, und uns den Fakten stellen. 

2018 – das Jahr für Europa

16.  Januar  2018

Die Finanzkrise von 2008, die zur größten globalen Rezession seit 1929 führte, ergab sich ganz klar aus den immer offensichtlicher werdenden Schwächen des amerikanischen Systems: exzessive Deregulierung, rasanter Anstieg der Ungleichheit, Verschuldung der Ärmsten. Europa hätte diese Gelegenheit ergreifen und ein egalitäreres, inklusiveres Modell entwickeln können, um den globalen Kapitalismus besser zu regulieren. Es kam ganz anders: Weil die Mitgliedstaaten einander nicht genug vertrauten und die EU sich zwischenzeitlich strikte Regeln auferlegt hatte, provozierte sie zwischen 2011 und 2013 eine weitere Rezession, von der wir uns gerade noch erholen.1

Trumps Amtseinführung machte eine weitere Bruchstelle im amerikanischen System sichtbar. Europa wird also wieder benötigt, denn alternative Modelle (China, Russland) entwickeln sich auf eher beunruhigende Weise. 

Damit Europa diesen Erwartungen gerecht wird, muss es mehrere Herausforderungen meistern. An erster Stelle steht das Wachstum der Ungleichheit im Zuge der Globalisierung. 

Europa kann seine Bürger nicht mit Verweis auf eine schlech-tere Lage in den USA oder in Brasilien beruhigen. Der von unseren Regierungen angeheizte Steuerwettbewerb vergrößert die Ungleichheiten in allen Ländern und dient den mobilsten Personen. Ein Rückzug auf Nationalidentitäten und die Suche nach Sündenböcken lassen sich nur vermeiden, wenn man den 1  Siehe «2007–2015: une si longue récession», 8. Januar 2016. 
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Unterschichten und den jungen Generationen eine ordentliche Strategie anbietet, die eine Reduzierung von Ungleichheiten und Investitionen in die Zukunft bezweckt. 

Die zweite Herausforderung besteht in der dramatischen Nord-Süd-Spaltung der Eurozone, die auf widersprüchlichen Darstellungen der Lage beruht. In Deutschland und Frankreich herrscht die Vorstellung, dass wir den Griechen helfen, indem wir ihnen Geld leihen und niedrigere Zinsen als der Finanz-markt verlangen. Allerdings liegt dieser Zinssatz immer noch über demjenigen, zu dem wir uns selbst verschulden. In Griechenland sieht man die Lage anders. Dort schaut man auf diese saftige finanzielle Marge. Die Südeuropa auferlegten Raten bringen so dramatische Folgen wie die Sezessions bestrebungen in Katalonien mit sich, die sich direkt aus dem kurzsichtigen deutsch-französischen Egoismus ergeben. 

Die dritte Herausforderung ist die Ost-West-Spaltung. Paris, Berlin und Brüssel verstehen die Undankbarkeit der Länder nicht, die massive Transferleistungen erhalten. Warschau und Prag sehen das anders. Die privaten Investitionen aus dem Westen seien teuer erkauft worden. Der Abfluss von Gewinnen an die Unternehmenseigentümer übersteige bei weitem die EU-Transfers in die andere Richtung. 

Die Zahlen geben ihnen Recht. Nach dem Untergang des Kommunismus eigneten sich westliche (insbesondere deutsche) Investoren nach und nach einen beträchtlichen Anteil des Kapitals in den ehemaligen Ostblockländern an. Dieser Anteil beträgt etwa ein Viertel des gesamten Kapitalstocks (inklusive Immobilien) und mehr als die Hälfte des Eigentums an Unternehmen (noch mehr bei großen Unternehmen). Die Arbeiten von Filip Novokmet2 zeigen, dass die Ungleichheit in Ost-2  Filip Novokmet, «Entre communisme et capitalisme. Essais sur l’évolution des inégalités de revenus et de patrimoines en Europe de l’Est, 1890–2015» 

[Zwischen Kommunismus und Kapitalismus. Versuche über die Entwicklung der Einkommens- und Vermögensungleichheiten in Osteuropa, 1890–
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europa nur deshalb weniger stark steigt als in Russland oder den Vereinigten Staaten, weil ein großer Teil der hohen Einkommen aus osteuropäischem Kapital ins Ausland fließt. Ähnlich verhielt es sich im Übrigen auch bereits vor dem Kommunismus, als die Kapitalinhaber Deutsche und Franzosen, manchmal auch Österreicher oder Osmanen waren. Zwischen 2010 und 2016 betrug der Abfluss der Gewinne und Einkünfte aus Eigentum (bereinigt um die entsprechenden Zuflüsse) in Polen durchschnittlich 4,7 % des Bruttoinlandsprodukts, in Ungarn 7,2 %, in der Tschechischen Republik 7,6 % und in der Slowakei 4,2 %. Entsprechend verminderte sich das Nationaleinkommen dieser Länder. Die jährlichen Nettotransfers aus der EU, d. h. die empfangenen Zahlungen abzüglich der geleisteten Beiträge, lagen im Vergleich deutlich darunter: 2,7 % des BIP in Polen, 4,0 % in Ungarn, 1,9 % in der Tschechischen Republik und 2,2 % in der Slowakei (Frankreich, Deutschland und Großbritannien sind mit etwa 0,3–0,4 % ihres BIP Netto-zahler). 

Sicherlich wird man einwenden, dass westliche Investitionen die Produktivität der betroffenen Volkswirtschaften erhöht haben und somit für alle vorteilhaft waren. Doch die osteuropäischen Staatschefs weisen immer wieder darauf hin, dass Investoren ihre Machtposition missbrauchen, um Gehälter zu drücken und überzogene Margen einzustreichen.3 Wie in Griechenland sehen die dominierenden Wirtschaftsmächte Ungleichheiten als natürlich an. Sie gehen davon aus, dass Markt 2015], Dissertation, École des hautes études en sciences sociales, 2017. Siehe auch Pawel Bukowski und Filip Novokmet, «Inequality in Poland: Estimating the Whole Distribution by g-Percentile, 1893–2015», WID.world, Working Paper Series Nr. 2017/21, und Filip Novokmet, Thomas Piketty und Gabriel Zucman, «From Soviets to Oligarchs: Inequality and Property in Russia, 1905–2016», WID.world, Working Paper Series Nr. 2017/09. 

3  Siehe etwa dieses Interview des tschechischen Premierministers, Andrej Babis, «L’Europe à deux vitesses, ça me fait rigoler» [Europa der zwei Ge-schwindigkeiten, da muss ich lachen],  Le Monde, 6. Dezember 2017. 
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Zuflüsse und Abflüsse in Osteuropa, 2010–2016
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Von 2010 bis 2016 belief sich der jährliche Zufluss von Transferzahlungen der EU (die Differenz zwischen allen erhaltenen Zahlungen und den Beiträgen zum EU-Haushalt) in Polen Durchschnittliche jährliche Zahlungsflüsse 2010–2016 (in % des BIP) hSourcn
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-250617 (élections présidentielles et législatives). 

Ungarn lagen die entsprechenden Zahlen bei 4,0 % und 7,2 %. 

Quellen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 802. 

und «freier Wettbewerb» zu einer gerechten Verteilung des Wohlstands führen. Transferleistungen von den Gewinnern des Systems seien ausgehend von diesem «natürlichen» Gleichgewicht ein Akt der Großzügigkeit. In Wirklichkeit sind die Eigentumsverhältnisse immer komplex, vor allem in großen politischen Gemeinschaften wie der EU. Der Markt regelt sie nicht einfach von sich aus. 

Diese Widersprüche lassen sich nur durch eine breit ange-legte intellektuelle und politische Neuausrichtung überwinden. 

Die europäischen Institutionen müssen wirklich demokrati-siert werden.4 Hoffen wir, dass das Jahr 2018 dazu beiträgt. 

4  Siehe «Reconstruire l’Europe après le ‹Brexit›», 28. Juni 2016. 

Für eine Union in der Union

13. März  2018

Nach den Wahlen in Italien und angesichts von Trumps un-sinniger Handelspolitik möchte man schon fast das Handtuch werfen und Europa mit den gleichen dummen Regeln einer verschärften Migrationspolitik und eines gesteigerten Protektionismus versehen. Dabei würde man aber zwei wesentliche Punkte vergessen. 

Erstens lässt sich der Aufwind des Populismus in Europa, anders als bisweilen zu hören ist, nicht durch eine angebliche  Migrationswelle erklären. Die Zahl der Immigranten in die EU war mit jährlich 1,2 Millionen von 2000 bis 2008 vor der Finanzkrise viel größer als heute. Zwischen 2008 und 2016 sank sie auf 500 000 pro Jahr, obwohl die geopolitische Lage eine weitere Öffnung erfordert hätte.1 Hätte man nicht schwere wirtschaftspolitische Fehler begangen, die zwischen 2011 und 2013 eine weitere Rezession und einen enormen  Anstieg der Arbeitslosigkeit in Südeuropa herbeiführten, hätte Europa offener sein können – und könnte es noch immer. Man dürfte sich nicht aus der Verantwortung ziehen und in der Flüchtlingskrise auf türkische Lager zurückgreifen. Verantwortlich für den Auf-trieb des Populismus sind die Vertreter der Austeritätspolitik, nicht die Migranten und ihre Helfer. 

Zweitens sind die amerikanischen Handelssanktionen, so dumm sie auch sein mögen, nur symbolische Gesten, mit denen 1  Siehe Thomas Piketty, «Sur la situation migratoire en Europe» [Zur Lage der Migration in Europa], 31. März 2016. 
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sich Trump von den Demokraten abgrenzt und seine nationalistische Basis anspricht. Trumps Programm besteht im Kern aus der Steuerreform von Dezember und den in ihr ver-senkten Hunderten Milliarden Dollar. Damit entlastet der Fis-kus die Unternehmensgewinne, Einkommen und Vermögen der Reichsten massiv. 

Nicht der Handelskrieg bedroht heute die Welt, sondern ein gesellschaftlicher Krieg, dessen Mittel das Steuerdumping zugunsten der Reichsten und Mobilsten ist. So verstärkt sich das Gefühl der unteren Schichten, man habe sie im Stich gelassen, und es führt zu einer Verarmung der öffentlichen Hand. Das staatliche Kapital ist im Begriff, in allen reichen Ländern negativ zu werden. Die Eigentümer von Privatvermögen besitzen demnach mittels ihres Finanzvermögens nicht nur alle öffentlichen Güter (Schulen, Krankenhäuser etc.), sondern auch Ansprüche auf zukünftige Steuereinnahmen. Ein schönes Beispiel für diese Art von Transfer liefert uns ein aktuelles Ereignis in Frankreich. Wir unterbreiten den Reichsten jährlich 6 Milliarden Euro Steuergeschenke und bieten ihnen die Pariser Flug-häfen für 8 Milliarden zum Verkauf an. Es wäre leichter gewesen, das Eigentum einfach so zu übertragen. 

Die Ursprünge dieser Entwicklung zu mehr Ungleichheit liegen weit zurück. Es begann mit der Liberalisierung der Finanzmärkte und des Welthandels in den 1980er Jahren. Damals wurden keine koordinierten Regulierungs- und Besteuerungs-instrumente eingeführt. Auf dem Papier ist die Lösung einfach. 

Der Kurs der Globalisierung muss geändert werden. Dafür müssen alle internationalen Verträge zwingende Vorschriften vorsehen, um eine gerechte und nachhaltige Entwicklung zu fördern (Mindeststeuersätze, Grenzwerte für CO -Emissionen 2

etc.). Das stellt kein technisches Problem dar. Die einzige Schwierigkeit liegt darin, dass sich jedes Land zu klein fühlt, um die geltenden Abkommen im Alleingang zu kündigen. 

Europa trägt angesichts dieser weltweiten Herausforderung 
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eine besondere Verantwortung. Als eine Zone des freien Wettbewerbs ohne  gemeinsame Steuergesetze trägt sie zu immer niedrigeren Körperschaftsteuern maßgeblich bei, während die Vereinigten Staaten aktuell nur nachfolgen. Das ergibt sich aus der europäischen Einstimmigkeitsregelung in Steuerfragen, die nicht ins Wanken zu bringen scheint. 

Nur wenn Frankreich, Deutschland, Italien und Spanien, die zusammen mehr als 75 % der Bevölkerung und des BIP der Eurozone ausmachen, endlich eine politische Einheit und eine Fiskalunion innerhalb der EU einführen, die natürlich allen Mitgliedstaaten freisteht, aber von niemandem blockiert werden kann, kann sich etwas ändern. Macrons Vorschläge sind leider vage. Er spricht von einem Haushalt der Eurozone, aber die Zusammensetzung des zuständigen Parlaments und die entsprechenden Steuern bleiben unklar. 

Mit Stéphanie Hennette, Guillaume Sacriste und Antoine Vauchez habe ich vorgeschlagen, eine neue europäische Versammlung für diejenigen Länder zu schaffen, die teilnehmen möchten.2 Sie setzt sich aus Mitgliedern der nationalen Parlamente im Verhältnis der jeweiligen Bevölkerungen und Fraktionen zusammen. Diese Versammlung wäre legitimiert, einen Haushalt für Zukunftsinvestitionen in Bildung und erneuerbare Energien zu beschließen, der sich aus einer gemeinsamen Körperschaftsteuer speist, zu der noch eine gemeinsame Steuer auf die höchsten Einkommen und Vermögen hinzukommen könnte. 

Der Vorschlag ist nicht perfekt, liegt aber wenigstens vor. 

Indem die nationalen Parlamente einbezogen werden, wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die französische Nationalversammlung und der Bundestag nicht bereit sind, ihre steuerlichen Befugnisse aufzugeben. Vor allem werden die na-2  Siehe «Wie könnte eine Versammlung der Eurozone aussehen?», 9. März 2017, S. 81–90. 
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tionalen Parlamentswahlen  de facto in europäische Wahlen umgewandelt. Die Abgeordneten der einzelnen Staaten müssen erklären, was sie in der europäischen Versammlung vorhaben und können sich nicht mehr über Europa beklagen und alles auf Brüssel schieben. Um die deutsche Öffentlichkeit zu überzeugen, könnte man eine Klausel einfügen, die gewährleistet, dass jedes Land von Zuwendungen profitiert, die annähernd ihrem steuerlichen Beitrag entsprechen. Das Ziel ist nicht, Transferleistungen zwischen den Ländern einzuführen, sondern eine demokratische und soziale öffentliche Macht zur Regulierung der Globalisierung aufzubauen. 

Legen wir alles auf den Tisch und gehen voran! Wenn wir nicht gemeinsam in der Lage sind, über das Europa zu diskutieren, das wir uns wünschen, ist der Sieg der Populisten und Trumpisten jeglicher Couleur vollkommen. 

Das Kapital in Russland

10. April  2018

Im nächsten Monat wird Karl Marx 200 Jahre alt. Was hätte er wohl über den traurigen Zustand Russlands zu sagen, das zu Sowjetzeiten den «Marxismus-Leninismus» predigte? Sicher hätte er für das lange nach seinem Tod entstandene Regime jegliche Verantwortung von sich gewiesen. Marx wuchs auf, als ein unterdrückerisches Zensussystem herrschte und das Privateigentum sakralisiert wurde. Selbst die Sklavenhalter wurden reichlich entschädigt, wenn man ihr Eigentum beeinträchtigte. 

Für «Liberale» wie Tocqueville war das selbstverständlich. Den Erfolg der Sozialdemokratie und des Sozialstaats im 20. Jahrhundert konnte Marx nur schwer erahnen. Er ist zur Zeit der 1848er Revolution 30 Jahre alt und stirbt 1883, dem Geburts-jahr von Keynes. Beide waren scharfsichtige Chronisten ihrer Zeit. Es wäre sicher ein Fehler, wenn man sie als vollendete Theoretiker der Zukunft verstände. 

Als die Bolschewisten 1917 an die Macht kommen, sind ihre Aktionspläne längst nicht so «wissenschaftlich», wie sie behaupten. Das Privateigentum wird abgeschafft, so weit, so gut. 

Aber wie sollen die Produktionsverhältnisse organisiert werden, und wer sind die neuen Herren? Wie werden in diesem riesigen Staats- und Planungsapparat Entscheidungen getroffen und Wohlstand verteilt? Weil es an Lösungen fehlt, verfällt man auf einen Personenkult. Und weil es an Ergebnissen fehlt, findet man schnell Sündenböcke, sperrt ein und säubert drauflos. 

Als Stalin 1953 stirbt, leben 4 % der sowjetischen Bevölkerung im Gefängnis, davon mehr als die Hälfte für «Diebstahl sozia-

122

Das Kapital in Russland

listischen Eigentums» und andere Bagatelldelikte, die das Leben etwas besser machen sollten. Juliette Cadiot spricht von der 

«Gesellschaft der Diebe» und zeigt das dramatische Versagen eines angeblich emanzipatorischen Regimes auf. Höhere Inhaf-tierungsraten findet man heute nur in der schwarzen Bevölkerung der USA (5 % der erwachsenen Männer). 

Durch Investitionen in Infrastruktur, Bildung und Gesundheit gelingt eine gewisse Aufholung. Das Nationaleinkommen pro Kopf steht vor der Revolution bei 30–40 % des westeuro-päischen Niveaus und steigt in den 1950er Jahren auf über 60 %. Aber der Rückstand vergrößert sich in den 1960er und 1970er Jahren wieder und die Lebenserwartung geht sogar zurück, zu Friedenszeiten ein einzigartiges Phänomen. Das Regime steht kurz vor der Implosion. 

Die Auflösung der Sowjetunion (UdSSR) und ihres Produk-tionsapparats führt von 1992 bis 1995 zu einem starken Rückgang des Lebensstandards. Das Pro-Kopf-Einkommen steigt ab 2000 wieder und liegt 2018 bei etwa 70 % des westeuropäi-schen Niveaus in Kaufkraftparität. Setzt man den aktuellen Wechselkurs an, ist es aufgrund des schwachen Rubels sogar nur halb so hoch. Leider wuchs die Ungleichheit viel schneller, als es die offiziellen Statistiken vermuten lassen.1

Das Scheitern der Sowjetunion führte darüber hinaus zur Aufgabe jeglicher Umverteilungsbestrebungen. Seit 2001 liegt die Einkommensteuer bei 13 %, bei einem Einkommen von 1000  Rubel und 100  Milliarden Rubel gleichermaßen. Selbst Reagan und Trump gehen beim Abbau der Steuerprogression nicht so weit. In Russland gibt es keine Erbschaftsteuer, übrigens auch nicht in der Volksrepublik China. Möchte man in Asien ganz in Ruhe sein Vermögen vererben, sollte man am besten in den ehemals kommunistischen Ländern sterben, auf 1  Siehe Filip Novokmet, Thomas Piketty und Gabriel Zucman, «From Soviets to Oligarchs: Inequality and Property in Russia, 1905–2016». 
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gar keinen Fall im kapitalistischen Taiwan, in Südkorea oder Japan, wo der Spitzensteuersatz auf Erbschaften von 50 auf 55 % angehoben wurde. 

Während China aber eine gewisse Kontrolle über die Kapi-talabflüsse und privaten Akkumulationen behält, zeichnet sich Putins Russland durch eine unbeschränkte Kleptokratie aus. 

Von 1993 bis 2018 entstanden riesige Handelsüberschüsse von durchschnittlich etwa 10 % des Bruttoinlandsprodukts pro Jahr über 25 Jahre, insgesamt also 250 % des BIP oder zwei-einhalb Jahre der landesweiten Produktion. Im Prinzip hätten so Finanzreserven in gleicher Höhe angesammelt werden können, denn der norwegische Staatsfonds, der unter der Kontrolle der Wähler steht, ist ungefähr so groß wie dieser Handelsüberschuss. Die offiziellen russischen Reserven belaufen sich jedoch mit knapp 25 % des BIP nur auf ein Zehntel. 

Wo ist das Geld hin? Unseren Schätzungen zufolge umfasst allein das Offshore-Vermögen reicher Russen ein Jahr des BIP 

und damit so viel wie alle offiziellen Finanzvermögen russischer Haushalte zusammen. Der natürliche Reichtum des Landes, der, nebenbei bemerkt, aus Klimagründen besser im Boden bleiben sollte, wurde im großen Stil exportiert. Damit finanzierten sich intransparente Strukturen, und eine Minderheit akkumulierte enorme russische und internationale Finanzvermögen. Diese reichen Russen leben in London, Mo-naco und Moskau. Einige haben Russland nie verlassen und doch gehört ihnen ihr Land über Offshore-Gesellschaften. 

Für einige Mittelsmänner und westliche Unternehmen fielen dabei große Stücke ab. Und auch heute noch profitieren Sportclubs und Medienunternehmen. Man nennt es bisweilen Philanthropie. Das Ausmaß der Unterschlagung ist historisch beispiellos. 

Statt Handelssanktionen zu verhängen, sollte Europa besser bei diesen Vermögenswerten ansetzen und die Öffentlichkeit in Russland ansprechen. Der Postkommunismus ist zum 
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schlimmsten Verbündeten des Hyperkapitalismus geworden. 

Marx hätte die Ironie zu schätzen gewusst, aber das ist kein Grund, sich damit abzufinden. 

Das Gespenst der Transferunion 12. Juni  2018

Während sich in Italien und Spanien die politische Krise zu-spitzt, sind Frankreich und Deutschland noch immer nicht in der Lage, konkrete, ambitionierte Reformvorschläge für Europa vorzubringen. Dabei müssten sich nur diese vier Länder einigen, die zusammen drei Viertel des BIP und der Bevölkerung der Eurozone ausmachen, und schon könnten sie einen Ausweg finden. Wie lässt sich eine solche Trägheit erklären? Warum ist es so schlimm? 

In Frankreich gibt man am liebsten den anderen die Schuld. 

Hat unser junger, dynamischer Präsident nicht herrliche Vorschläge für eine Neuausrichtung der Eurozone, ihres Haushalts und Parlaments unterbreitet? Nichts zu machen: Unsere Nachbarn bemerken es nicht und reagieren nicht mit demselben gal-lischen Wagemut! Leider existieren diese sogenannten französischen Vorschläge nicht. Kein Mensch kann auch nur drei Sätze zusammenbringen und erklären, welche gemeinsamen Steuern diesem Haushalt zugutekommen, wie sich die Versammlung der Eurozone zusammenzusetzt, die über diesen Haushalt steuerliche Hoheitsmacht ausüben soll etc. Probieren Sie es aus: Fragen Sie einen Macron-Anhänger Ihres Vertrauens, und wenn Sie einen solchen nicht kennen – niemand ist perfekt –, wenden Sie sich an eine beliebige Zeitung. Es ist so, als hätten sich die Revolutionäre von 1789, statt eine Nationalversammlung zur Abschaffung der Privilegien und Einführung eines neuen Steuersystems einzuberufen, mit der Absichtsbekun-dung begnügt, dass es gut wäre, einmal darüber nachzudenken, 
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eine Arbeitskommission einzusetzen, um letztlich das Ancien Régime beizubehalten. Es ist der Unterschied von Handeln und Reden. 

Die französischen Vorschläge sind so schwammig, dass sie alles Mögliche bedeuten können. Und darin liegt das Problem. 

Alle nationalistischen und antieuropäischen Diskurse können sich darüber hermachen. Die Zögerlichkeit einer Angela Merkel lässt sich wunderbar beklagen, und tatsächlich ist ihre Antwort auf die «französischen Vorschläge» äußerst zaghaft. Momentan scheint sie einem Investitionshaushalt für die Eurozone immerhin dann zuzustimmen, wenn er ganz winzig ist (weniger als 1 % des BIP). Und damit ist noch kein Wort zu den erforderlichen gemeinsamen Steuern gesagt, sodass man Gefahr läuft, bereits getätigte Investitionen wie nach dem Juncker-Plan mittels buchhalterischer Tricks doppelt zu verrechnen. Natürlich liegt damit auch kein Vorschlag für die unabdingbare Demokratisierung der Eurozone vor. Es soll lediglich der Europäische Stabilitätsmechanismus in «Europäischer Wäh-rungsfonds» umbenannt werden. Das wäre Ausdruck einer ultrakonservativen Sichtweise. Die europäische Regierung würde wie der IWF die Öffentlichkeit ausschließen, Finanzminister und Technokraten gäben den Ton an. Das stünde im krassen Widerspruch zu einer öffentlichen, demokratischen, widerstrei 

tenden, parlamentarischen Entscheidungsfindung, die immer das letzte Wort haben müsste. Es ist traurig, dass Merkel und Deutschland diese Position einnehmen, 30  Jahre nach dem Ende des Kommunismus und seiner bürokratischen Politik der verschlossenen Türen. 

Doch auch wenn es leicht ist, Merkels Zögerlichkeit zu beklagen, müssen die französischen Medien verstehen, dass sie Macrons Zögerlichkeit nur erwidert, denn im Grunde teilt der Präsident dieselbe konservative Haltung. Beide wollen am gegenwärtigen Zustand Europas nichts grundlegend ändern, denn sie sind Opfer derselben Verblendung. Sie meinen, ihre Länder 
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kommen ganz gut zurecht und können nichts für die Verfeh-lungen Südeuropas. So riskieren sie, alles zu zerstören. Nachdem sie 2015 Griechenland demütigten, dessen «extrem linke» 

Regierung vielleicht nicht perfekt war, aber wenigstens Solidarität mit den Ärmsten und Migranten vertrat, sehen sie 2018 

in Italien die extreme Rechte an der Macht. Diese Regierung hält nur durch die von europäischen Verordnungen legitimierte Jagd auf Ausländer zusammen. 

Wie kommen wir aus dieser Sackgasse heraus? Viele deutsche und nordeuropäische Machthaber erklären ihren Wählern seit Jahren, dass alle Probleme Europas von den faulen Südländern verursacht würden, die ihnen ans Geld wollten. Sie müssten nur arbeiten und exportieren wie die Deutschen und die Nieder-länder, und schon sei alles in Ordnung. Ökonomisch sind diese Diskurse genauso verrückt wie die Versprechen des Front National oder der Lega, denn kein Land der Welt könnte einen auf die Eurozone ausgeweiteten deutschen Handelsüberschuss aufnehmen. Das Gespenst der Transferunion verhindert aktuell jedes Nachdenken. 

Ein Ausweg könnte darin bestehen, dass ein zukünftiger Haushalt der Eurozone, der sich aus gemeinsamen Steuern auf Unternehmensgewinne, die größten Einkommen und Vermögen speist und von einer wirklich demokratischen Versammlung beschlossen wird, jedem Land in Höhe seines steuerlichen Beitrags zugutekommt, wobei Nettotransfers auf 0,1 oder 0,5 % des BIP begrenzt werden. Dieses national verengte Soli-daritätsverständnis ist nicht zufriedenstellend, aber das ist nicht entscheidend. Das Ziel muss vor allem sein, dass eine europäische Herrschaftsgewalt die mächtigsten Wirtschaftsakteure mindestens genauso besteuert wie die schwächsten, um in die Zukunft und die Reduzierung von Ungleichheiten in den einzelnen Ländern zu investieren. Wir müssen endlich über Europa diskutieren und vorankommen! 

Europa, Migranten und Handel 10. Juli  2018

Während die europäischen Staatschefs verschärfte Bedingungen für die Einreise in die EU verhängen, kann es nicht scha-den, einen Blick auf die tatsächlichen Migrationsströme zu werfen und die Positionierung Europas im Kontext der Globalisierung zu beleuchten. Die verfügbaren Daten sind nicht perfekt, reichen aber aus, um die Größenordnungen einzuschät-zen. Die Bevölkerungsabteilung der Vereinten Nationen erhebt die umfangreichsten Daten, indem sie die demografischen Statistiken der einzelnen Länder harmonisiert.1 Daraus lassen sich länderbezogen die Entwicklungen der Ein- und Auswande-rungsströme sowie die oft heiklen «Weltbevölkerungsprogno-sen» für die kommenden Jahrzehnte ablesen. Bei den aktuellen Daten stechen zwei Elemente deutlich hervor. 

Erstens nimmt die Zuwanderung in die reichen Länder (abzüglich der Abwanderungen) seit 2010 ab. Von 1990 bis 1995 

wanderten jährlich etwa 2 Millionen Menschen ein, zwischen 1995 und 2000 2,5 Millionen und von 2000 bis 2010 mehr als 3 Millionen. Im Zeitraum 2010–2018 sank diese Zahl wieder auf etwa 2 Millionen, und die UNO rechnet mit dieser Zuwande-rungsrate auch für die kommenden Jahre. Die Bevölkerung der reichen Länder beläuft sich auf etwa eine Milliarde: 500 Millionen in der Europäischen Union, 350 in den Vereinigten Staaten und Kanada, 150 in Japan und Ozeanien. Die Zuwanderung lag 1 «World Population Prospects», Vereinte Nationen, https://population. 

un.org/wpp/. 
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also in den 1990ern pro Jahr unter 0,2 % und stieg zwischen 2000 und 2010 auf etwa 0,3 %. Inzwischen liegt sie wieder unter 0,2 %. Diese Migrationsströme mögen winzig erscheinen und sind es gewissermaßen auch. Die Globalisierung im Zeitraum 1990–2018 betraf in erster Linie die Finanzmärkte und den Handel. Ausmaße wie zwischen 1870 und 1914 nahm die Migration nicht an. 

Der Unterschied ist jedoch, dass die aktuellen Wanderungsströme eher zu multikulturellen Vermischungen führen, während frühere Migrationswellen hauptsächlich die Nordatlantik-regionen betrafen. Außerdem finden sie im Kontext eines demografischen Stillstands statt. Die Zahl der jährlichen Ge-burten liegt in den reichen Ländern aktuell unter 1 % der Bevölkerung. Damit verändert eine jährliche Zuwanderung von 0,2 oder 0,3 % die Zusammensetzung der Bevölkerung spür-bar.  Das ist an sich natürlich kein Problem, aber die jüngere Ver gangenheit zeigt leider, dass mit der nationalen Identität erfolgreich Politik gemacht werden kann, vor allem wenn es keine  angemessenen Maßnahmen zur Schaffung von benötigten Arbeitsplätzen, Wohnungen und Infrastrukturen gibt. 

Die zweite Erkenntnis, die aus den Daten der Vereinten Nationen gewonnen werden kann, ist, dass der Rückgang der Migrationsströme hauptsächlich auf Europa zurückzuführen ist. Die Zuwanderung in die Europäische Union (abzüglich Auswanderungen) wurde von jährlich 1,4 Millionen Migranten zwischen 2000 und 2010 auf weniger als 0,7 Millionen von 2010 

bis 2018 halbiert, ungeachtet des Flüchtlingsstroms mit seinem Höhepunkt im Jahr 2015. In den Vereinigten Staaten, die sich besser von der Rezession des Jahres 2008 erholten als Europa, bleibt die Zuwanderung stabil (1  Million pro Jahr zwischen 2000 und 2010 gegenüber 0,9 Millionen von 2010 bis 2018). 

Hinzu kommt eine weitere Beobachtung, die es mit den ersten beiden zu verknüpfen gilt. Nach Daten der EZB betrug der Handelsüberschuss der Eurozone 2017 530  Milliarden Euro, 
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Die Zuwanderung in die Europäische Union (abzüglich Auswanderungen) halbierte sich von 1,4 Millionen Migranten jährlich zwischen 2000 und 2010 auf weniger als durchschnittlich 0,7 

Millionen von 2010 bis 2018. 

Quelle: Vereinte Nationen, «World Population Prospects», 2018. 

also etwa 5 % des BIP (11 200 Milliarden Euro). Für 2018 ist die Tendenz die gleiche.2 Immer wenn die Länder der Eurozone 100  Einheiten von Waren und Dienstleistungen produzieren, verbrauchen und investieren sie nur 95 auf ihrem Gebiet. Der Unterschied mag gering erscheinen, aber über die Jahre entsteht ein großer Betrag. Noch nie gab es in der Wirtschaftsgeschichte oder zumindest seit der Erstellung der ersten Handelsstatistiken Anfang des 19. Jahrhunderts in einer so riesigen Volkswirtschaft einen so enormen Handelsüberschuss. Einige Ölländer haben mitunter Handelsüberschüsse von mehr als 5 

oder 10 % ihres BIP, aber es handelt sich im Weltmaßstab um viel kleinere Volkswirtschaften. Oft ist zudem die Bevölkerung winzig, sodass die glücklichen Inhaber der Ressourcen gar nicht wissen, was sie damit anfangen sollen, außer Reichtum im Ausland anzuhäufen. Diese höchst anormale, jedenfalls völlig 2   Economic Bulletin [Wirtschaftsbericht der EZB], Juni 2018, Tabelle 3.1, S. S8, https://www.ecb.europa.eu/pub/pdf/ecbu/eb201804.en.pdf. 
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neue Situation lässt sich zu großen Teilen auf Deutschland zurückführen, aber nicht nur. Italien hat etwa seit 2015 einen Handelsüberschuss von über 3 % des BIP. 

Für die Anhänger eines allwissenden und jederzeit effizienten Marktes müsste diese Sachlage die rationale Folge der Überalterung darstellen. Indem Europa einen Rückgang seiner Arbeitskräfte und Produktionstätigkeit antizipiert, oder gar sein Verschwinden, bildet es lediglich Reserven fürs Alter. 

Darin ist vor allem die Folge eines politisch nicht eingedämm-ten Wettbewerbs und einer übermäßigen Beschränkung von Gehältern zu sehen, die Wachstum drosselt und Handelsüberschüsse steigert. 

Es sei daran erinnert, dass die Eurozone in ihrem Haushalt derzeit auch über einen Primärüberschuss verfügt. Die Steuerzahler zahlen mehr Steuern, als sie an öffentlichen Ausgaben zurückbekommen. Der Fehlbetrag liegt bei über 1 %. Trumps Haushaltsdefizite erhöhen das amerikanische Handelsdefizit, die europäischen Haushaltsüberschüsse erhöhen unseren Handelsüberschuss. Wenn Europa eines Tages seine Integrations-maschinerie wieder anwerfen will, muss es erst einmal wieder investieren und konsumieren lernen. 

Sozialnativismus, der italienische Alptraum 11. September  2018

Seit dem Frühjahr 2018 wird Italien von einer sonderbaren sozialnativistischen Koalition aus Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) und Lega regiert. M5S ist eine systemfeindliche und antielitäre Partei, die sich nicht in das übliche Links-rechts-Schema ein-ordnen lässt, deren Hauptforderung aber ein Grundeinkommen ist. Die ehemalige Lega Nord ist eine regionalistische Partei, die Steuern ablehnt, inzwischen sehr nationalistisch ist und gegen Ausländer hetzt. Dieses erstaunliche Gespann lässt sich nicht allein mit einer angeblichen Exotik Italiens erklären. Alle europäischen Regierungen sind für das Zustandekommen dieser verzweifelten, inkohärenten Koalition mitverantwortlich. 

Wenn man nicht aufpasst, könnte der sozialnativistische Alptraum Italiens uns ganz schnell selbst betreffen. Zunächst wirkt die Regierung auch auf europäischer Ebene. Außerdem ist nicht ausgeschlossen, dass ähnliche Bündnisse auch in anderen Ländern Einzug halten, inklusive Frankreich. 

Fassen wir zusammen. M5S fährt große Erfolge bei den unteren Schichten des Südens und bei enttäuschten Ex-Wählern anderer Parteien ein. Versprechungen von sozialen Leistungen und zur Förderung vernachlässigter Regionen können überzeugen. Die Lega vereint migrationsfeindliche Stimmen auf sich, vor allem im Norden, wo die Partei über eine Basis von Beamten und Selbstständigen verfügt, die sich gegen Steuern aussprechen. Eine Zeitlang wurde eine Koalition aus M5S und der PD ins Auge gefasst, der Partito Democratico, die sich aus ehemaligen linken Parteien zusammensetzt und jetzt irgendwo 
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Wahlergebnisse linker Parteien in Europa und den Vereinigten Staaten, 1945–2020: Von der Arbeiter- zur Akademikerpartei 24 %

USA: Differenz zwischen dem Stimmenanteil für die Demokraten 20 %

unter den 10 % der Wähler mit dem höchsten und den 90 % mit dem niedrigsten Bildungsniveau (nach Kontrollvariablen) 16 %

Frankreich: dieselbe Differenz für linke Parteien 12 %

Großbritannien: dieselbe Differenz für die Labour Party 8 %
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Zwischen 1950 und 1980 lassen sich die Wahlergebnisse für die Demokraten in den Vereinigten Staaten, für die linken Parteien (Sozialisten, Kommunisten, Radikale, Grüne) in Frankreich und für die Labour Party in Großbritannien mit Wählern mit dem niedrigsten Bildungs-, Einkommens- und Vermögensniveau in Verbindung bringen; in den 1990er bis 2010er Jahren bildet sich ein Zusammenhang mit Wählern höheren Bildungsniveaus heraus. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty, «Brahmin Left vs Merchant Right: Rising Inequality and the Changing Structure of Political Conflict». 

WID.world, Working Paper Series Nr. 2018/7, aufgenommen in Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 907. 

zwischen gemäßigter Linker und gemäßigter Rechter liegt, das ist nicht ganz klar. Doch die PD lehnte ab und setzte auf ein Scheitern der Populisten. 

M5S und Lega einigten sich also auf ein Programm zur Einführung eines von M5S geforderten Grundeinkommens, das der französischen «aktivierenden Sozialhilfe» mit starken Anreizen zur Arbeitsaufnahme ähnelt. Die Lega brachte eine flat tax ein, einen gleichbleibenden Steuersatz für alle Einkom-mensstufen, und damit die Abschaffung der Steuerprogression, die für höhere Einkommen höhere Steuersätze vorsieht. 

Dadurch gingen die Steuereinnahmen enorm zurück. Die Koalition vertritt auch und vor allem eine besonders flücht-lingsfeindliche Politik, verkörpert durch Innenminister und Lega-Parteivorsitzenden Salvini, der im Sommer Rettungs-schiffe am Anlegen hinderte. Damit verstieß er zwar gegen alle Regeln, erlangte aber einen riesigen Zuwachs in den Umfragen. 
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Die Koalitionspartner einigten sich auch auf andere Maßnahmen, die für Zündstoff sorgten, etwa gegen das Impfen, das mit besserwisserischen Eliten und beutegierigen Pharmalaboren in Zusammenhang gebracht wird. 

Wie kann ein solcher ideologischer Mix zusammenhalten? In Frankreich nimmt die Bewegung La France insoumise gegenwärtig Abstand von derartigen Bündnissen. Ihre zentralen Werte bestehen in der Solidarität mit Migranten und dem Bewahren der steuerlichen Progression, auch wenn diesbezüglich aufgrund der jüngsten poujadistischen Äußerung Mélenchons über das «Teufelswerk» der Quellenbesteuerung Grund zur Sorge besteht. Dass die Fünf-Sterne-Bewegung mit der  flat tax einverstanden ist, spricht Bände, denn offenbar fehlt ihr ein programmatisches Rückgrat. Daran lassen sich die schädlichen Auswirkungen der allmählichen Zersplitterung der politischen Landschaft in Italien erkennen, die 1992 mit dem Zusammenbruch des Nachkriegsparteiensystems ihren Ausgang nimmt. 

Das können also eine jahrzehntelange steuerfeindliche Rhetorik und die Praxis des Steuerdumpings anrichten. Die Reichsten können die Steuer umgehen und niemand tut etwas dagegen. 

Warum sollte man also nicht gleich für alle die Steuern senken? 

Das Bündnis hält aber vor allem, weil die italienischen Politiker den Egoismus der französischen Regierung anprangern können, die einerseits zur Aufnahme von Flüchtlingen mahnt und andererseits ihre Häfen und Grenzen schließt. Sie legen die allgemeine Heuchelei Europas offen. Italien soll strenge Haus-haltsvorschriften einhalten und kann somit nicht investieren, um sich aus der Krise von 2008 und den anschließenden Mittel-abflüssen zu befreien. Von Salvinis Treffen mit Orban bleibt vor allem die plakative migrantenfeindliche Solidarität: «Ungarn ist der Beweis dafür, dass Migranten auf dem Landweg gestoppt werden können. Und hier fängt Salvinis Mission an: Er sollte zeigen, dass Migranten auch auf dem Meer gestoppt werden können», sagte Orban. Doch man sollte auch auf Salvi-
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nis Worte achten: «Heute beginnt ein gemeinsamer Weg, dem in den nächsten Wochen viele Schritte folgen werden, und an erster Stelle werden das Recht auf Arbeit, Gesundheit und Sicherheit stehen. All das verweigern uns die europäischen Eliten.»

Was Salvini so gefährlich macht, ist seine Begabung, nativistische und soziale Diskurse, Diskurse zu Migration und Staatsverschuldung zu vermengen und auf ein und dieselbe Heuchelei der Eliten zurückzuführen. Wenn die EZB zur Bankenrettung Milliarden gedruckt hat, warum sollte sie dann nicht Italien helfen und Schulden stunden, bis bessere Zeiten kommen? Dieses Narrativ wird Anhänger finden, solange Europa keine bessere Alternative anbietet. In Polen und Ungarn sorgten die anti-liberalen Machthaber ebenso für eine günstige öffentliche Meinung, indem sie soziale Maßnahmen wie Familienbeihilfen und Renten anhoben, was europafreundliche Regierungen abgelehnt hatten. 

Sicherlich kann man darauf setzen, dass die italienische Öffentlichkeit den äußersten Konflikt und die Rückkehr zu Lira und Inflation verhindern wird. Europa könnte aber auch so langsam einmal zeigen, dass es die Interessen der unteren Schichten verteidigt, indem es die Konjunktur fördert und für Steuergerechtigkeit sorgt. Solange die Zentristen überall denselben antisozialen Liberalismus praktizieren, geht der Sozialnativismus guten Zeiten entgegen. 

Brasilien: die Erste Republik in Gefahr 16. Oktober  2018

In den Vereinigten Staaten erhielten die ehemaligen Sklaven in den 1960er Jahren endlich das Recht, im selben Bus zu sitzen, in dieselben Schulen zu gehen und an Wahlen teilzunehmen wie Weiße. In Brasilien dürfen die Armen seit der Verfassung von 1988 wählen, also ein paar Jahre vor den ersten freien Wahlen aller Ethnien in Südafrika 1994. 

Der Vergleich ist provokant. Brasilien ist ein ethnisch viel stärker vermischtes Land. Bei der letzten Volkszählung 2010 

bezeichneten sich 48 % der Bevölkerung als «Weiße», 43 % als 

«Mestizen», 8 % als «Schwarze» und 1 % als «Asiaten» oder 

«Indigene». In Wirklichkeit haben sogar 90 % der Brasilianer 

«mestizische» Wurzeln. Unterschiede in Bezug auf gesellschaftliche Stellung und Ethnie sind weiterhin eng miteinander verknüpft. Brasilien wird bisweilen als das Land des «herz-lichen Rassismus» bezeichnet, wenn es schon nicht ein Land ohne ethnische Zugehörigkeiten sein kann. Es ist eine schwache und junge Demokratie, die aktuell eine schwere Krise durch-macht. 

Brasilien schaffte 1888 die Sklaverei ab, als die Sklaven in manchen Provinzen noch 30 % der Bevölkerung stellten, insbesondere in den Zuckerregionen des Nordostens. Abgesehen vom Extremfall der Sklaverei waren die Arbeitsbeziehungen lange sehr streng, insbesondere zwischen Grundbesitzern und Landarbeitern oder landlosen Bauern. Die Verfassung von 1891 

bestimmte, dass Menschen, die nicht lesen und schreiben konnten, kein Wahlrecht haben sollten. Diese Vorschrift tauchte 
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auch in den Verfassungen von 1934 und 1946 auf. So konnten von vornherein 70 % der erwachsenen Bevölkerung von den Wahlen der 1890er Jahre ausgeschlossen werden, in den 1950er Jahren noch immer mehr als 50 % und in den 1980er Jahren etwa 20 %. In der Praxis waren nicht nur ehemalige Sklaven, sondern auch allgemein die Armen über ein Jahrhundert lang von der Politik ausgeschlossen. Indien führte 1947 hingegen ein wirkliches allgemeines Wahlrecht ein, trotz der riesigen über-kommenen sozialen und statusbezogenen Unterschiede und der extremen Armut des Landes. 

In Brasilien ging der politische Ausschluss der Analphabe-ten auch nicht mit einer entschiedenen Schulpolitik einher. Das Land ist so ungleich geblieben, weil die besitzenden Klassen nie wirklich versuchten, das schwere historische Erbe abzu-legen. Die Qualität der Daseinsvorsorge und der Schulen blieb für die meisten lange sehr schlecht und ist auch heute noch mangelhaft. 

Erst nach dem Ende der Militärdiktatur (1964–1985) und der Verfassung von 1988 wurde das Wahlrecht allen eingeräumt, unabhängig vom Bildungsstand. Die erste Präsidentschaftswahl nach allgemeinem Wahlrecht fand 1989 statt. Der ehemalige Dreher Lula erreichte den zweiten Wahlgang und versammelte 47 % der Stimmen auf sich. Seine triumphale Wahl von 2002 

mit 61 % der Stimmen im zweiten Wahlgang und seine Wieder-wahl von 2006 mit dem gleichen Ergebnis markierten für Brasilien und Lula, der immer für seine mangelnde Bildung verspottet wurde und dem man nachsagte, er könnte das Land im Ausland nicht würdig vertreten, den symbolischen Eintritt in das Zeitalter des allgemeinen Wahlrechts. Nach weiteren Siegen der Arbeiterpartei (Partido dos Trabalhadores, PT) und deren Kandidatin Dilma Rousseff (56 % 2010 und 52 % 2014) bedeutet die Wahl Bolsonaros einen schrecklichen Rückschritt für das Land und geht weit über ein normales Wechseln unterschiedlicher Kräfte an der Macht hinaus. Die Wählerschaft ist 
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immer heftiger gespalten, in sozialer und geografischer sowie in ethnischer Hinsicht.1

Der militaristische, machohafte und homophobe Abgeordnete von Rio ist auch antisozial und armenfeindlich, wie sein ultraliberales Wirtschaftsprogramm beweist. Er bedient eine Art Nostalgie des weißen Mannes, dabei stellen die «Weißen» 

nicht mehr die Mehrheit des Landes, während sie bei der Volkszählung von 2000 noch 54 % ausmachten. Angesichts der dubiosen Umstände der Absetzung Rousseffs 2016 und der Ver-hinderung von Lula 2018 besteht die Gefahr, dass diese Wahl schreckliche Spuren hinterlässt. 

Dabei machte sich die PT an der Macht durchaus verdient. 

Mit Erhöhungen des Mindestlohns und einem neuen System von Familienbeihilfen (Bolsa Família) ging das Wachstum mit einem beispiellosen Rückgang der Armut einher. Die PT schuf für Angehörige von Unterschichten sowie schwarze und mestizische Bevölkerungsgruppen eine bevorzugte Zulassung zu Universitäten. Doch weil sie das Wahlsystem nicht reformieren konnte, schaffte sie es nie, die strukturelle steuerliche Regression des Landes anzugehen. Die indirekten Steuern auf Strom-rechnungen betragen bis zu 30 %, während große Erbschaften mit 4 % besteuert werden. Die Ungleichheit wird somit zulasten der Mittelschicht und nicht der Reichsten verringert.2

Das progressive Lager konnte die Ungleichheit im 20. Jahrhundert nur senken, weil es ein anspruchsvolles egalitäres Programm erkämpfte, das auf Steuer- und Sozialreformen beruhte. 

In den Vereinigten Staaten musste die Verfassung 1913 geändert 1  Zur Entwicklung der Spaltungen bei brasilianischen Wahlen siehe Amory Gethin, «Cleavage Structures and Distributive Politics. Party Competition, Voter Alignment and Economic Inequality in Comparative Perspective», Master Analysis and Policy in Economics, École d’économie de Paris, 2018. 

2  Zur Entwicklung der Ungleichheiten in Brasilien siehe Marc Morgan, «Falling Inequality beneath Extreme and Persistent Concentration: New Evidence for Brazil Combining National Accounts, Surveys and Fiscal Data, 2001–2015», WID.world, Working Paper Series Nr. 2017/12. 
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werden, um eine bundesweite Steuer auf Einkommen und Erbschaften zu schaffen, die historisch die größte Progression aufwies und den New Deal finanzierte. Das Veto des britischen House of Lords und des französischen Senats mussten erst abgeschafft werden, damit man die Sozialreformen von 1945 

einführen konnte. Heute lehnt das progressive Lager jegliche Diskussion über ambitionierte Vorschläge zur Demokratisierung der amerikanischen, europäischen und brasilianischen Institutionen ab. Überlässt man die grundlegende Kritik am Status quo aber den Nativisten und Reaktionären, kann man Gleichheit und Demokratie nicht retten. 

 Le Monde und die Milliardäre 13. November  2018

Unter den Aktionären der Tageszeitung  Le Monde  herrschen bald neue Mehrheitsverhältnisse. Ein französischer Geschäftsbanker verkauft seine Anteile an einen tschechischen Milliardär, der sein Vermögen mit Kohleminen gemacht hat und häufig Steuerparadiese nutzte. Müssen wir uns mit dieser Situation abfinden oder ist es nicht eher an der Zeit, ein rechtliches und steuerliches Konstrukt zu finden, um Medienunternehmen neu zu gestalten? Um es klar zu sagen: Nicht die Journalisten oder Chefredaktionen der Zeitungen sind schuld. Sie kämpfen bei den Aktionären mutig und aufrichtig um jeden Schutz ihrer Unabhängigkeit, den man bei  Le Monde  und anderen Zeitungen erhalten kann. Dennoch darf man über Gesetzesänderun-gen nachdenken, um in der Zukunft derartige Situationen zu vermeiden. 

In Frankreich und anderswo gibt es Gesetze, die eine Konzentration des Eigentums an Medienunternehmen beschränken. Doch abgesehen davon, dass sie ungenügend sind, selten angewandt werden und eine Reform für das digitale Zeitalter noch aussteht, verfolgten diese Vorschriften nie das Ziel, die Rechtsform der Presseorgane zu definieren. Weiterhin gilt die Aktiengesellschaft als die normale körperschaftliche Struktur von Medienunternehmen. Dabei gilt das Prinzip «ein Euro, eine Stimme». Mit einer Milliarde Euro hat man milliardenfach so viele Stimmen wie mit einem Euro. Viele Wirtschaftssektoren sind allerdings ganz anders organisiert. Man denke etwa an die Bildung, die Kultur und das Gesundheitswesen, die zusam-
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men deutlich mehr Arbeitsplätze stellen als die Medien oder die Automobilindustrie. Private Einrichtungen greifen in diesen Sektoren auf die Rechtsformen des Vereins oder der Stiftung zurück, ähnlich wie ein paar große internationale und US-amerikanische Universitäten. Die geltenden Gesetze verbieten üblicherweise den Betrieb von Grundschulen oder Gymnasien als Aktiengesellschaft. Wo diese Rechtsform für Universitäten zu-lässig ist, zeigen die wenigen Beispiele (etwa die Trump University), wie katastrophal solche Vorhaben enden können, und werden nicht weiterverfolgt. 

Schauen wir uns etwa die Harvard University an. Ihr Stiftungsvermögen von 37 Milliarden Dollar stammt aus Spenden von ehemaligen Studierenden und Milliardären, vor allem aber aus den Finanzrenditen aus früheren Spenden. Viele For-schungsprogramme werden zudem durch Staatsmittel geför-dert, und ohne Infrastruktur oder staatliche Schulen hätte all das keinen Bestand. Ein großzügiger Spendengeber genießt in Harvard einige Vorteile. Er kann etwa in den Vorstand aufgenommen werden oder sogar die Zulassung seiner schulisch schwächeren Kinder erreichen. Diese Privilegien müssten ernsthaft angegangen werden. Es wäre richtig, wenn der Staat eine größere Rolle bei der Zulassung und Verwaltung dieser Universitäten spielte. In der Vergangenheit war das auch der Fall, und in der Zukunft wird es vielleicht wieder so sein. Es hängt vom Gesetzgeber ab. Dieser großzügige Spendengeber ist nichtsdestoweniger in einer viel schwächeren Position als ein Aktionär. Es ist nicht sicher, dass er im Verwaltungsrat bleibt, und er kann auch nicht damit drohen, sein Geld abzuziehen. Seine Spende geht dem Universitätshaushalt unwider-ruflich zu, und doch spendet er. 

Die großzügigen Spendengeber-Aktionäre der Medienunternehmen können hingegen jederzeit damit drohen, auszusteigen und ihre Anteile zu verkaufen, so wie es heute bei  Le Monde 

   geschieht. Und da drückt der Schuh. In Medienunternehmen 
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müssen die Strukturen dauerhaft geändert werden. Die richtige Lösung wäre also sicher eine Mischform aus Stiftungen und Aktiengesellschaften. In den von Julia Cagé vorgeschlagenen nicht profitorientierten Mediengesellschaften1 könnte man die Beiträge der Journalisten, Leser und Spendengeber anders be-werten. Unter einem bestimmten Schwellenwert gäbe es um-fangreichere Stimmrechte und möglicherweise eine Rückzah-lung (ohne Gewinn). Über dieser Schwelle wären die Beiträge endgültige Spenden, die (wie in Harvard) nicht zurückzuzahlen sind. Die jeweiligen Stimmrechte wären damit gedeckelt (was besser ist als in Harvard). So berechtigten zum Beispiel alle Beiträge, die 10 % des Grundkapitals überstiegen, nur zu einem Drittel der Stimmrechte. Die niedrigeren Beiträge würden entsprechend heraufgesetzt. Wenn die Milliardäre, die es gegenwärtig in die Medienunternehmen treibt, wirklich so neutral sind, wie sie sagen, dürfte es kein Problem sein, ihren Einfluss mit Journalisten, Lesern und weniger reichen Spendern zu teilen. 

Was hindert die aktuelle Mehrheit, eine solche Reform zu beschließen? Vielleicht fürchten sie, den Milliardären damit zu missfallen. Sie schrecken womöglich auch vor den zusätzlichen Ausgaben zurück. Wenn Spenden nämlich nicht zurückzahlbar sind, wäre es logisch, dass die Medienunternehmen auch von Steuererleichterungen wie im Bildungs- oder Gesundheitssek-tor profitieren, und das wurde stets abgelehnt. Dabei wäre das Geld gut investiert und könnte durch die Wiedereinführung der Steuer auf Finanzvermögen leicht wieder eingebracht werden. Solange die Regierung die Abschaffung der Vermögensteuer, ihre Ursünde, nicht rückgängig macht, wird sie das Land nur schwer davon überzeugen können, dass sie sich für Steuergerechtigkeit und gegen Populismus einsetzt. 

1  Siehe Julia Cagé,  Rettet die Medien. Wie wir die vierte Gewalt gegen den Kapitalismus verteidigen. Aus dem Französischen von Stefan Lorenzer, München: C.H.Beck, 2016. 
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WER EUROPA LIEBT, MUSS ES VERÄNDERN 

(2018–2021)


Manifest für die Demokratisierung Europas 10. Dezember  2018

 Dieses Manifest wurde von Intellektuellen und Forschern er-arbeitet (Manon Bouju, Lucas Chancel, Anne-Laure Delatte, Stéphanie Hennette, Thomas Piketty, Guillaume Sacriste,  Antoine Vauchez) und von mehr als 100 000 Bürgerinnen und Bürgern Europas unterzeichnet (www.tdem.eu). 

Wir, die Bürgerinnen und Bürger Europas, die wir aus unterschiedlichen Ländern stammen und unterschiedliche Ge-schichten haben, unterzeichnen heute gemeinsam einen Appell zur grundlegenden Veränderung der europäischen Institutionen und der europäischen Politik. Dieses Manifest enthält konkrete Vorschläge, insbesondere Entwürfe für einen Demokratisierungsvertrag und einen gemeinsamen Haushalt. Jedes Land kann diese Vorschläge in dieser Form annehmen und umsetzen, ohne die Zustimmung eines anderen Staats abzuwarten. Alle Bürgerinnen und Bürger Europas können dieses Manifest, wenn sie es unterstützen möchten, online unterzeichnen.1 Jede politische Bewegung darf es übernehmen und verbessern. 

Nach dem Brexit und der Wahl europafeindlicher Regierungen in mehreren Mitgliedstaaten dürfen wir nicht mehr weiter-machen wie zuvor. Wir dürfen nicht einfach die nächsten EU-Austritte, die nächsten Rückschritte abwarten, ohne das gegenwärtige Europa grundlegend zu verändern. 

1 www.tdem.eu. 
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Unser Kontinent erlebt aktuell eine Zerreißprobe. Auf der einen Seite hetzen politische Bewegungen gegen Ausländer und Flüchtlinge, und mittlerweile bleibt es nicht mehr nur bei Hetze. Auf der anderen Seite halten Parteien, die sich selbst als europäisch bezeichnen, den extremen Liberalismus und den Wettbewerb aller gegen alle (Staaten, Unternehmen, Regionen, Einzelpersonen) für eine hinreichende politische Vision. Sie merken nicht, dass sich die Menschen gerade von fehlenden sozialen Ambitionen im Stich gelassen fühlen. 

Dieses tödliche Gespann wollen einzelne soziale und politische Bewegungen brechen. Sie verlangen eine politische, soziale und ökologische Umgestaltung Europas. Denn das Krisenjahr-zehnt hat für reichlich Handlungsbedarf gesorgt. Die Daseinsvorsorge ist strukturell unterfinanziert, vor allem in Bildung und Forschung, die soziale Ungleichheit wächst, der Klimawandel beschleunigt sich, und wir gehen auf katastrophale Weise mit Migranten und Flüchtlingen um. Doch diesen Bewegungen fällt es oft schwer, konkret zu formulieren, wie das Europa der Zukunft aussehen und die demokratische Entscheidungsfindung ablaufen soll. 

Wir, die Bürgerinnen und Bürger Europas, verkünden mit diesem Manifest, diesem Abkommen und diesem Haushalt konkrete Vorschläge. Sie sind nicht perfekt, liegen aber immerhin vor. Sie sind zu übernehmen und zu verbessern. Uns eint eine einfache Überzeugung: Europa soll für seine Bürgerinnen und Bürger ein eigenes soziales, gerechtes und nachhaltiges Entwicklungsmodell schaffen und kann sie nur davon überzeugen, wenn Politiker nicht mehr bloß vage und theoretische Versprechungen machen. Europa bringt seine Bürgerinnen und Bürger nur auf seine Seite, wenn die Politik den konkreten Beweis erbringt, dass die europäische Idee von Solidarität geprägt ist und die Globalisierungsgewinner zur Finanzierung der öffentlichen Güter beitragen, die Europa momentan so nötig hat. Große Unternehmen müssen also mehr beitragen als kleine 
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und mittlere, und die reichsten Steuerzahler müssen mehr zahlen als die ärmsten. Heute ist das nicht der Fall. 

Unsere Vorschläge umfassen einen von einer souveränen europäischen Versammlung beschlossenen Demokratisierungshaushalt, der Europa mit einer Staatsgewalt ausstattet, die den Handlungsbedarf unverzüglich angehen und im Rahmen einer nachhaltigen und solidarischen Wirtschaft öffentliche Güter produzieren kann. So lässt sich das in den Römischen Verträgen verankerte Versprechen einer Angleichung der «Lebens- und Arbeitsbedingungen auf dem Wege des Fortschritts» mit Leben füllen. 

Je nach Beschluss der europäischen Versammlung wird dieser Haushalt von vier großen europäischen Steuern gespeist, konkreten Zeichen der europäischen Solidarität. Besteuert werden Gewinne großer Unternehmen, Spitzeneinkommen über 200 000  Euro im Jahr, Vermögen von mehr als einer Million Euro und CO -Emissionen, und zwar mit mindestens 30 Euro 2

pro Tonne, wobei sich dieser Betrag jährlich erhöht. Würde dieser Haushalt  – wie in unserem Vorschlag vorgesehen  –  

auf 4 % des BIP festgesetzt, könnte er Forschung, Bildung und Universitäten  finanzieren. Hinzu käme ein ambitioniertes Investitionsprogramm, um unser Wachstumsmodell zu verändern, die Aufnahme von Migranten zu finanzieren und die Akteure dieses Wandels zu unterstützen. Die Mitgliedstaaten erhalten aber auch haushaltspolitische Handlungsspielräume, um regressive Steuern auf Gehälter und Konsum zu senken. 

Dabei soll kein «Europa des Finanzausgleichs» entstehen, in dem das Geld der «disziplinierteren» Länder an die «nachlässi-geren» fließt. Der Entwurf eines Demokratisierungsvertrags2 

beschränkt die Spanne zwischen erhaltenen Zuwendungen und geleisteten Steuerzahlungen pro Land auf 0,1 % seines BIP. 

Diese Schwelle kann erhöht werden, wenn man sich einig ist, 2 www.tdem.eu. 
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aber das ist gar nicht das Ziel. Es geht zunächst darum, die Ungleichheiten  innerhalb  der jeweiligen Länder zu reduzieren und in die Zukunft  aller   Europäer zu investieren, angefangen bei den jüngsten, ohne dass dabei  ein  bestimmtes Land bevorzugt würde. Davon ausgenommen sind Ausgaben und Investitionen, die von gemeinsamem Interesse sind und allen Ländern zugutekommen, etwa beim Kampf gegen den Klimawandel in einem bestimmten Land. Da der Demokratisierungshaushalt in Europa öffentliche Güter finanziert, von denen alle Mitgliedstaaten profitieren, führt er  de facto zu einer Angleichung  zwischen  den Ländern. 

Da es schnell gehen muss und Europa seinen technokra-tischen Trott überwinden soll, schlagen wir eine europäische Versammlung vor, die diese europäischen Steuern und den Demokratisierungshaushalt diskutieren und beschließen kann. 

Dafür sind nicht gleich alle europäischen Verträge zu ändern. 

Natürlich muss die europäische Versammlung mit den gegenwärtigen Entscheidungsinstanzen in einen Dialog treten, insbesondere mit der Eurogruppe, in der sich die Finanzminister der Eurozone jeden Monat informell treffen. Sie hat aber bei Uneinigkeit das  letzte Wort. Sie muss einen neuen  transnationalen politischen Raum bilden, wo Parteien, soziale Bewegungen und Nichtregierungsorganisationen (NGOs) endlich die Oberhand gewinnen. Sie muss aber auch handlungsfähig sein, um Europa endlich dem ewigen Stillstand der zwischenstaatlichen Verhandlungen zu entreißen. Wir dürfen nicht vergessen, dass das Einstimmigkeitsgebot in Steuerfragen in der Europäischen Union seit Jahren die Schaffung einer europäischen Steuer blockiert und dem weiteren Steuerdumping zugunsten der Reichsten und Mobilsten Vorschub leistet. Das wird übrigens unverändert fortgesetzt, allen Reden zum Trotz. Erst mit neuen Beschlussregeln kann ihm Einhalt geboten werden. 

Da diese europäische Versammlung befugt sein wird, Steuern einzuführen, und zum Kern des Demokratie-, Fiskal- und 
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Sozialpakts der Mitgliedstaaten vordringt, sind Abgeordnete aus nationalen und europäischen Parlamenten einzubeziehen. 

Wenn die Ersteren höheres Gewicht erhalten, werden nationale Parlamentswahlen   de facto zu Europawahlen. Die Abgeordneten können nicht mehr einfach Brüssel die Schuld geben und müssten ihren Wählern erklären, wie sie sich zum Haushalt und den zu finanzierenden Projekten in der europäischen Versammlung positionieren. Begegnungen von Abgeordneten nationaler Parlamente auf europäischer Ebene schaffen ein Gespür für gemeinsame Entscheidungen, das bislang Staatschefs und Finanzministern vorbehalten ist. 

Deshalb schlagen wir im Demokratisierungsvertrag vor, dass 80 % der Mitglieder der europäischen Versammlung aus den nationalen Parlamenten der beteiligten Länder stammen sollen. 

Dabei wird das Verhältnis der Bevölkerungen und Fraktionen gewahrt. 20 % der Sitze gehen an Mitglieder des aktuellen Europäischen Parlaments (im Verhältnis der Fraktionen). Das muss diskutiert werden. Es könnte auch mit einem kleineren Anteil an Abgeordneten aus nationalen Parlamenten funktio-nieren (etwa 50 %). Wenn aber dieser Anteil zu gering wird, ist die europäische Versammlung unseres Erachtens nicht mehr ausreichend legitimiert, alle europäischen Bürgerinnen und Bürger zu einem neuen Sozial- und Fiskalpakt zu verpflichten. 

Demokratische Legitimierungskonflikte zwischen nationalen und europäischen Wahlen könnten das Projekt schnell untergraben. 

Wir müssen jetzt handeln und dürfen nicht länger warten. Es wäre gewiss wünschenswert, wenn alle Länder der Europäischen Union bald mitmachten, und es wäre vorteilhaft, wenn die vier größten Länder der Eurozone (die gemeinsam über 70 % von deren BIP und Bevölkerung ausmachen) gleich zu Beginn beiträten. Doch das gesamte Projekt ist so gestaltet, dass es juristisch und wirtschaftlich von jedem Land angenommen und angewandt werden kann. Das ist wichtig, denn Länder und 
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Parteien können so konkret unter Beweis stellen, dass sie vorankommen wollen, indem sie diesen Entwurf oder eine ver-besserte Fassung annehmen. Wir rufen alle Bürgerinnen und Bürger dazu auf, ihre Verantwortung wahrzunehmen und eine konstruktive Debatte über die Zukunft Europas zu führen. 

1789, die Rückkehr der Staatsverschuldung 15. Januar  2019

Mit den «Gelbwesten» kam die Idee auf, ein Referendum zum Erlass der Staatsschulden abzuhalten. Einige sehen in diesen bereits aus Italien bekannten Vorschlägen eine «populistische» 

Gefahr. Wo kämen wir denn hin, wenn man Schulden nicht zurückzahlte? Die Geschichte zeigt jedoch, dass meist auf außergewöhnliche Lösungen zurückgegriffen wird, wenn die Schulden stark steigen. Ein Referendum kann ein so komplexes Problem dennoch nicht lösen. Es gibt verschiedene Möglichkeiten des Schuldenerlasses mit ganz unterschiedlichen sozialen Auswirkungen. Darüber müssen wir diskutieren, statt die Entscheidung zukünftigen Krisen und anderen Akteuren zu überlassen. 

Damit man sich eine eigene Meinung bilden kann, werde ich die aktuellen europäischen Vorschriften und den historischen Umgang mit Staatsschulden in vergleichbarer Höhe gegenüber-stellen. 

Die europäischen Vorschriften sind nicht sehr bekannt und sorgen für Verwirrung. Viele kennen noch die «Drei-Prozent-Regel» und verstehen nicht, warum Italien mit einem geplanten Defizit von 2,5 % des BIP Probleme bekam und sich letztlich auf 2 % einließ. Der Vertrag von Maastricht (1992) wurde mit dem Europäischen Fiskalpakt von 2012 geändert. Dieser heißt eigentlich Vertrag über die Stabilität, Koordinierung und Steuerung (SKS)1 und sieht vor, dass das Defizit nicht mehr als 0,5 % 

1  h t t p s : / / w w w. b u n d e s f i n a n z m i n i s t e r i u m . d e / C o n t e n t / D E /

Downloads/2013-04-19-fiskalvertrag-deutsche-fassung.pdf. 
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des  BIP überschreiten darf (Artikel 3). Ausgenommen sind Länder, deren Schuldenstand «erheblich unter 60 %» des BIP 

liegt. In diesem Fall darf das Defizit 1 % betragen. Liegen keine 

«außergewöhnlichen Umstände» vor, löst die Missachtung dieser Vorschriften einen automatischen Korrekturmechanismus aus. 

In diesen Texten geht es immer um das Sekundärdefizit nach Zinszahlungen.2 Ist ein Land zu 100 % des BIP verschuldet und zahlt einen Zinssatz von 4 %, betragen die Zinsen 4 % des BIP. 

Damit das Sekundärdefizit bei maximal 0,5 % liegt, müsste also ein Primärüberschuss von 3,5 % des BIP erzielt werden. Die Steuerzahler hätten also möglicherweise jahrzehntelang mehr Steuern zu zahlen, als ihnen staatliche Leistungen zugutekommen, und zwar in Höhe von 3,5 % des BIP. 

Der Ansatz des SKS ist nicht ganz unlogisch. Wenn es keinen Schuldenerlass gibt, die Inflation bei nahezu null liegt und das Wachstum begrenzt ist, können nur riesige Primärüberschüsse Schulden in einer Größenordnung von 100 % des BIP tilgen. 

Eine solche Entscheidung hat jedoch auch soziale und politische Folgen. 

Obwohl sie momentan ungewöhnlich niedrig sind, was vielleicht nicht ewig so bleibt, liegen die Zinsen in der Eurozone aktuell bei 2 % des BIP. Das durchschnittliche Defizit liegt bei 1 % und der Primärüberschuss bei 1 %. Über 200 Milliarden Euro Zinsen werden pro Jahr beglichen. Im Vergleich dazu wirken die 2  Milliarden für das Erasmusprogramm geradezu erbärmlich. Ein solches Vorgehen ist also möglich, aber ist es auch das Beste für die Zukunft? Gäbe man solche Summen für Bildung und Forschung aus, könnte Europa das Innovations-zentrum der Welt werden, vor den Vereinigten Staaten. In Ita-2  Zu den Schuldzinsen und dem durchschnittlichen Primärüberschuss der Eurozone  siehe   Economic Bulletin [Wirtschaftsbericht der EZB], Dezember 2018, S. 36, Tabelle 27, und S. S23–S25, https://www.ecb.europa.eu/pub/pdf/

ecbu/eb201808.en.pdf. 

1789, die Rückkehr der Staatsverschuldung 153

lien belaufen sich die Zinsen auf 3 % des BIP, sind also sechsmal so hoch wie das Hochschulbudget.3

Nachweislich ist man historisch mit ähnlichen Situationen anders umgegangen.4 Oft werden die hohen Schulden des 20. Jahrhunderts als Beispiel angeführt. Deutschland, Frankreich und Großbritannien waren nach dem Krieg mit 200 bis 300 %  des  BIP verschuldet und zahlten diese Schulden nie zurück. Innerhalb weniger Jahre reduzierten sie sich durch schlichte Schuldenschnitte, eine hohe Inflation und außerordentliche Steuern auf Privateigentum. Letztere haben übrigens denselben Effekt wie die Inflation, sind aber zivilisierter, da man die Reicheren zur Kasse bittet und die Mittelschicht schützt. Die deutschen Auslandsschulden wurden beim Londoner Schuldenabkommen 1953 eingefroren und 1991 endgültig erlassen. So konnten Deutschland und Frankreich ohne Staatsverschuldung in das Wachstum der 1950er und 1960er Jahre investieren. 

Den besten Vergleich bietet allerdings die Französische Revolution. Das Ancien Régime konnte den privilegierten Klassen keine Steuern abverlangen und hatte somit Schulden in Höhe eines Nationaleinkommens von einem Jahr angehäuft, sogar von anderthalb Jahren, wenn man den Verkauf von Äm-tern einbezieht, der dem Staat unmittelbar Liquidität ver-schaffte, aber zukünftige Steuereinkünfte verringerte. 1790 erreichte die Nationalversammlung die Veröffentlichung des Staatsschuldenbuchs mit Namensangabe. Dort waren die Zinszahlungen an Höflinge und ehemalige Würdenträger verzeich-3  Zu den Fälligkeitsterminen für Zinsen in Italien siehe Europäische Zentralbank, «Italy. Govemement Debt Securities: Debt Service», in  Statistical Data Warehouse, http://sdw.ecb.europa.eu/reports.do?node=1000003919. 

4  Zur Geschichte der Schulden vom 18. bis zum 20. Jahrhundert siehe zum Beispiel Thomas Piketty,  Das Kapital im 21. Jahrhundert,  Kapitel 3–5. 

Zu den vollständigen Reihen siehe Thomas Piketty und Gabriel Zucman, 

«Capital is Back: Wealth-Income Ratios in Rich Countries, 1700–2010», Quarterly Journal of Economics,  Bd. 129, Nr. 3, 2014, S. 1155–1210. 
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net. Die Leistungen waren zehn- bis zwanzigmal so hoch wie das Durchschnittseinkommen und sorgten für einen Eklat. 

(Dabei mag man sich an die öffentliche Debatte um das Gehalt der Kommissionspräsidentin erinnert fühlen.) Alles endete mit der Einführung eines etwas gerechteren Steuerwesens und vor allem mit dem «Zwei-Drittel-Bankrott» und der starken Inflation der Assignaten. 

Verglichen damit ist die heutige Situation einerseits komplexer, weil jedes Land einen Teil der Schulden der anderen hält, und andererseits einfacher. Die EZB ist eine Institution, die Schulden einfrieren kann, und wir könnten ein gerechteres europäisches Steuerwesen einführen, indem wir endlich eine souveräne Versammlung schaffen.5 Wenn aber eine Besteuerung der reichsten Europäer weiterhin für unmöglich erklärt wird und nur die immobilen Bevölkerungsschichten zahlen müssen, dann setzt man sich in der Zukunft unausweichlich schweren Unruhen aus. 

5 www.tdem.eu. 
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12. Februar  2019

Könnte es sein, dass Emmanuel Macron nicht an den «Gelbwesten» zugrunde geht, sondern an einer Senatorin aus Massachusetts? Elizabeth Warren, Juraprofessorin in Harvard, nicht gerade eine Anhängerin des Chavismus oder der Stadtguerilla, kandidiert bei den demokratischen Vorwahlen für die Präsidentschaftswahl 2020. Sie verkündete soeben einen der wichtigsten Punkte ihres Wahlprogramms: die erstmalige Einführung einer echten US-amerikanischen Vermögensteuer auf Bundesebene. Warrens Vorschlag, der von Emmanuel Saez und Gabriel Zucman sorgfältig beziffert wurde und den die besten Verfassungsrechtler unterstützen, sieht einen Steuersatz von 2 % auf Vermögen zwischen 50 Millionen und einer Milliarde Dollar sowie einen Steuersatz von 3 % auf Vermögen von über einer Milliarde Dollar vor. Der Entwurf beinhaltet auch eine exit tax  von 40 % des Vermögens. Sie wird für Steuerzahler fällig, die auswandern, selbst wenn sie ihre US-Staatsbürgerschaft abgeben. Die Steuer wäre auf ausnahmslos alle Vermögensgegenstände zu zahlen. Ergänzt wird sie um abschreckende Sanktionen gegen Personen und Regierungen, die sachgemäße Informationen über im Ausland gehaltene Vermögensgegenstände verschweigen. 

Die Diskussion beginnt gerade erst, und die vorgeschlagene Staffelung könnte noch ausgeweitet und progressiver gestaltet werden. Steuersätze von bis zu 5–10 % pro Jahr für Multi-milliardäre wären etwa denkbar. Ganz sicher wird die Frage der  Steuergerechtigkeit den Präsidentschaftswahlkampf 2020 
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Die Einführung der Steuerprogression: 

Der Spitzensteuersatz auf Einkommen, 1900–2018
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Der Spitzensteuersatz lag in den Vereinigten Staaten von 1900 bis 1932 bei durchschnittlich 23 %, zwischen 1932 und 1980 bei 81 % und zwischen 1980 und 2018 bei 39 %. In den et 

gleichen Zeiträumen betrugen die Spitzensteuersätze in Großbritannien 30 %, 89 % und 46 %, in Japan 26 %, 68 % und 53 %, in Deutschland 18 %, 58 % und 50 % und in Frankreich 23 %, 60 % und 57 %. Die Steuerprogression erreichte ihren Höhepunkt in der Mitte des Jahrhunderts, insbesondere in den Vereinigten Staaten und Großbritannien. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 566. 

prägen. Alexandria Ocasio-Cortez, Abgeordnete des Repräsentantenhauses aus New York, schlug einen Spitzensteuersatz von 70 % auf Einkommen vor, während Bernie Sanders einen Spitzensteuersatz von 77 % auf Erbschaften vertritt. Warrens Vorschlag ist zwar der bahnbrechendste, aber die drei Ansätze ergänzen sich und sind vorteilhaft aufeinander abzustimmen. 

Zum besseren Verständnis blicken wir in die Vergangenheit. 

Zwischen 1880 und 1910, als sich die Konzentration der indus-triellen und finanziellen Vermögen in den Vereinigten Staaten beschleunigt und das Land fast so inegalitär zu werden droht wie das alte Europa, entsteht eine starke politische Bewegung für eine bessere Verteilung. So werden 1913 eine bundesweite Einkommensteuer und 1916 eine Erbschaftsteuer eingeführt. 

Von 1930 bis 1980 betrug der Spitzensteuersatz auf Einkommen durchschnittlich 81 % und auf Erbschaften 74 %. Offenbar wurde dadurch der US-amerikanische Kapitalismus nicht 
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zerstört. Ganz im Gegenteil. Vielmehr wurde er dadurch egalitärer und produktiver, denn die Vereinigten Staaten hatten noch nicht vergessen, dass sie ihren Wohlstand einem Bildungsvorsprung und entsprechenden Investitionen verdankten, nicht etwa der Religion des Eigentums und der Ungleichheit. 

Reagan, Bush und Trump versuchten dann, dieses Erbe zu zerstören. Sie kehrten sich von den egalitären Wurzeln des Landes ab und setzten auf kollektiven Gedächtnisverlust sowie das Anheizen von identitätsbezogenen Spaltungen. Rückblickend ist die Bilanz dieser Politik katastrophal. Von 1980 bis 2020 

betrug das Wachstum des Pro-Kopf-Nationaleinkommens im Vergleich zum Zeitraum 1930–1980 nur die Hälfte. Das geringere Wachstum wurde von den Reichsten verschlungen. Die Einkommen der ärmeren 50 % stagnierten völlig. Die nun laut werdenden Stimmen für eine Rückkehr zu progressiver Besteuerung und mehr Gerechtigkeit erklären sich von selbst. Sie haben nur sehr lange auf sich warten lassen. 

Neu ist allerdings, dass heute eine jährliche progressive Steuer auf das Vermögen erhoben werden soll, zusätzlich zur Einkommen- und Erbschaftsteuer. Das wäre im Hinblick auf Gerechtigkeit und Effizienz entscheidend. Insbesondere in Japan und europäischen Ländern wie Deutschland, Italien und Frankreich wurden nach den Weltkriegen erfolgreich mehrere außerordentliche Steuern auf Immobilieneigentum, Unternehmens- und Finanzvermögen erhoben, um die Staatsschulden zu verringern. Steuern auf die höchsten Privatvermögen beliefen sich bei einmaliger Erhebung oft auf 40–50 % oder mehr. Bei einer jährlichen Vermögensteuer, die dauerhaft erhoben werden soll, sind die Sätze zwangsläufig geringer. Dennoch müssen sie hoch genug liegen, damit sich das Vermögen auch wirklich be-wegt. Aus dieser Perspektive kommt die Erbschaftsteuer viel zu spät. Wir können nicht warten, bis Bezos oder Zuckerberg 90 Jahre alt sind, um sie zu besteuern. Bei dem von Warren vorgeschlagenen Steuersatz von 3 % gehen in 30 Jahren Vermögen 
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Die Einführung der Steuerprogression: 

Der Spitzensteuersatz auf Erbschaften, 1900–2018
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Der Spitzensteuersatz auf Erbschaften lag in den Vereinigten Staaten von 1900 bis 1932 

durchschnittlich bei 12 %, zwischen 1932 und 1980 bei 75 % und zwischen 1980 und et 

2018 bei 50 %. In den gleichen Zeiträumen betrugen die Spitzensteuersätze in Großbritannien 25 %, 72 % und 46 %, in Japan 9 %, 64 % und 63 %, in Deutschland 8 %, 23 % und 32 % und in Frankreich 15 %, 22 % und 39 %. Die Steuerprogression erreichte ihren Höhepunkt in der Mitte des Jahrhunderts, insbesondere in den Vereinigten Staaten und Großbritannien. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 566. 

in Höhe von 100 Milliarden Dollar zurück an die Allgemein-heit. Das ist ein guter Anfang, aber angesichts der durchschnittlichen Wachstumsraten der größten Finanzvermögen wäre wohl ein höherer Satz anzustreben (5–10 % oder mehr). 

Auch müssen alle Steuereinnahmen für die Reduzierung der Ungleichheit eingesetzt werden. Die US-amerikanische   pro-perty tax und die französische Grundsteuer belasten die weniger Reichen aktuell besonders stark. Diese beiden ehrenhaften Vermögensteuern wurden seit dem 18. Jahrhundert nie richtig reformiert. Auch wenn bisweilen anderes verlautbart wird, betreffen sie nicht nur Wohneigentum (und zwar einkommens-unabhängig, was zumindest für große Besitztümer allgemein akzeptiert wird), sondern auch Unternehmensvermögen (Büros, Grundstücke, Lager etc.). Es ist an der Zeit, dass sie in progressive Nettovermögensteuern umgewandelt werden. Für ver-
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schuldete Privathaushalte, die Eigentum erwerben wollen, muss es Vergünstigungen geben. Hoffen wir, dass der US-Wahlkampf und die französischen «Gelbwesten»-Debatten endlich eine grundlegende Diskussion über Steuergerechtigkeit und die Besteuerung von Vermögen anstoßen. 

Wer Europa liebt, muss es verändern 12. März  2019

Wer Europa liebt, muss es verändern wollen. Die seit zehn Jahren amtierenden Regierungen Frankreichs und Deutschlands bezeichnen sich als europhil, doch in Wirklichkeit sind sie zuallererst eurokonservativ. Sie wollen das gegenwärtige Europa im Wesentlichen so bewahren, wie es ist. Andernfalls könnten sie ihre Macht und ihre trügerische Herrschaft über die Brüsseler Angelegenheiten verlieren. Damit gerieren sie sich als die Totengräber Europas. Nicht einmal der Brexit bringt sie ins Zweifeln. 

Die neueste Episode: Der als Élysée-Vertrag bezeichnete deutsch-französische Freundschaftsvertrag, der im Januar neu unterzeichnet wurde, sieht eine Deutsch-Französische Parlamentarische Versammlung vor, in der die Abgeordneten beider Länder gemeinsam über Fragen der Verteidigung oder des Un-ternehmensrechts debattieren können. Eine hervorragende Initiative … Nur hat diese Versammlung eine bloße Beratungs-funktion und keine wirkliche Macht. Dabei könnte eine ihrer Aufgaben darin bestehen, Maßnahmen zur Förderung der dringend benötigten Steuergerechtigkeit zu beschließen. Eine kohärente CO -Steuer könnte etwa große Emittenten stärker be-2

lasten als kleine. Momentan ist es andersherum. Im Namen des Wettbewerbs und der europäischen Gesetze werden diejenigen voll besteuert, die mit dem Auto zur Arbeit fahren, während jene befreit sind, die sich mit kerosinbetriebenen Flugzeugen ins Wochenende aufmachen. Die deutschen und französischen Regierungspolitiker sorgen sich angeblich um den Klima-
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wandel. Doch wie wollen sie für eine entsprechende Politik Akzeptanz schaffen, wenn sie gleichzeitig eine dermaßen absurde Steuerpolitik vertreten? 

Es ist überhaupt nicht sinnvoll, wenn man die ganze Zeit erklärt, es sei unmöglich, die Reichsten auf einzelstaatlicher Ebene zu besteuern, und keine konkreten Vorschläge macht, wie man sich auf übergeordneter Ebene abstimmen könnte. Die Deutsch-Französische Parlamentarische Versammlung könnte auch gemeinsame Steuern auf die Gewinne großer Konzerne sowie die höchsten Einkommen und Vermögen beschließen. 

Das ist einfach eine Frage des gesunden Menschenverstands. In einer großen föderalen Gemeinschaft, die durch Abkommen zum freien Verkehr von Gütern, Personen und Kapital verbun-den ist, ist es folgerichtig, dass die zentrale Regierung bei Steuern, die in besonderem Maße auf Umverteilung abzielen, eine entscheidende Rolle erhält. In den Vereinigten Staaten fallen die progressiven Steuern auf hohe Einkommen und Erbschaften hauptsächlich in den Verantwortungsbereich des Bundes, ebenso die Körperschaftsteuer, während sich die Bundesstaaten hauptsächlich aus nahezu proportionalen oder indirekten Steuern finanzieren. In Europa macht man es andersherum. Die EU 

regelt die Umsatzsteuer, aber die Staaten ruinieren sich in einem harten Wettbewerb um Steuern auf Gewinne, Einkommen und Erbschaften. Deshalb führte Europa den weltweiten Unterbietungswettbewerb für die Besteuerung von Körperschaften an und erhöhte Steuern für die Ärmsten. Europa und seine Institutionen wurden errichtet, um einen großen Markt zu struktu-rieren, und konnten sich neuen Herausforderungen nicht an-passen. 

Im Ergebnis wird das Steuerwesen immer mehr zugunsten der mobilsten Wirtschaftsakteure verzerrt, sodass die Kosten für den Steuerwettbewerb die mittleren und unteren Schichten stärker belasten. Möglicherweise übersteigen diese entgange-nen Einnahmen sogar die durch die Handelsintegration erziel-
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ten Gewinne. Das seit Jahrzehnten gewachsene Misstrauen ärmerer Bevölkerungsschichten gegenüber Europa ist keine irrationale Laune, sondern beruht vielmehr auf einer Grund-wahrheit, einem Konstruktionsfehler, der dringend zu korrigieren ist, bevor alles in die Luft fliegt. 

Eine Deutsch-Französische Versammlung, die auch Italien, Spanien und allen anderen kooperativen Ländern offensteht und starke Maßnahmen für Steuergerechtigkeit beschließen kann, ist keine Utopie. Sie könnte sofort einberufen werden. 

Mit ihrer Hilfe ließen sich die Steuern der Ärmsten senken und ein ökologischer Wandel finanzieren. Ein detaillierter Vorschlag, der von Juristen und Bürgern aus ganz Europa entwickelt wurde, erhielt mehr als 100 000  Unterschriften.1 Er kann und muss verbessert werden. Jede Regierung und jede politische Partei sollte öffentlich konkrete Vorschläge vertreten und nicht mehr nur behaupten, dass sich nichts ändern lasse. Sie sollten sich nicht hinter der Zögerlichkeit der anderen verste-cken. Und wenn es unmöglich ist, sofort alle 27 Mitgliedstaaten zu überzeugen, muss man den Gordischen Knoten zerschla-gen und zusätzlich zu den EU-Institutionen eigene politische Institutionen für die beteiligten Länder bilden. Die aktuellen Institutionen sind aufgrund der Einstimmigkeitsregel nicht entscheidungsfähig. Es ist erwiesen, dass mit ihnen nicht die geringste gemeinsame Steuer möglich ist. Also brauchen wir neue Verträge, denen die anderen Länder beitreten werden, sobald sie sich von ihrer Effizienz überzeugen können. 

Die Regierungen Frankreichs und Deutschlands lehnen eine Veränderung Europas sicherlich deshalb ab, weil sie fest davon überzeugt sind, dass der Steuerwettbewerb mehr Vor- als Nach-teile bietet. Vielleicht meinen sie auch, dass ein Umstoßen der bestehenden Regeln nicht ausreichend Nutzen bringt. Dabei irren sie sich im Jahrzehnt. Sie haben immer noch nicht ver-1 www.tdem.eu. 

Wer Europa liebt, muss es verändern 163

standen, wie schwer die Verschärfung der Ungleichheit wiegt. 

Ihre Position war in den 1990er Jahren vertretbar. Aber zehn Jahre nach der Finanzkrise von 2008, die gezeigt hat, wie fragil der Euro und Europa sind, ist sie es nicht mehr. Wenn Europa nicht für Steuergerechtigkeit sorgt, werden die Nationalisten triumphieren. 

Grundeinkommen in Indien

16. April  2019

Momentan läuft die größte Wahl der Weltgeschichte mit über 900  Millionen Wahlberechtigten in Indien an. Oft heißt es, Indien habe die Kunst der parlamentarischen Demokratie von den Briten gelernt. Diese Aussage ist nicht ganz falsch. Allerdings muss man dazu sagen, dass Indien diese Kunst auf eine nie dagewesene Größenordnung übertragen hat. Die politische Gemeinschaft umfasst 1,3  Milliarden Einwohner und ist von riesigen soziokulturellen und sprachlichen Gräben durchzogen. 

Eine besonders komplizierte Situation. 

Derweil gelingt es dem Vereinigten Königreich gerade noch, in Britannien vereinigt zu bleiben. Nach dem Austritt Irlands zu Beginn des 20. Jahrhunderts könnte sich im frühen 21. Jahrhundert Schottland aus dem Königreich und seinem Parlament verabschieden. Der Europäischen Union gelingt es mit seinen 500 Millionen Einwohnern immer noch nicht, demokratische Gesetze zu schaffen, um auch nur die geringste gemeinsame Steuer zu erheben. Noch immer haben Großherzogtümer mit einem Bevölkerungsanteil von 0,1 % ein Vetorecht. Europas Verantwortliche sollten sich nicht mehr in hochtreibenden Erklärungen verlieren, warum sich in diesem schönen System nichts verändern kann, sondern sich vielmehr von der indi-schen Union und ihrem Modell einer parlamentarischen Bun-desrepublik eine Scheibe abschneiden. 

Natürlich ist in der größten Demokratie der Welt nicht alles rosig. Die Entwicklung des Landes wird von enormen Ungleichheiten und einer viel zu langsam zurückgehenden Armut 
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untergraben. Eine der wichtigsten Neuheiten des zu Ende gehenden Wahlkampfs ist der Vorschlag der Kongresspartei zur Einführung eines Grundeinkommens: NYAY ( nyuntam aay yojana,  garantiertes Mindesteinkommen). Es soll sich auf 6000  Rupien pro Monat und Haushalt belaufen, also etwa 250 Euro in Kaufkraftparität (ein Drittel des aktuellen Tausch-kurses). Das ist in Indien, wo das Medianeinkommen unter 400  Euro pro Haushalt liegt, schon ein ordentlicher Betrag. 

Diese Absicherung würde den ärmsten 20 % der Bevölkerung zugutekommen. Die Kosten wären mit etwas mehr als 1 % des BIP hoch, aber nicht unbedingt ein Hindernis. 

Bei Vorschlägen dieser Art ist es immer wichtig, dass man es nicht dabei belässt und das Grundeinkommen zu einer Wun-derlösung oder zu einem Schlussstrich unter dem Gleichheits-thema erklärt. Damit der Wohlstand gerecht verteilt werden kann und ein nachhaltiges und gerechtes Entwicklungsmodell entsteht, sind vor allem soziale, bildungsbezogene und steuerliche Maßnahmen zu ergreifen. Das Grundeinkommen kann dabei nur ein Element sein. Wie Nitin Bharti und Lucas Chancel zeigen, stagnierten die öffentlichen Ausgaben für das Gesundheitswesen zwischen 2009–2013 und 2014–2018 bei 1,3 % 

und die Bildungsinvestitionen sanken sogar von 3,1 auf 2,6 %. 

Zwischen der Reduzierung der Geldarmut und sozialen Investitionen muss ein komplexes Gleichgewicht gefunden werden, damit Indien zu China aufschließen kann. China brachte nämlich viel mehr Ressourcen auf, um das Bildungs- und Gesund-heitsniveau der gesamten Bevölkerung anzuheben. 

Der Vorschlag der Kongresspartei akzentuiert die Fragen der  Umverteilung und geht über Quoten und «Reservierun-gen» hinaus, die es zwar einem Teil der unteren Kasten ermög-lichten, an Universitäten, in den öffentlichen Dienst und in Wahlämter zu gelangen, die aber nicht ausreichten. 

Die größte Schwäche des Vorschlags ist das Schweigen zur Finanzierung. Das ist schade, denn so hätte der Kongress den 
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Stimmenanteile der BJP nach Kaste und Religion in Indien, 1962–2014
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Stimmanteile der BJP (und ihrer Verbündeten) nach Kaste oder Religion 2014 wählten 10 % der muslimischen Wähler die BJP (Hindunationalisten) und ihre Verbündeten, 31 % der SC/ST ( scheduled castes/scheduled tribes: «Gelistete Kasten/Stämme», untere Kasten), 42 % der OBC ( other backward classes: «sonstige zurückgebliebene Kasten», mittlere Kasten), 49 % der anderen FC ( forward castes: «obere Kasten» ohne Brahmanen) und 61 % der Brahmanen. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 1147. 

Ruf der progressiven Steuer aufbessern und einen Schlussstrich unter seine neoliberale Phase in den 1980er und 1990er Jahren ziehen können. Er hätte sich auch deutlich dem neuen Bündnis zwischen sozialistischen Parteien und Vertretern der unteren Kasten (SP, BSP) angenähert, das eine bundesweite Steuer von 2 % auf Vermögen über 25 Millionen Rupien fordert (1 Million Euro in Kaufkraftparität). Damit würden Summen eingenom-men, die das NYAY finanzieren könnten. Außerdem würde sich die Progression der Bundessteuer auf das Einkommen verstärken. 

Auf dem Spiel steht bei dieser Wahl die Bildung einer egalitären, multikulturellen, linken Koalition. Nur sie kann den unternehmensfreundlichen und muslimfeindlichen Hindunatio-nalismus der Bharatiya Janata Party (BJP) bekämpfen. Es ist ungewiss, ob es dieses Mal reicht. Die ehemals vorherrschende Kongresspartei, die aus der Mitte kommt, wird immer noch 
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von dem wenig beliebten Rahul Gandhi aus der Nehru-Gandhi-Dynastie angeführt, während die BJP so intelligent war und mit Modi zum ersten Mal einen Parteichef mit bescheidenen Wurzeln wählte. Die Kongresspartei fürchtet, Macht zu verlieren, wenn sie sich zu eindeutig zu einer Koalition mit links von ihr verorteten Parteien bekennt. Modi profitiert auch von der finanziellen Unterstützung des Big Business. In Indien gibt es auf dem Gebiet keine ordentliche Regulierung. Darüber hinaus nutzte er das Attentat von Pulwama im Staat Jammu und Kash-mir sowie die anschließenden Luftangriffe, um in diesem womöglich entscheidenden Wendepunkt des Wahlkampfs Stimmung gegen Pakistan zu machen und dem Kongress sowie linken Parteien eine heimliche Nähe zum fundamentalistischen Islam zu unterstellen (das kommt nicht nur in Frankreich vor). 

Jedenfalls verbreitet sich die Saat weiter, gemeinsam mit den politisch-ideologischen Veränderungen im Rest der Welt. Die in Indien diskutierten Entscheidungen betreffen uns alle immer mehr. Insofern ist diese Wahl von weltweiter Bedeutung. 

Europa und die Klassenspaltung 14. März  2019

Drei Jahre nach dem Brexit-Referendum und kurz vor neuen Europawahlen herrscht weiterhin eine große EU-Skepsis, insbesondere unter den am stärksten benachteiligten Gesell-schaftsgruppen. Die Verstimmung greift tief und reicht weit zurück. Seit einem Vierteljahrhundert sprechen sich die unteren Schichten bei allen Volksabstimmungen gegen die jeweils vorgeschlagenen europäischen Konstruktionen aus. Die reichsten und privilegiertesten Klassen unterstützten sie hingegen. 

Beim Referendum von 1992 stimmten die Wahlberechtigten, die den 60 % mit den niedrigsten Einkommen, Vermögen und Bildungsabschlüssen angehörten, mehrheitlich gegen den Vertrag von Maastricht. Bei den übrigen 40 % gab es eine Mehrheit dafür. Da die Mehrheiten unterschiedlich groß waren, siegte das Ja knapp mit 51 %. Ähnlich verlief die Abstimmung zum Verfassungsvertrag 2005, nur dass diesmal die oberen 20 % zu-stimmten und die unteren 80 % dagegen waren. Deshalb siegte das Nein mit 55 %. Beim Brexit-Referendum verhielt es sich 2016 genauso. Die oberen 30 % waren für den Verbleib in der EU, und zwar enthusiastisch. Doch weil die unteren 70 % austreten wollten, wurde mit 52 % für den Brexit votiert. 

Wie kommt es, dass Abstimmungen zur Europäischen Union immer von einer so klaren Klassenspaltung geprägt sind? Das Ergebnis ist nicht gerade selbstverständlich, denn die Wähler-struktur der jeweiligen Parteien ist lange schon nicht mehr so klar von Klassenstrukturen geprägt, dass alle drei Dimensionen der sozialen Spaltung (Bildungsabschluss, Einkommen, Ver-
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mögen) sich ähnlich verhielten. Seit den 1970er und 1980er Jahren bevorzugen Menschen mit hohem Bildungsgrad sowohl in Großbritannien als auch in Frankreich linke Parteien. Wer ein hohes Einkommen und Vermögen besitzt, hängt eher rechten Parteien an, deren Basis sich ebenfalls neu strukturierte. Bei den Referenden zu Europa von 1992, 2005 und 2016 unterstützten die intellektuellen und wirtschaftlichen Eliten beider Lager die EU in ihrem aktuellen Zustand, während die ärmeren Schichten sie unabhängig von ihrer politischen Ausrichtung ablehnten. 

Dafür haben die oberen Klassen eine Erklärung. Die unteren Schichten seien nationalistisch und fremdenfeindlich, wenn nicht gar rückständig. Doch Fremdenfeindlichkeit liegt dem Volk nicht näher als den Eliten. Es gibt eine noch einfachere Erklärung: Die Europäische Union beruht gemäß ihrer Konstruktion der letzten Jahrzehnte auf dem allgemeinen Wettbewerb zwischen den Regionen, auf Steuer- und Sozialdumping zugunsten der mobilsten Wirtschaftsakteure, und begünstigt objektiv die obersten Schichten. Solange die Europäische Union keine starken, symbolträchtigen Maßnahmen zur Minderung der Ungleichheit ergreift, etwa eine gemeinsame Besteuerung der Reichsten und eine Steuersenkung für die Ärmsten, wird dieser Zustand fortbestehen. 

Der Widerstreit verschiedener Visionen für Europa ist nicht neu und sollte aus historischer Perspektive bewertet werden. 

1938 starten junge Aktivisten in Großbritannien die Federal Union.1 Bald treten Akademiker wie Beveridge und Robbins bei. Die Bewegung inspiriert Churchill zu seinem Vorschlag von 1940, eine britisch-französische föderale Union zu bilden. 

Doch die nach Bordeaux geflohene französische Regierung 1  Siehe das faszinierende Buch von Or Rosenboim,  The Emergence of Globalism.   Visions of World Order in Britain and the United States, 1939–1950, Princeton: Princeton University Press, 2017. 
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lehnt ab und lässt Pétain lieber freie Hand. Interessant ist dabei, dass sich eine Gruppe von britischen und französischen Akade-mikern im April 1940 in Paris versammelt hatte, um die Funk-tionsweise einer möglichen föderalen Union zu besprechen, die später auf ganz Europa ausgedehnt werden sollte. Diese Versammlung erzielte allerdings keine Einigung. Eine hauptsächlich vom wirtschaftlichen Liberalismus geprägte Vision vertrat Hayek. Ihm schwebte eine reine Handelsunion auf der Grundlage des Wettbewerbs, des Freihandels und der Währungsstabi-lität vor. Robbins vertrat eine ähnliche Position, zog aber die Möglichkeit eines föderalen Haushalts in Betracht, insbesondere eine gemeinsame Erbschaftsteuer, falls der Freihandel und der freie Personenverkehr nicht ausreichen sollten, um den Wohlstand zu verteilen und die Ungleichheit zu mindern. Andere Mitglieder der Gruppe orientierten sich eher an einem demokratischen Sozialismus. Beveridge war etwa ein Anhänger der Sozialversicherung, und die Soziologin Barbara Wootton schlug eine Bundessteuer auf Einkommen und Erbschaften mit einem Spitzensatz von 60 % vor, in Verbindung mit Obergren-zen für Einkommen und Erbschaften. Man einigte sich, dass man sich bezüglich der ökonomischen und sozialen Ausgestaltung der angedachten föderalen Union uneinig war. Die Debatten zur Federal Union wirkten in ganz Europa nach. Altiero Spinelli, ein in Mussolinis Kerkern internierter Kommunist, ließ sich etwa davon inspirieren, um 1941 sein Manifest für ein freies und einiges Europa zu verfassen, das Manifest von Vento-tene (nach der Insel, auf der er eingesperrt war). 

Unser heutiges Europa muss nicht zwangsläufig von Hayeks Vision geprägt sein. Europa dient gewissen Akteuren gegenwärtig als Flagge, unter der sie ihre Klassenpolitik durchsetzen. 

Doch wir müssen uns daran erinnern, dass Europa auch anders organisiert sein könnte. Bereits vor 80 Jahren haben Wootton, Beveridge und auch Robbins darüber nachgedacht. 

Die Illusion einer zentristischen Umweltbewegung 11. Juni  2019

Gute Nachrichten: Die Ergebnisse der Europawahlen legen nahe, dass sich die Bürger Frankreichs und Europas immer mehr um den Klimawandel sorgen. Leider brachte die zu-rückliegende Wahl die grundlegende Debatte nicht voran, mit welchen politischen Kräften die grünen Parteien mit welchem Aktionsprogramm konkret regieren wollen. Die französischen Grünen (Les Verts) erzielten ein ansehnliches Ergebnis: 13 % der Stimmen. Doch da sie 1989 bei Europawahlen bereits 11 %, 1999 10 % und 2009 16 % erzielt hatten, liegt eine eigenständige grüne Mehrheit wohl nicht in Reichweite. Im Europäischen Parlament halten die Grünen fast 10 % der Sitze (74 von 751). Das ist besser als im letzten Parlament, in dem sie nur 7 % (51 Sitze) innehatten. Die Frage nach Bündnissen stellt sich umso mehr. Insbesondere die erfolgsberauschten grünen Politiker Frankreichs möchten sich aber nicht festlegen, ob sie mit linken oder mit rechten Parteien zu regieren gedenken. 

Alles deutet immer mehr darauf hin, dass dem Klimawandel nur mit einer starken Zurückdrängung der sozialen Ungleichheit auf allen Ebenen zu begegnen ist. Beim aktuellen Ausmaß der Ungleichheit bleiben erhebliche Senkungen des Energieverbrauch ein frommer Wunsch. Zunächst einmal erzeugen hauptsächlich die Wohlhabendsten CO -Emissionen. Weltweit 2

verantworten die reichsten 10 % fast die Hälfte des Ausstoßes. 

Das reichste 1 % allein emittiert mehr CO  als die ärmere 2

Hälfte des Planeten. Ein drastischer Kaufkraftverlust dieser 
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Der Anteil Nordamerikas (Vereinigte Staaten, Kanada) am gesamten CO -Ausstoß (direkt 2

und indirekt) betrug von 2010 bis 2018 durchschnittlich 21 %. Er beläuft sich auf 36 % der et 

individuellen Emissionen über dem weltweiten Durchschnitt (6,2 t CO  pro Jahr), auf 46 % 

2

der Emissionen über dem 2,3-Fachen des weltweiten Durchschnitts (die oberen 10 % der weltweiten individuellen Emissionen, die für 45 % der Gesamtemissionen verantwortlich sind, gegenüber 13 % bei den unteren 50 %) und auf 57 % der Emissionen über dem 9,1-Fachen des weltweiten Durchschnitts (das oberste 1 % der weltweiten individuellen Emissionen, das für 14 % der Emissionen verantwortlich ist). 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 836. 

kleinen Tranche hätte also bereits einen substanziellen Einfluss auf die Senkung der weltweiten CO -Emissionen. 

2

Warum sollten übrigens die mittleren und unteren Schichten in reichen Ländern und Schwellenländern ihre Lebensweise ändern (so notwendig es auch ist), wenn sie nicht sehen, dass auch die Reicheren ihren Beitrag leisten? Die politischen Ge-schehnisse von 2017 bis 2019, die im französischen Wahlkampf seltsamerweise nicht thematisiert wurden, illustrieren dieses Gerechtigkeitsbedürfnis auf dramatische und exemplarische Weise. Die CO -Steuer wurde 2017 in Frankreich vom Grund-2

satz her akzeptiert. Sie sollte bis 2030 regelmäßig angehoben werden, damit das Land den Verpflichtungen des Pariser Abkommens nachkommt und seine Emissionen senkt. Doch Akzeptanz für eine solche Progression lässt sich letztlich nur erreichen, wenn die Maßnahmen die großen Emittenten mindestens genauso treffen wie die kleineren. Das gesamte Auf-
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kommen dieser Steuer muss der Energiewende zufließen und die am stärksten betroffenen Haushalte unterstützen. Macrons Regierung macht es genau andersherum. Die von den Ärmeren gezahlten Kraftstoffsteuern werden für andere Zwecke eingesetzt, zuallererst für die Abschaffung der Vermögensteuer und der progressiven Steuer auf Kapitaleinkünfte. Laut dem Institut des Politiques Publiques (IPP) ergab sich daraus von 2017 bis 2019 eine Kaufkrafterhöhung des reichsten 1 % um 6 % und der reichsten 0,1 % um 20 %.1

Angesichts der sozialen Unruhen hätte die Regierung die Steuergeschenke an die Reichsten rückgängig machen und die Mittel endlich dem Klima und der Entschädigung für nicht allzu Begüterte widmen können. Von wegen: So starrköpfig, wie Sarkozy 2007 bis 2012 seine Obergrenze für direkte Steuern (den sogenannten Steuerschutzschild  bouclier fiscal) vertei-digte, hielt Macron an den Steuergeschenken für die Reichen fest und strich lieber die Erhöhung der CO -Steuer. Das steht 2

im völligen Widerspruch zum Pariser Abkommen, und niemand weiß, wann diese Steuer wieder erhoben wird. Die Partei des Präsidenten versteht somit die Abschaffung der Vermögensteuer als Kernstück ihrer Politik. Sie bestätigt also, dass sie sich als Nachfolgerin der liberalen und unternehmensfreundlichen Rechten sieht. Die soziologische Struktur ihrer Wählerschaft, die 2017 und mehr noch 2019 über hohe Einkommen und Vermögen verfügte, räumt diesbezüglich jeden Zweifel aus. 

Unter diesen Voraussetzungen kann man sich fragen, warum die deutschen oder französischen Grünen überhaupt mit Liberalen und Konservativen regieren wollen. Der Wunsch, Verantwortung zu übernehmen, ist menschlich. Aber ist er auch im Interesse des Planeten? Hätten sich in Frankreich die Linken 1  Mahdi Ben Jelloul, Antoine Bozio, Thomas Douenne, Brice Fabre und Claire Leroy, «Budget 2019: l’impact sur les ménages» [Haushalt 2019: Auswirkung auf Privathaushalte], Vortrag, Paris: Institut des Politiques Publiques, 11. Oktober 2018. 
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Die Illusion einer zentristischen Umweltbewegung und die Grünen verbündet, wären sie vor den Liberalen und den Nationalisten gelandet. Gemeinsam würden sie im Europäischen Parlament die bei weitem größte Fraktion bilden und mehr Einfluss geltend machen. Damit ein solches sozial-föderales und ökologisches Bündnis einmal entstehen kann, müssen sich auch die verschiedenen linken Parteien bewegen. La France insoumise in Frankreich und Die Linke in Deutschland dürfen nicht einfach nur behaupten, dass sie das aktuelle Europa verändern oder aus den Verträgen austreten wollen, sie müssen auch klarstellen, welche neuen Abkommen sie schließen möchten. Die Sozialisten und Sozialdemokraten tragen durch ihre frühere Regierungsverantwortung eine besondere Verantwortung für die Zersplitterung des politischen Systems. Sie müssen eine zentrale Rolle beim Wiederaufbau spielen. Sie müssen ihre Fehler aufarbeiten, denn sie haben in großem Maße zum aktuellen europäischen Gerüst beigetragen, insbesondere durch die Schaffung freier Kapitalflüsse ohne gemeinsame Besteuerung und Regulierung. Zudem gaben sie vor, die Abkommen neu verhandeln zu wollen, hatten aber überhaupt keinen konkreten Plan dafür. Ein gerechtes und nachhaltiges Entwicklungsmodell für Europa ist möglich, es verlangt aber schwierige Entscheidungen. Ein Grund mehr, den Hahnenkampf hinter sich zu lassen und sich an die Arbeit zu machen. 

Ist die Geldschöpfung unsere Rettung? 

9. Juli  2019

Vor der Krise von 2007–2008 betrug die Bilanzsumme der Europäischen Zentralbank (alle gehaltenen Wertpapiere und gewährten Darlehen) etwa 1  Billion Euro, also etwas unter 10 %  des  BIP der Eurozone. 2019 beläuft sich die Zahl auf 4,7 Billionen Euro, also 40 % des BIP. Zwischen 2008 und 2018 

schuf die EZB also Geld in Höhe von mehr als anderthalb französischen Bruttoinlandsprodukten, was einem deutschen BIP oder 30 % des BIP der Eurozone entspricht. Über zehn Jahre wurden also jedes Jahr 3 % des BIP an zusätzlichem Geld geschöpft. Diese beträchtlichen Ressourcen entsprechen etwa dem dreifachen Gesamthaushalt der EU im gleichen Zeitraum (1 %  des  BIP pro Jahr für alle Ausgaben, inklusive Agrar-subventionen, Erasmusprogramm, Regionalfonds und Forschung). Die EZB kann also massiv auf den Finanzmärkten intervenieren, öffentliche und private Schuldtitel kaufen und dem Bankensektor Darlehen gewähren, damit dieser zahlungs-fähig bleibt. 

Diese Maßnahmen sorgten sicher dafür, dass die «große Rezession» von 2008 nicht wie 1929–1935 zu einer «großen Depression» wurde. Die damals in den Zentralbanken vorherrschende liberale Lehre von der Nichteinmischung führte zu vielfachen Bankenpleiten. Der Zusammenbruch der Wirtschaft beschleunigte sich, die Arbeitslosigkeit schnellte in die Höhe, der Nazismus kam an die Macht und der Krieg rückte näher. Es ist natürlich gut, dass man wenigstens in dieser Hinsicht aus der Geschichte gelernt hat und 2008 kaum jemand die Erfahrung 
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Die Bilanzsumme der Europäischen Zentralbank (EZB) stieg zwischen dem 31.12.2004 

Bilanzsummen der Zentralbanken in % des BIP des jeweiligen Landes und dem 31.12.2018 von 11 auf 41 % des BIP der Eurozone. Für den Zeitraum 1900 

bis 1998 gibt die Kurve den Durchschnitt der Bilanzsummen der deutschen und französischen Zentralbanken wieder (Spitzenwerte bei 39 % im Jahr 1918 und 62 % im Jahr 1944). Die Bilanzsumme der 1913 gegründeten Federal Reserve stieg zwischen 2007 und 2014 von 6 auf 26 % des BIP der Vereinigten Staaten. 

Hinweis: Der Durchschnitt der reichen Länder ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der folgenden 17 Länder: Deutschland, Australien, Belgien, Kanada, Dänemark, Spanien, Vereinigte Staaten, Finnland, Frankreich, Italien, Japan, Norwegen, Niederlande, Portugal, Großbritannien, Schweden, Schweiz. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 873. 

der Pleitewellen wiederholen wollte. Angesichts der extremen Fragilität des globalen Finanzkapitalismus waren die Zentralbanken faktisch die einzigen öffentlichen Institutionen, die unter Zeitdruck eine Flut von Pleiten verhindern konnten. 

Allerdings können nicht alle Probleme durch Geldschöpfung und die Verwaltungsräte der Zentralbanken gelöst werden, und die Krisenereignisse haben die kollektive Wahrneh-mung tiefgreifend und nachhaltig gestört. Vor 2008 herrschte die Ansicht, dass es verboten (oder zumindest nicht gerade empfehlenswert) sei, in diesem Umfang Geldschöpfung zu betreiben. In den 1980er Jahren setzte sich diese Meinung infolge der «Stagflation» der 1970er Jahre, einer Mischung aus schwachem Wachstum und hoher Inflation, durch. In diesem Klima wurde 1992 der Vertrag von Maastricht entworfen, der zur Einführung des Euros von 1999 bis 2002 führen sollte. Die enorme 
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Geldschöpfung seit 2008 zerstörte diesen Konsens. Da die EZB 

mit einem Mausklick 30 % des BIP schuf, erheben sich heute in Europa zahlreiche Stimmen (die etwa einen Finanz-Klima-Pakt vorschlagen), um auf diese Weise die Energiewende zu finanzieren, Ungleichheit zu reduzieren und in Forschung und Bildung zu investieren. Ähnliche Forderungen werden auch in den Vereinigten Staaten und anderen Weltregionen laut. Sie sind natürlich und legitim. Und sie können nicht mehr lange vom Tisch gefegt werden. 

Mehrere Punkte sind aber zu präzisieren. Es ist gut möglich, dass die Zentralbanken ihre Bilanzsummen weiter erhöhen, auch wenn sie in Japan und der Schweiz schon bei mehr als 100 %  des  BIP liegen. So könnten sie auf zukünftige Finanz-krisen reagieren oder einfach der Vermögensentwicklung der Privathaushalte nachfolgen. Die Privatvermögen belaufen sich aktuell auf über 1000 % des BIP, in den 1970er Jahren waren es noch 300 %. Eine solche Aufholjagd ist allerdings überhaupt kein Grund zur Beruhigung. Besser wäre es, wenn man endlich die nötigen Regularien einführte, um die Hyperfinanzialisie-rung zu beenden und die Vermögen der Privathaushalte zu minimieren. 

Bei schwachem Wachstum, Zinssätzen um die Null und der Abwesenheit von Inflation ist es im Übrigen gerechtfertigt, dass sich die öffentliche Hand weiter verschuldet, um mit Unterstützung der Zentralbanken in das Klima und die Bildung zu investieren. Es ist besonders widersprüchlich, dass die Summe der Staatsausgaben für Bildung (für Grund-, Sekundar- und Hochschulen) seit den 1980er Jahren in den reichen Ländern bei 5 % des BIP stagniert, während der Anteil derjenigen, die Hochschulbildung in Anspruch nehmen, in den entsprechenden Altersklassen von unter 20 auf über 50 % gestiegen ist. In Europa wäre dafür allerdings ein umfassender intellektueller und politischer Wandel nötig. Fragen zu Investition, Verschuldung und Währung müssen öffentlich im Rahmen eines Parla-
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ments diskutiert werden, statt sich auf automatische Haushalts-mechanismen zu verlassen (die ständig umgangen werden) und Entscheidungen hinter verschlossenen Türen zu treffen. Diese Entschlüsse betreffen die gesamte Gesellschaft und dürfen nicht Finanzministerräten oder Zentralbankpräsidentinnen überlassen werden. 

Schließlich darf die Ausweitung der Geldmenge im Zeitraum 2008–2018 nicht zu einer neuen monetaristischen Illusion führen. Unsere großen Herausforderungen (Klimawandel, Anstieg der Ungleichheit) erfordern nicht nur die Bereitstellung ausreichender Ressourcen. Es müssen auch neue Gerechtigkeits-standards für die Verteilung der Belastungen geschaffen werden. Die gewählten Volksvertretungen müssen progressive Steuern auf Einkommen, Vermögen und CO -Emissionen er-2

heben. Es braucht eine neue Regelung zur Schaffung finanzieller Transparenz. Geldschöpfung kann helfen, wenn man sie nicht als Allheilmittel versteht und in ihre Schranken weist. Sie ist ein Instrument in einem kollektiven System, in dem Steuern und Parlament die zentrale Rolle innehaben müssen. 

Für eine Kreislaufwirtschaft 15. Oktober  2019

Bei Kreislaufwirtschaft denken viele an Abfall- und Material-recycling oder an sparsamen Umgang mit natürlichen Ressourcen. Damit aber ein nachhaltiges und gerechtes System entstehen kann, muss das ganze Wirtschaftsmodell neu konzipiert werden. Bei den gegenwärtigen Vermögensunterschieden sind ökologische Ambitionen unmöglich. Ein Maßhalten beim Energieverbrauch kann nur mit einem Maßhalten in ökonomischer und sozialer Hinsicht einhergehen, nicht mit maßlosen Vermögen und Lebensstilen. Auf demokratischem Wege sind neue Formen von sozialer, bildungsbezogener, steuerlicher und klimatischer Gerechtigkeit zu schaffen. Diese Regeln müssen der aktuellen Hyperkonzentration der wirtschaftlichen Macht den Rücken kehren. Die Wirtschaft des 21. Jahrhunderts sollte vielmehr auf einem dauerhaften Kreislauf von Macht, Wohlstand und Wissen beruhen. 

Durch die breite Verteilung von Eigentum und Bildung setzte sich der soziale und humane Fortschritt im 20. Jahrhundert durch. Die intellektuellen Anfänge einer Bewegung für die Verringerung der sozialen Ungleichheit und die Zunahme der gesellschaftlichen Mobilität ließen sich schon im 18. und 19. Jahrhundert ausmachen. Zwischen 1900–1910 und 1970–

1980 gewann diese Bewegung an Fahrt. Das lag an nie dagewe-senen Bildungsinvestitionen, einem Kräfteausgleich zwischen Aktionären und Angestellten (vor allem in Nordeuropa), dem Zirkulieren von Einkommen und Vermögen durch Steuerprogression (vor allem in den USA) und ähnlichem. 
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In den 1980er und 1990er Jahren trat an ihre Stelle eine Ge-genbewegung, angetrieben von der postkommunistischen Des-illusion und Reagans Wende. Der Postkommunismus ist seitdem der beste Verbündete des Hyperkapitalismus. Natürliche Ressourcen werden gnadenlos ausgebeutet und zugunsten einer Minderheit privatisiert; Steuerparadiese ermöglichen ein syste-matisches Hintergehen des Rechtssystems; Steuerprogression wird in jeder Form abgeschafft. In Putins Russland liegt die Einkommensteuer bei 13 

% und betrifft Einkünfte von 

1000 Rubel genauso wie Erträge von 1 Milliarde Rubel. Ähnliche Exzesse lassen sich in China beobachten, wo sich macht-nahe Akteure Imperien aneignen und ihren Nachfahren ver-machen, ohne Erbschaftsteuer zu zahlen. In Hongkong ist die Ungleichheit erstaunlicherweise noch gewachsen, seit das Land unter dem Einfluss eines angeblich kommunistischen Regimes steht. 

Reagans Wende der 1980er Jahre war weniger radikal, senkte aber die Steuersätze für die Reichsten von 70 auf 30 %. Reagan wollte damit die seines Erachtens übertriebene Umverteilung und den Egalitarismus des New Deal beenden, der Amerika im Kampf gegen den Kommunismus geschwächt habe. Durch das Freisetzen unternehmerischer Energien werde, so Reagan, eine neue, beispiellose Wachstumsphase eingeläutet. Zwar steige so auch die Ungleichheit und es werde mehr Milliardäre mit mehr Macht geben, aber die entstehenden Innovationen kämen den Massen zugute, und am Ende gewännen alle. Der Einfluss der Milliardäre auf die amerikanische Wirtschaft wuchs seit den 1980er Jahren tatsächlich in großem Maße. In den USA kon-zentrierte sich das Eigentum und erreichte Höhen, die mit der Vermögenskonzentration Europas Anfang des 20. Jahrhunderts vergleichbar waren. 

Das Wachstum wurde nur leider nicht dynamischer. Das Pro-Kopf-Nationaleinkommen halbierte sich im Vergleich der Zeiträume 1950–1990 und 1990–2020 sogar von 2,2 auf 1,1 %. 
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Wachstum und Steuerprogression in den Vereinigten Staaten, 1870–2020
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In den Vereinigten Staaten ging das Wachstum des Nationaleinkommens pro Kopf von 2,2 % im Zeitraum 1950 bis 1990 auf 1,1 % pro Jahr im Zeitraum 1990 bis 2020 zurück. 

Gleichzeitig sank der Spitzensteuersatz von 72 auf 35 %. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 683. 

Die Gehälter stagnierten, und ein immer größerer Teil der Bevölkerung zweifelte an der Globalisierung. Die trumpis tisch-nationalistische Radikalisierung ist die direkte Folge von Reagans Scheitern. Weil der Wirtschaftsliberalismus nicht ausreicht, müssen Mexikaner oder Chinesen beschuldigt werden, dem weißen Amerika die schwere Arbeit wegzunehmen. 

In Wirklichkeit beweist Reagans Scheitern vor allem, dass die Hyperkonzentration von Eigentum und Macht den Bedürfnis-sen einer modernen Kreislaufwirtschaft nicht gerecht wird. 

Nur weil jemand mit 30 ein Vermögen aufgebaut hat, muss er die Aktionärsmacht nicht auch noch mit 50, 70 oder 90 Jahren auf sich konzentrieren. Der Wachstumsrückgang lässt sich auch durch eine beunruhigende Stagnation der Bildungsinvestitionen und durch die enorme Ungleichheit beim Zugang zu Bildung seit den 1990er Jahren in den Vereinigten Staaten wie in Europa erklären. 

Die Herausforderung des Klimawandels und ein internationales Bewusstsein für die Konsequenzen der Ungleichheit können Hebel für Veränderung sein, aber bis dahin ist es noch ein 
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weiter Weg. Die Vorhaben der OECD, Gewinne multinationa-ler Konzerne zu versteuern, betreffen nur einen kleinen Rest-anteil, und der vorgeschlagene Verteilungsschlüssel kommt eher den reichen Ländern zugute als den armen (wie die Arbeiten von Icrict gezeigt haben).1 Das Buch  The Triumph of Injustice von Emmanuel Saez und Gabriel Zucman erschien in dieser Woche in den Vereinigten Staaten.2 Es zeigt, dass es ambitio-niertere Lösungen gibt, um die finanzielle Transparenz und eine Rückkehr zur progressiven Besteuerung ins Zentrum zu rücken. Damit sollen ein allgemein zugängliches Gesundheits-und Bildungswesen sowie der ökologische Wandel finanziert werden. Der Erfolg dieser Ideen bei den Demokraten, insbesondere Warren und Sanders, stimmt optimistisch. 

Doch Europa darf nicht tatenlos zuschauen und abwarten, bis ein Wandel aus Amerika kommt. Damit es nicht mehr nur um Posen geht, sondern der Green New Deal endlich Substanz erhält, muss Europa dringend Maßnahmen für soziale und steuerliche Gerechtigkeit ergreifen. So lässt sich vielleicht auch die britische Labour Party wieder auf europäischer Ebene ein-binden. Ein desaströser Sieg der Konservativen bei den kommenden Wahlen wäre womöglich zu verhindern. 30 Jahre nach dem Mauerfall ist es wieder an der Zeit für Gleichheit, Kreislaufwirtschaft und partizipativen Sozialismus.3

1  Siehe Independent Commission for the Reform of International Corporate Taxation (Icrict), «Icrict Response to the OECD Consultation on the Review of Country-by-Country Reporting (BEPS Action 13)», https://www. 

icrict.com. 

2  Emmanuel Saez und Gabriel Zucman,  The Triumph of Injustice: How the Rich Dodge Taxes and How to Make Them Pay,     New York, Norton & Company, 2019. Siehe auch https://taxjusticenow.org. 

3  Siehe Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie. 

Überwindung der Identitätskonflikte durch wirtschaftliche Gerechtigkeit

12. November  2019

Lange hat man in Europa dem Gemenge aus sozialen und ethnischen Konflikten, die in den USA nicht nur bei Wahlen politische Spaltungen hervorrufen, aus der Ferne zugeschaut. 

Angesichts der wachsenden Bedeutung und potenziell zerstörerischen Kraft von Identitätskonflikten in Frankreich und Europa sollte man allerdings aus den Erfahrungen lernen. 

Gehen wir einen Schritt zurück. Die Demokratische Partei ist im Bürgerkrieg von 1861 bis 1865 noch die Partei der Sklaverei. Sie entwickelt sich in den 1930er Jahren zur Partei Roosevelts und des New Deal. Ab 1870 orientiert sie sich an einer Ideologie, die man sozial-differentialistisch nennen könnte. Sie spricht sich für Ungleichheit und Segregation gegenüber Schwarzen aus. Gegenüber Weißen und insbesondere den Einwanderern aus Irland und Italien tritt sie egalitärer auf als die Republikaner. Die Demokraten führen 1913 auf Bundesebene die Einkommensteuer und nach der Krise von 1929 So-zialversicherungen ein. In den 1960er Jahren schließlich wendet sich die Partei unter dem Druck schwarzer Aktivisten in einem neuen geopolitischen Kontext (Kalter Krieg, Entkolonialisie-rung) von ihrer düsteren Vergangenheit der Segregation ab und unterstützt Bürgerrechte und die Gleichstellung aller Ethnien. 

Seitdem gehen die Stimmen der Rassisten an die Republikaner, besser gesagt, die Stimmen aller Weißen, die meinen, dass Washington und die gebildeten weißen Eliten nur Minderhei-
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Politische Auseinandersetzung und ethnische Zugehörigkeit: Vereinigte Staaten, 1948–2016
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2016 erzielte die demokratische Kandidatin 37 % der Stimmen bei Weißen (70 % der Wählerschaft), 89 % bei Schwarzen (11 %) und 64 % bei Latinos und Angehörigen anderer ethnischer Kategorien (19 % insgesamt, davon 16 % Latinos). 1972 hatte der Kandidat der Demokraten noch 32 % bei Weißen (damals 89 % der Wählerschaft), 82 % 

bei Schwarzen (10 %) und 64 % bei Latinos und anderen Ethnien erzielt (1 %). 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 1008. 

ten bevorzugen wollen. Der Prozess beginnt 1968 mit Nixon, setzt sich 1980 mit Reagan fort und erreicht 2016 mit Trump ein größeres Ausmaß. Letzterer heizt nach dem wirtschaftlichen Scheitern des Reaganismus und seiner Wohlstandsversprechen den nationalistischen, identitären Diskurs an. Angesichts der offenen Feindseligkeit der Republikaner gegenüber Schwarzen (von Reagans Stigmatisierung der als faul geltenden schwarzen alleinerziehenden Mutter als « welfare queen» bis zu Trumps Unterstützung der  white supremacists bei den Unruhen von Charlottesville) ist niemand überrascht, dass Schwarze seit den 1960er Jahren zu etwa 90 % Demokraten wählen. 

Eine solche identitäre Spaltung zeichnet sich auch in Europa ab. Die Feindseligkeit rechter Parteien gegen nicht aus Europa stammende Einwanderer lässt diese Parteien wählen, von denen sie nicht abgelehnt werden (nämlich linke). Im Gegenzug be-schuldigen rechte Akteure linke Parteien, Einwan derer zu 
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Politische Auseinandersetzung und Herkunft: Frankreich und die Vereinigten Staaten
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2012 erhielt der sozialistische Kandidat im zweiten Wahlgang der französischen Präsi-Stimmenanteil für die Demokraten (USA) bzw. Sozialisten (Frankreich) dentschaftswahlen 49 % der Stimmen bei Wählern nicht-ausländischer Herkunft (kein alculs de l’auteur à partir des enquêt-eéslep
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point sächlich aus Spanien, Italien, Portugal). 77 % der Stimmen erhielt er bei Wählern mit außereuropäischer Herkunft (hauptsächlich Nordafrika und Subsahara-Afrika). 2016 

erzielte die Kandidatin der Demokraten bei den US-Präsidentschaftswahlen 37 % der Stimmen bei Weißen, 64 % bei Latinos und anderen, und 89 % bei Schwarzen. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 1017. 

begünstigen. Im zweiten Wahlgang der Präsidentschaftswahl 2012 wählten etwa 77 % der Wähler, die angaben, mindestens ein Großelternteil nichteuropäischer Herkunft zu haben (9 % 

der Wählerschaft), den sozialistischen Kandidaten. Das traf nur für 49 % der Wähler mit ausländischer europäischer (19 %) und ohne ausländische Herkunft (72 %) zu. 

Im Vergleich zu den Vereinigten Staaten zeichnen sich europäische «Minderheiten» durch eine deutlich größere Vermischung aus (30 % gemischte Ehen bei nordafrikanischen Immigranten der ersten Generation gegenüber kaum mehr als 10 % 

bei schwarzen Amerikanern). Das sollte eigentlich dazu beitragen, die Spaltungen zu überwinden. Leider tragen die religiöse Dimension und insbesondere die «Islam-Frage» (die es so in den USA nicht gibt) zur Verschärfung der Situation bei. 

Europa ähnelt in dieser Hinsicht eher Indien, wo sich die Hindunationalisten der BJP über die Ablehnung der musli-
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mischen Minderheit identifizieren.1 In Indien verlaufen die Identitätsgrenzen um den Konsum von Rindfleisch und die vege tarische Ernährungsweise. In Frankreich geht es um das Kopftuch und manchmal um die Länge von Röcken oder das Tragen von Burkinis am Strand. In beiden Fällen lässt sich bei den Hinduisten und den Front-National-Laizisten eine anti-muslimische Obsession beobachten, die sich auch in einem äußerst gewaltsamen Diskurs gegen alle Verfechter von Min-derheitenrechten ausdrückt (die geradezu als Gehilfen des Dschihadismus angesehen werden). Und in beiden Fällen laufen Minderheiten bisweilen Gefahr, den Konflikt noch zu verschärfen, indem sie etwa ihr gutes Recht verteidigen, das Kopftuch zu tragen, statt das Recht, es nicht tragen und nicht diesen rückständigen Druck erdulden zu müssen. 

Wie lässt sich diese tödliche Eskalation beenden? Zunächst sollte die Debatte auf Ebene der wirtschaftlichen Gerechtigkeit und der Bekämpfung von Ungleichheit und Diskriminierung geführt werden. Viele Studien beweisen, dass Bewerber mit arabisch-muslimisch klingenden Namen bei gleicher Qualifizierung oft nicht zum Vorstellungsgespräch eingeladen werden. 

Es müssen dringend Indikatoren eingeführt werden, um diese diskriminierenden Praktiken zu beobachten, und es braucht Sanktionen, um ihnen zu begegnen. 

Alles in allem steigern sich die identitätsbezogenen Spannungen und endlosen Konflikte, weil es keine Diskussion über Wirtschaftsfragen gibt. Sobald jede alternative wirtschaftspolitische Perspektive verworfen und ständig behauptet wird, der Staat könne bis auf seine Grenzen nichts mehr kontrollieren, braucht man sich nicht zu wundern, dass sich die politische Debatte um Fragen von Grenzen und Identitäten dreht. Es ist an der Zeit, dass sich die Gegner des absehbaren Zusammensto-1  Siehe «Grundeinkommen in Indien», 16. April 2019, Grafik «Stimmenanteile der BJP nach Kaste und Religion in Indien, 1962–2014», S. 166. 
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ßes zwischen identitärem Nationalismus und elitärem Liberalismus wieder zusammenreißen und unter einem Programm der wirtschaftlichen Reformen zusammenschließen. Ein solches sollte Bildungsgerechtigkeit, die Überwindung des kapitalistischen Eigentums und ein konkretes, ambitioniertes Projekt zur Verhandlung neuer europäischer Abkommen beinhalten. 

Wenn sich die kleinen Streitigkeiten und alten Feindschaften nicht überwinden lassen, könnte der braune Hass siegen. 

Von der Klimaleugnung  

zur Leugnung der Ungleichheit? 

14. Januar  2020

Erleben wir nach der zumindest oberflächlich etwas zurückgehenden Leugnung des Klimawandels als Nächstes die Leugnung der Ungleichheit? Die französische Regierung verhält sich so, denn seit 2017 scheint sich jede Entscheidung an der Vorstellung zu orientieren, dass im Land zu viel Gleichheit herrsche. So kam es gleich zu Beginn der Amtszeit zu den Steuergeschenken für die Vermögendsten. Und so erklärt sich das Unverständnis für die Forderung nach Gerechtigkeit, die Ausdruck in den aktuellen sozialen Bewegungen findet. Ein allgemeines Rentensystem ist möglich, aber nur, wenn alles dafür getan wird, kleine und mittlere Renten zu verbessern, auch wenn das bedeutet, die höchsten Gehälter und Vermögen stärker zu belasten. Wer am oberen Ende der Skala liegt, sollte verstehen, dass das Alter und das Lebensende neue Herausforderungen an Würde und Gleichheit stellen. 

Während Menschen weltweit auf vielfältige Weise Gerechtigkeit einfordern, mehren sich in den Wirtschaftsmedien Stimmen, die den Anstieg der Ungleichheit in den letzten Jahrzehnten relativieren wollen. Sicherlich erwartet niemand, dass der Economist Vorreiter im Kampf um Gleichheit wird. Darum sollte man aber nicht feststehende Fakten verdrehen. 

Das ist umso bedauerlicher, als die Regierungen der reichen Länder keine wirklichen Anstrengungen unternommen haben, um die Wohlstandsverteilung seit der Krise von 2008 transpa-
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Die «Elefantenkurve» der weltweiten Ungleichheit, 1980–2018
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Perzentil der globalen Einkommensverteilung pro Erwachsenem Die weltweit einkommensschwächsten 50 % verzeichneten zwischen 1980 und 2018 

einen deutlichen Anstieg ihrer Kaufkraft (zwischen 60 und 120 %), das weltweit einkom-Kumuliertes Wachstum des Realeinkommens pro Erwachsenem 1980–2018

mensstärkste 1 % verzeichnete einen noch stärkeren Anstieg (zwischen 80 und 240 %), mittlere Einkommen jedoch einen begrenzteren Anstieg. Zusammengefasst nahm die Ungleichheit zwischen dem unteren Ende und der Mitte der globalen Einkommensverteilung ab und zwischen der Mitte und dem oberen Ende zu. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 45. 

renter zu machen. Bei all den Sonntagsreden über Steuerparadiese, die automatische Übertragung von Bankdaten etc. hätte man erwarten können, dass nun weniger finanzielle Intransparenz herrscht. Im Grunde müssten alle Länder in der Lage sein, Bank- und Steuerdaten zu sammeln und zu veröffentlichen, um die Entwicklung der Wohlstandsverteilung nach Höhe des Einkommens und des Vermögens nachzuverfolgen, insbesondere bei den größten Vermögen. Leider trifft das nicht zu. Mit der Abschaffung von progressiven Steuern auf Eigentum und Kapitaleinkünfte kommt es in vielen Ländern sogar zu einer Verschlechterung der öffentlich zugänglichen Daten, vor allem in Frankreich, aber auch in Deutschland, Schweden oder den Vereinigten Staaten. Allzu oft müssen Forscher und öffentliche Verwaltungen auf Vermögensranglisten in Magazinen zurückgreifen, die zwar den wachsenden Wohlstand der Reichsten anzeigen, aber nicht den Anforderungen an Transparenz 
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und wissenschaftliche Strenge genügen, die man für eine unaufgeregte demokratische Debatte zu diesen Fragen erwarten darf. 

Angeblich leben wir im Zeitalter von Big Data. Das gilt allerdings wohl nur für die großen privaten Monopole, die unsere personenbezogenen Daten schamlos ausplündern dürfen. 

Wenn es aber um öffentliche Statistiken zur Verteilung von Reichtum und notwendige Umverteilungen geht, leben wir in einer Zeit der Intransparenz, die von den Gegnern einer Un-gleichheitsreduzierung aufrechterhalten wird. 

Darüber hinaus vergisst man oft, dass die ökologischen Herausforderungen nur dann zu lösen sind, wenn die Minderung von Ungleichheit in das Zentrum des politischen Handelns rückt. Die Indikatoren zur Messung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts sind einer gründlichen Prüfung zu unter-ziehen. Zunächst sollten Regierungen und Medien dringend den Begriff des «Bruttoinlandsprodukts» durch den des «Nationaleinkommens» ersetzen. Das Nationaleinkommen entspricht dem BIP abzüglich der ins Ausland abfließenden Einkommen (oder, je nach Land, zuzüglich der aus dem Ausland zufließenden Einkommen) und abzüglich des Kapitalverzehrs, welcher eigentlich auch den Verzehr von natürlichem Kapital in allen seinen Formen beinhalten müsste. Das lässt sich an einem einfachen Beispiel illustrieren. Werden fossile Brennstoffe im Wert von 100 Milliarden Euro aus dem Boden geholt (oder Fische aus den Ozeanen), erhöht sich das BIP um 100 Milliarden Euro. Da aber der Bestand an fossilen Brennstoffen (oder Fischen) um diesen Betrag sinkt, dürfte das Nationaleinkommen nicht steigen. Führt das Verfeuern von Brennstoffen außerdem dazu, dass die Luft sich nicht mehr zum Atmen eignet und der Planet unbewohnbar wird, ist das Nationaleinkommen in Wirklichkeit negativ, sofern man die sozialen Kosten der CO -

2

Emissionen korrekt einkalkuliert. 

Natürlich löst der Schwenk vom BIP auf Nationaleinkommen und Nationalvermögen sowie eine Fokussierung auf Ver-
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teilungen statt auf Durchschnittswerte nicht alle Probleme, bei weitem nicht. Zusätzlich sind dringend speziell klimatische und ökologische Indikatoren zu berücksichtigen, z. B. Emis-sionsvolumen, Luftqualität oder Artenvielfalt. Es wäre aber falsch zu meinen, man könne die zukünftigen Debatten nur mit diesen Indikatoren führen, ohne über Einkommen oder Vermögen zu sprechen. Um neue mehrheitlich akzeptable Gerech-tigkeitsstandards zu schaffen, muss es möglich sein, die Belastungen der einzelnen gesellschaftlichen Gruppen zu messen. 

Dafür müssen die Wohlstandsniveaus innerhalb eines Landes und zwischen Ländern im zeitlichen Verlauf verglichen werden können. Die Umwelt lässt sich nicht retten, wenn man jegliche Begriffe von Einkommen oder Wachstum verwirft. Wenn grüne Parteien die soziale Frage vernachlässigen, riskieren sie, nur noch eine begüterte Wählerschicht anzusprechen und den Konservativen und Nationalisten die Macht zu überlassen. Nur gemeinsam lassen sich die Herausforderungen des Klimas und der Ungleichheit angehen. Ein Grund mehr, die Leugnung des Klimawandels und der Ungleichheit im gleichen Atemzug zu bekämpfen. 

Sozialföderalismus gegen Nationalliberalismus 11. Februar  2020

Vor ein paar Tagen verließ Großbritannien nun also offiziell die Europäische Union. Man sollte sich keine Illusionen machen: Neben Trumps Wahl bei den US-Präsidentschaftswahlen 2016 stellt diese Entwicklung eine Wende in der Geschichte der Globalisierung dar. Beide Länder, die in den 1980er Jahren mit Reagan und Thatcher den Weg des Ultraliberalismus eingeschlagen hatten und seitdem eine sehr starke Zunahme von Ungleichheit erleben, optieren drei Jahrzehnte später für den Nationalismus und eine Rückkehr zu Grenzen und nationaler Identität. 

Dieser Umschwung lässt sich auf unterschiedliche Weise betrachten. Er steht für das Scheitern des Reaganismus und des Thatcherismus. Die mittleren und unteren Schichten der Vereinigten Staaten und Großbritanniens sahen vom Wohlstandsversprechen des uneingeschränkten Liberalismus nichts. Mit der Zeit fühlten sie sich vom internationalen Wettbewerb und dem globalen Wirtschaftssystem immer schlechter behandelt. 

Also mussten Schuldige gefunden werden. Für Trump waren es die mexikanischen Arbeiter, China und sonstige hinterlistige Akteure aus aller Welt, die dem weißen Amerika die harte Arbeit weggenommen hätten. Für Brexit-Befürworter waren es die Polen, die Europäische Union und alle, die sich angeblich gegen die Größe Britanniens stellten. Letztlich wird die Politik eines nationalistischen Rückzugs auf Identitäten keiner der großen Herausforderungen unserer Zeit, Ungleichheit und Klima, begegnen können, zumal die Trumpisten und Brexit-
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Die Spaltung Großbritanniens über Europa: 

das Brexit-Referendum 2016
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Stimmen für den Verbleib in der EU beim Referendum von 2016 

Das Votum beim Brexit-Referendum von 2016 (für den Austritt aus der EU stimmten 52 %) ist sozial stark gespalten. Die oberen Einkommens-, Bildungs- und Vermögensdezile haben deutlich für den Verbleib, die unteren Dezile dagegen für den Austritt gestimmt. 

Hinweis: D1 bezieht sich auf die unteren 10 % (der Einkommens-, Bildungs- oder Vermögensverteilung), D2 auf die nächsten 10 % … und D10 auf die oberen 10 %. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 1054. 

Anhänger noch zusätzlich Steuer- und Sozialdumping zugunsten der Reichsten und Mobilsten betreiben. So gedeihen Ungleichheit und Frustration. Kurzfristig erscheint der national-liberale Diskurs denjenigen Wahlberechtigten, die noch wählen gehen, als die einzige neue und glaubwürdige Antwort auf ihre Not, weil es keine überzeugenden Alternativen gibt. 

Die Gefahr eines ideologischen Abdriftens ist dabei nicht auf den angelsächsischen Raum beschränkt. Identitäre und fremdenfeindliche Ansichten üben ihre Anziehungskraft quasi überall aus, etwa in Italien, Osteuropa, Brasilien und Indien. In Deutschland wählte die «rechte Mitte» in Thüringen kürzlich mit den Stimmen der Rechtsextremen eine Landesregierung, ein Novum seit dem Krieg. In Frankreich erreicht die araber-feindliche Hysterie neue Ausmaße. Immer größere Teile der Presse scheinen der Ansicht zu sein, dass die «Linke» für den Aufstieg des weltweiten Islamismus verantwortlich wäre, aus Toleranz, Parteinahme für die Dritte Welt und wahltaktischem 
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die Referenden von 1992 und 2005
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Stimmanteil für ein Ja in den Referenden von 1992 und 2005 

Beim Referendum über den Vertrag von Maastricht im Jahr 1992 (Ja-Votum bei 51 %) und beim Referendum über den Europäischen Verfassungsvertrag im Jahr 2005 

(Zustimmung nur bei 45 %) hing das Wahlverhalten stark vom sozialen Hintergrund ab. 

Die oberen Einkommens-, Bildungs- und Vermögensdezile gaben ein deutliches Ja-Votum ab, während die unteren Dezile mit Nein stimmten. 

Hinweis: D1 bezieht sich auf die unteren 10 % (der Einkommens-, Bildungs- oder Vermögensverteilung), D2 auf die nächsten 10 % … und D10 auf die oberen 10 %. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologi e, S. 986. 

Verhalten. Wenn Wähler nordafrikanischer oder subsaharischer Herkunft für linke Parteien stimmen, liegt das jedoch hauptsächlich an der heftigen Feindseligkeit, die ihnen von rechten und rechtsextremen Parteien entgegenschlägt. Ebenso verhält es sich mit Schwarzen in den USA und Muslimen in Indien. 

Abgesehen von nationalen Besonderheiten muss der Brexit zunächst als das verstanden werden, was er ist, nämlich die Folge eines kollektiven Versagens bei der Regulierung der wirtschaftlichen Globalisierung seit den 1980er Jahren, vor allem in der Europäischen Union. Wer seitdem in Europa an der Macht war, vor allem in Frankreich und Deutschland, trägt einen Teil der Verantwortung. Der freie Verkehr von Kapital, Waren und Dienstleistungen ohne gemeinsame Fiskal- und Sozialpolitik kommt vor allem den Reichsten und Mobilsten zugute und schadet den Unterprivilegierten und Schwächsten. Allein auf der Grundlage des Freihandels, des Wettbewerbs aller gegen 
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alle und der Marktdisziplin lässt sich kein politisches Projekt, kein Entwicklungsmodell aufbauen. 

Die Europäische Union erweiterte dieses allgemeine Organisationsschema der Weltwirtschaft um zwei Elemente, die Freizügigkeit und einen kleinen gemeinsamen Haushalt (1 % des europäischen  BIP), der sich aus Beiträgen der Staaten speist und geringe Transferleistungen von reicheren an ärmere Länder finanziert (etwa 0,5 % des BIP der ersteren). Hinzu kommt eine gemeinsame Währung, wie es sie auch in Westafrika gibt. 

Damit unterscheidet sich die EU von anderen Freihandels-zonen wie Nordamerika (Mexiko, USA, Kanada), wo keine Freizügigkeit, kein gemeinsamer Haushalt und keine regionalen Strukturfonds existieren. Leider reicht das nicht, um die Länder zusammenzuschweißen. Die Brexit-Verfechter setzen schlicht darauf, dass die Globalisierung Zugang zum freien Handel von Waren, Dienstleistungen und Kapital schafft, ohne dass einzelne Länder die Kontrolle über ihre Migrationspolitik verlieren oder zu einem gemeinsamen Haushalt beitragen müssen. 

Diese für die Europäische Union tödliche Falle kann nur umgangen werden, wenn die Regeln der Globalisierung mit einem «sozialföderalistischen» Ansatz radikal neu definiert werden. Der Freihandel ist an die Einigung auf verpflichtende soziale Ziele zu binden, die es ermöglichen, die reichsten und mobilsten Wirtschaftsakteure zur Kasse zu bitten und so ein nachhaltiges und gerechtes Entwicklungsmodell zu fördern. 

Zusammenfassend sei gesagt, dass die Nationalisten die Freizügigkeit angreifen, während der Sozialföderalismus den freien Verkehr von Kapital und die Steuerbefreiung der Reichsten bekämpfen sollte. Karl Polanyi und Hannah Arendt beklagten bereits 1944 und 1951 die Naivität der Sozialdemokraten in Bezug auf Kapitalflüsse und ihre Zurückhaltung in föderalen Fragen. Davon können wir noch heute lernen. Die europäischen und internationalen Abkommen sind also neu zu fassen, 
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Sozialföderalismus gegen Nationalliberalismus angefangen bei einzelnen Ländern. In der Zwischenzeit kann und muss jedes Land einseitige Anreize schaffen, etwa durch Besteuerung von Importen aus Ländern und von Unternehmen, die Steuerdumping betreiben. Wird dem Nationalliberalismus keine entschiedene Alternative entgegengesetzt, wird er alles mit sich fortreißen. 

Die Deutsch-Französische Versammlung, eine einzigartige Chance für Steuergerechtigkeit in Europa 21. Februar  2020

 Beitrag von Manon Bouju, Lucas Chancel, Anne-Laure Delatte, Stéphanie Hennette, Guillaume Sacriste, Antoine Vauchez und Thomas Piketty (Initiatoren des Manifests für die  Demokratisierung  Europas).  1

Am 5. und 6. Februar 2020 tagte die Deutsch-Französische Parlamentarische Versammlung (DFPV) im Plenarsaal des Europäischen Parlaments zum dritten Mal. Dieser Ort hat eine hohe Symbolkraft. Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble wies darauf hin, dass die neue Versammlung über ihre bilaterale Dimension hinaus für die ganze Europäische Union exemplarisch sein sollte. 

Die Versammlung setzt sich aus 50 französischen und 50 

deutschen Abgeordneten zusammen und sucht ihresgleichen. 

Sie sollte die Zusammenarbeit der beiden größten Staaten der Europäischen Union institutionalisieren und das legislative Pendant zum Deutsch-Französischen Ministerrat bilden, der mit dem Élysée-Vertrag vom 22. Januar 1963 ins Leben gerufen wurde. Ihre Aufgabe besteht darin, die Umsetzung der gegen-seitigen Abkommen zu überwachen: des Vertrags von 1963 und des am 22. Januar 2019 von Emmanuel Macron und Angela Merkel unterzeichneten Vertrags über die deutsch-französische 1 www.tdem.eu. 
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Zusammenarbeit (Vertrag von Aachen). In dessen Artikel  1 

heißt es: «Beide Staaten vertiefen ihre Zusammenarbeit in der Europapolitik. […] Sie […] wirken auf eine wettbewerbsfähige, sich auf eine starke industrielle Basis stützende Union als Grundlage für Wohlstand hin und fördern so die wirtschaftliche, steuerliche und soziale Konvergenz sowie die Nachhaltigkeit in allen ihren Dimensionen.» Hier lässt sich eine rheto-rische Figur erkennen, die sich bei Verfassern europäischer Abkommen etabliert hat: erst Wettbewerbsfähigkeit, dann 

«wirtschaftliche, steuerliche und soziale Konvergenz sowie 

[…] Nachhaltigkeit». Diese Priorisierung gilt seit dem Vertrag von Maastricht. Deshalb scheint das Projekt, das dieser Versammlung spontan am Herzen liegt, in der Schaffung einer 

«Harmonisierung des deutschen und des französischen Wirtschafts- und Insolvenzrechts» zu bestehen, um «die Wettbewerbsfähigkeit ihrer Volkswirtschaften gegenüber der wachsenden weltweiten Konkurrenz zu verbessern». Vorschläge zur Einrichtung von Arbeitsgruppen zur steuerlichen und sozialen Harmonisierung zwischen Frankreich und Deutschland, die insbesondere von Fabio De Masi (Die Linke) und Danièle Obono (La France insoumise) unterstützt wurden, erhielten leider keine Mehrheit. 

Das Projekt eines europäischen Handelsgesetzbuches, das bei Spezialisten und Rechtsprofessoren schon weit fortgeschritten ist und für das eine parlamentarische Arbeitsgruppe kaum einen Mehrwert zu schaffen scheint, ist längst nicht in der Lage, die enormen Herausforderungen zu meistern, denen die EU heute ausgesetzt ist. Während die soziale Ungleichheit und der dringende ökologische Handlungsbedarf den westlichen Demokratien den letzten Schutz raubt, gleicht dieses Projekt eher dem  business as usual eines gemeinsamen Binnenmarktes der 1990er Jahre mit seinen üblichen Gewinnern. 

Stattdessen sollte die Deutsch-Französische Versammlung ein tatsächliches «Gesetzeslabor» sein, eine Chance, die üblichen 

Die Deutsch-Französische Versammlung 199

Hierarchien der Europäischen Union einfach umzustoßen. Sie bringt die Legitimation der nationalen Parlamente mit sich, die in unseren Demokratien über Fragen der Besteuerung und des Sozialrechts entscheiden dürfen. Diese sollten auch ganz oben auf der To-do-Liste stehen, um dem aktuell dringenden Handlungsbedarf gerecht zu werden und das in Artikel 1 des Vertrags von Aachen festgeschriebene Gleichgewicht zu beachten. 

So könnte diese Versammlung die Ursünde der europäischen Konstruktion wettmachen und das hemmende Einstimmigkeitserfordernis der Mitgliedstaaten in Steuerfragen aufheben. 

Bei anderen politischen Mehrheiten wäre sie eine «Utopie», allerdings nicht im Sinne des Abgeordneten Richard Ferrand, der diese, Lamartine zitierend, als eine «vorzeitige Wahrheit» 

versteht. Vielmehr handelt es sich um eine «reale Utopie» nach Erik Olin Wright, um eine Institution oder Praktiken, die hier und jetzt eingeführt werden können, eine ideale Welt erahnen lassen und uns auf diese Weise helfen, das aktuelle Stadium der Europäischen Union zu überwinden. 

Erstmalig in der Geschichte besteht in einer solchen Versammlung eine Legitimität, um die direkte Besteuerung von Körperschaften in Deutschland und Frankreich anzugleichen, ergänzend zum europäischen Handelsgesetzbuch. Davon träumt die EU seit den 1960er Jahren! Die Angleichung der Körperschaftsteuern in Deutschland und Frankreich würde den Teufelskreis des Steuer- und Sozialdumpings durchbre-chen, der die Union seit Mitte der 1990er Jahre untergräbt. Sie könnte «auf eine soziale und wirtschaftliche Aufwärtskonver-genz in der Europäischen Union» hinarbeiten, wie es in der Präambel des Vertrags von Aachen heißt. Sie ist ein zentrales Instrument im Kampf gegen die steuerliche und soziale Ungleichheit, die den Zusammenhalt unserer europäischen Gesellschaften zerstört, indem sie deren unterschwellige moralische Verfassung verletzt und populistische, autoritäre Angriffe begünstigt. 
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In der Versammlung sollte auch eine Arbeitsgruppe gegründet werden, die eine Steuer auf sehr große Vermögen einführt. 

In Deutschland tobt dazu momentan eine Debatte. Die SPD unterstützt eine solche Steuer öffentlich (auch Finanzminister Olaf Scholz), ebenso die OECD, und nach einer kürzlichen Umfrage von  Die Welt  stehen ihr auch 58 % der Deutschen positiv gegenüber. Mit der Deutsch-Französischen Versammlung kehrt sich eine Impulswirkung um. Die zügellose, einstimmige Abwärts-spirale zu immer niedrigeren Standards wird durchbrochen, und die kritische Masse von über 50 % des BIP der Eurozone, die Volkswirtschaften Frankreichs und Deutschlands zusammengenommen, kann diese Steuerthemen ins Zentrum der euro päischen Politik rücken. Andere europäische Partner lassen sich dann motivieren, sich der positiven Dynamik eines vorteil-hafteren und gerechteren Steuerwesens anzuschließen. 

Die so erzielten Erträge könnten, wie wir in unserem Manifest für die Demokratisierung Europas festhalten, dem öffentlichen Interesse Europas dienen, indem langfristige Investitionen getätigt werden, etwa in Universitäten, Forschung, die Energiewende und alle von der Versammlung bestimmten deutsch-französischen oder europäischen Vorhaben, die nach dem Aus-teritätszyklus auch wieder auf der Agenda der deutschen Regierung zu stehen scheinen. Da sich die Europäische Union aktuell anschickt, abermals eine Konferenz zur Zukunft Europas einzuberufen, könnte die Versammlung den Vorschlag einer  politischen Erneuerung unterbreiten. Voraussetzung dafür ist, dass sie wieder von den sozialen und steuerlichen Dring-lichkeiten der von ihren Mitgliedern vertretenen Gesellschaften ausgeht und die alten europäischen Tricks hinter sich lässt. Wir empfehlen also, wie es Wolfgang Schäuble bei der Unterzeich-nung des Parlamentsabkommens getan hat, unsererseits den 100 deutschen und französischen Abgeordneten, Pionieren dieser neuen Versammlung, die in Frankreich so sehr verunglimpft und verspottet wird: «Stellen Sie sich dieser Herausforderung!»

Das Schlimmste verhindern

14. April  2020

Beschleunigt die Krise der COVID-19-Epidemie das Ende der kommerziellen, liberalen Globalisierung und das Entstehen eines gerechteren, nachhaltigeren Entwicklungsmodells? Es ist möglich, aber nicht gewiss. Im aktuellen Stadium liegt die oberste Priorität beim Umgang mit der Krise. Es ist alles zu tun, damit es nicht zum Schlimmsten kommt, zu einem Massensterben. 

Es sei an die Vorhersagen der epidemiologischen Modell-rechnungen erinnert. Ohne Maßnahmen hätte COVID-19 

weltweit etwa 40 Millionen Menschen das Leben kosten können, davon 400 000 in Frankreich, also 0,6 % der Bevölkerung (bei mehr als 7 Milliarden Erdbewohnern und fast 70 Millionen in Frankreich). Das entspricht nahezu einer Verdoppelung der regulären Sterblichkeitsrate (550 000  Tote pro Jahr in Frankreich, 55 Millionen in der Welt). Praktisch bedeutete das, dass in den am stärksten betroffenen Regionen in den schlimmsten Monaten fünf- bis zehnmal so viele Menschen sterben wie üblich, wie man leider in manchen Clustern in Italien sehen musste. 

Diese Vorhersagen mögen mit Unsicherheiten behaftet sein, aber sie konnten die Regierungen davon überzeugen, dass es sich nicht bloß um eine Grippe handelt und dass dringend ein Lockdown für die Bevölkerungen zu verhängen war. Natürlich weiß niemand, wie hoch die Verluste an Menschenleben sein werden. Aktuell liegen sie bei 100 000 weltweit, davon fast 20 000 in Italien, 15 000 in Spanien und den Vereinigten Staaten 
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sowie 13 000 in Frankreich. Es ist auch unklar, wie hoch sie ohne Lockdown wären. Die Epidemiologen hoffen, dass die Zahl am Ende nur ein Zehntel oder ein Zwanzigstel sein wird, aber die Ungewissheiten sind groß. Nach dem Bericht des Imperial College vom 26. März können nur massive Tests und eine strenge Quarantäne infizierter Personen zur Reduzierung von Verlusten führen.1 Der Lockdown reicht also nicht aus, um das Schlimmste zu verhindern. 

Der einzige historische Vorgänger, auf den man Bezug nehmen könnte, ist die Spanische Grippe von 1918–1920. Wir wissen inzwischen, dass sie nicht aus Spanien stammte und weltweit zu beinahe 50  Millionen Toten führte (etwa 2 % der damaligen  Weltbevölkerung).2 Bei einer Auswertung von standesamtlichen Daten konnten Forscher zeigen, dass diese durchschnittliche Sterblichkeit große regionale Unterschiede verbarg. In den Vereinigten Staaten und Europa starben zwischen 0,5 und 1 %, in Indonesien und Südafrika 3 % und in Indien über 5 %. 

Das sollte uns Sorgen bereiten. Die Epidemie könnte sich besonders stark in armen Ländern ausbreiten, deren Gesundheitssysteme derartige Belastungen nicht bewältigen können, zumal sie an der Austeritätspolitik gelitten haben, die ihnen die 1  Zusammenfassung des Berichts auf https://www.imperial.ac.uk/mrc-glo bal-infectious-disease-analysis/covid-19/report-12-global-impact-covid-19/; vollständiger Bericht auf https://www.imperial.ac.uk/media/ 

imperial-college/medicine/mrc-gida/2020-03-26-COVID19-Report-12.pdf. 

2  Ein Referenzartikel zur Spanischen Grippe: Christopher Murray, Alan D. 

Lopez, Brian Chin, Dennis Feehan und Kenneth H. Hill, «Estimation of Potential Global Pandemic Influenza Mortality on the Basis of Vital Regis-try Data from the 1918–20 Pandemic: A Quantitative Analysis»,  The Lan-cet,  Bd. 368, Nr. 9554, 2007, S. 2211–2218. Siehe auch Robert J. Barro, José F. 

Ursúa und Joanna Weng, «The Coronavirus and the Great Influenza Pandemic: Lessons from the ‹Spanish Flu› for the Coronavirus’s Potential Effects on Mortality and Economic Activity», National Bureau of Economic Research, Working Paper Nr. 26866, 2020 (hier werden auch die Ergebnisse von Christopher Murray et al. zur Sterblichkeit wiedergegeben). 
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Der Aufstieg des Sozialstaats in Europa, 1870–2015
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Verwendung der Steuereinnahmen (Anteil des Nationaleinkommens) Im Jahr 2015 machten die Steuereinnahmen in Westeuropa durchschnittlich 47 % des Nationaleinkommens aus und wurden wie folgt ausgegeben: 10 % für hoheitliche Aufgaben (Verteidigung, Polizei, Justiz, allgemeine Verwaltung, Basisinfrastruktur wie Straßen etc.); 6 % für Bildung; 11 % für Altersrenten; 9 % für Gesundheit; 5 % für Sozialleistungen (ohne Renten); 6 % für sonstige Sozialausgaben (Wohnen etc.). Vor 1914 entsprachen die hoheit-lichen Ausgaben fast allen Steuereinnahmen. 

Hinweis: Die hier dargestellte Entwicklung ist ein Durchschnittswert für Deutschland, Frankreich, Großbritannien und Schweden. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 579. 

herrschende Ideologie der letzten Jahrzehnte aufgezwungen hat. Ein Lockdown in instabilen Ökosystemen könnte außerdem ungeeignet sein. Wo es kein Mindesteinkommen gibt, müssen die Ärmeren schnell wieder Arbeit finden, was zu einem er-neuten epidemischen Geschehen führt. In Indien bestand der Lockdown vor allem darin, die Landbewohner und Migranten aus den Städten zu vertreiben. Das führte zu Gewalt, Massen-wanderungen und der Gefahr, das Virus weiterzuverbreiten. 

Um das Massensterben zu vermeiden, brauchen wir einen Sozialstaat, keinen Gefängnisstaat. Die richtige Antwort auf die Krise ist ein stärkerer Wohlfahrtsstaat im Norden und vor allem ein schnell zu entwickelndes Sozialwesen im Süden. 

In der Not können die erforderlichen Sozialausgaben (Gesundheit, Mindesteinkommen) nur durch Darlehen und Geldschöpfung finanziert werden. In Westafrika besteht die Gele-

204

Das Schlimmste verhindern

genheit, die neue gemeinsame Währung umzugestalten und in den Dienst eines Entwicklungsprojekts zur Investition in Jugend und Infrastrukturen zu stellen statt in den Dienst der Kapitalmobilität der Reichsten. Das Ganze muss auf einem demokratischen und parlamentarischen Fundament beruhen, das besser ist als die immer noch in der Eurozone herrschende Intransparenz. Hier treffen sich die Finanzminister mit der gleichen Ineffizienz wie zur Zeit der Finanzkrise hinter verschlossenen Türen. 

Bald wird dieser neue Sozialstaat ein gerechtes Steuerwesen und ein internationales Finanzregister benötigen, um von den Reichsten und den großen Unternehmen die nötigen Beiträge einzufordern. Das aktuelle System des freien Kapitalverkehrs, das auf die 1980er und 1990er Jahre und den Einfluss der reichen Länder (im besonderen Maße auf Europa) zurückgeht, begünstigt  de facto die Steuervermeidung von Milliardären und internationalen Großkonzernen der ganzen Welt. Es hindert die schwachen Steuerverwaltungen armer Länder, eine gerechte und rechtmäßige Steuer zu entwickeln, was die gesamte Staats-bildung stark unterminiert. 

Diese Krise kann auch zum Nachdenken über eine Mindest-ausstattung für Gesundheit und Bildung eines jeden Erdbewohners anregen. Diese ließe sich aus einem allgemeinen Anspruch jedes Landes auf einen Teil der Steuereinnahmen der wohlhabendsten Wirtschaftsakteure bezahlen. Das können große Unternehmen und Haushalte mit hohen Einkommen und Vermögen sein, z. B. wenn diese zehnmal so hoch sind wie der globale Durchschnitt. Betroffen wäre also das reichste 1 % der Welt. Schließlich beruht dieser Wohlstand auf einem Weltwirtschaftssystem und zusätzlich auf der jahrzehntelangen unge-bremsten Ausbeutung natürlicher und menschlicher Ressourcen des Planeten. Damit er sozial und ökologisch tragfähig wird, ist der Wohlstand im weltweiten Maßstab zu regulieren. 

Dazu gehört insbesondere eine CO -Karte, eine Art Kredit-2
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karte für das individuelle CO -Budget, mit der die höchsten 2

Emissionen verboten werden können. 

Es versteht sich von selbst, dass an einigen Dingen zu rütteln ist, um einen Wandel herbeizuführen. Sind Macron und Trump gewillt, die Steuergeschenke rückgängig zu machen, die sie den Wohlhabendsten zu Beginn ihrer Amtszeit bereitet haben? Die Antwort hängt von der Mobilisierung der Opposition und des eigenen Lagers ab. Sicher ist nur, dass die großen politisch-ideologischen Umstürze gerade erst anfangen. 

Die Zeit des grünen Geldes

12. Mai  2020

Kann die von COVID-19 ausgelöste Krise für eine schnellere Akzeptanz eines gerechteren, nachhaltigeren Entwicklungsmodells sorgen? Ja, allerdings nur unter der Bedingung, dass es zu einem klaren Prioritätenwechsel kommt und einige Tabus der Währungs- und Fiskalsphären ins Wanken geraten. Diese müssen endlich in den Dienst der Realwirtschaft und sozialer wie ökologischer Ziele treten. 

Der erzwungene ökonomische Stopp sollte zunächst die Gelegenheit für einen anderen Neustart bieten. Nach einer solchen Rezession muss die öffentliche Hand eine zentrale Rolle spielen, um Wirtschaft und Arbeitsplätze wiederzubeleben. Sie muss allerdings in neue Sektoren investieren (Gesundheit, Innovation, Umwelt) und Geschäftsmodelle mit hohem CO -

2

Ausstoß schrittweise und nachhaltig reduzieren. Konkret sind Millionen Arbeitsplätze mit hohen Gehältern in Krankenhäu-sern, Schulen, Universitäten, bei der energetischen Sanierung von Gebäuden und bei ortsnahen Sozialdiensten zu schaffen. 

Kurzfristig lässt sich das nur durch Verschuldung und die aktive Unterstützung der Zentralbanken finanzieren. Seit der Finanzkrise 2008 drucken diese Geld, um Banken zu retten, die für die Krise selbst verantwortlich waren. Die Bilanz des Eurosystems, also des Zusammenschlusses der  Zentralbanken unter Führung der EZB, stieg zwischen Anfang 2007 und Ende 2018 

von 1,15 auf 4,675 Billionen Euro, das heißt von unter 10 auf nahezu 40 % des BIP der Eurozone (12 Billionen Euro). Diese Politik konnte zwar Pleitewellen verhindern, wie sie während 
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der globalen Depression von 1929 zu sehen waren. Aber jene hinter verschlossenen Türen ohne demokratische  Legitimierung beschlossene Geldschöpfung stimulierte auch die Finanz- und Immobilienkurse, bereicherte die Reichsten und löste keine strukturellen realwirtschaftlichen Probleme (fehlende Investitionen, wachsende Ungleichheit, ökologische Krise). 

Es besteht nun eine reelle Gefahr, dass es einfach so weiter-geht. Als Maßnahme gegen COVID-19 startete die EZB ein neues Anleihekaufprogramm. Die Bilanzsumme des Eurosystems wuchs sprunghaft von 4,692  Billionen am 28. Februar 2020 auf 5,395 Billionen am 1. Mai 2020 (gemäß den von der EZB am 5. Mai veröffentlichten Daten).1 Diese massive Geld-spritze (700 Milliarden in zwei Monaten) wird aber nicht reichen. Der Anleihe-Spread benachteiligt Italien. Mitte März sank er nach den Ankündigungen der EZB zunächst, um gleich danach wieder in die Höhe zu schnellen. 

Was ist zu tun? Zunächst einmal muss man sich bewusst machen, dass die Eurozone schwach bleibt, solange ihre 19 Zinssätze der Marktspekulation ausgesetzt sind. Es muss also dringend eine Möglichkeit her, gemeinsame Anleihen auszugeben, die einen einheitlichen Zinssatz vorsehen. Auch wenn man bisweilen anderes hört, sollen dadurch nicht bestimmte Länder gezwungen werden, die Schulden der anderen zu bezahlen, sondern es geht um einen einheitlichen Zinssatz. Die Länder, 1  Quellen zur Bilanz des Eurosystems (siehe auch Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, Kapitel 13): Eurosystem Balance Sheet, 1. Mai 2020, 5395 billions, https://www.ecb.europa.eu/press/pr/wfs/2020/html/ecb.fst200505. 

en.html; Eurosystem Balance Sheet, 28. Februar 2020, 4692 billions, https://

www.ecb.europa.eu/press/pr/wfs/2020/html/ecb.fst200303.en.html. Das liegt sowohl am neuen Rückkaufprogramm für Wertpapiere (PEPP, Pandemic Emergency Purchase Programme) als auch am stärkeren Einsatz älterer Programme (insbesondere PSPP, Public Sector Purchase Programme). Siehe hierzu die Verteilung nach Ländern (mit dem an das BIP der jeweiligen Länder  gekoppelten  EZB-Kapital als Target): https://www.ecb.europa.eu/

mopo/implement/omt/html/index.en.html. 
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Zentralbanken und finanzielle Globalisierung
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Bilanzsummen der Zentralbanken in % des BIP des jeweiligen Landes Die Bilanzsummen der Zentralbanken der reichen Länder stiegen zwischen dem 31.12.2000 und dem 31.12.2018 im Durchschnitt von 13 auf 51 % des BIP. Die Bilanzsummen der Zentralbanken von Japan und der Schweiz lagen 2017–2018 bei über 100 %. 

Hinweis: Der Durchschnitt der reichen Länder ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der folgenden 17 Länder: Deutschland, Australien, Belgien, Kanada, Dänemark, Spanien, Vereinigte Staaten, Finnland, Frankreich, Italien, Japan, Norwegen, Niederlande, Portugal, Großbritannien, Schweden, Schweiz. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 878. 

denen diese Frage sehr wichtig ist (Frankreich, Italien, Spanien), müssen einen konkreten und umsetzbaren Vorschlag formulieren. In diesem Zuge ist zur Überwachung auch eine parlamentarische Versammlung nach dem Modell der im vergangenen Jahr einberufenen Deutsch-Französischen Parlamentarischen Versammlung zu bilden. Nur soll die neue Vertretung wirkliche Befugnisse haben und allen Ländern offenstehen, die beitreten wollen. Deutschlands Verfassungsrichter drängen auf eine Klärung des Verhältnisses zu Europa. Das Land wird also sicherlich mitmachen, wenn ein solider Vorschlag vorliegt, der bei seinen wichtigsten Partnern Unterstützung findet. Jedenfalls verbietet es sich angesichts der Dringlichkeit, die Hände in den Schoß zu legen und auf eine Einstimmigkeit zu warten, die nicht kommen wird. 

Vor allem ist aber daran zu denken, dass die Geldschöpfung zur Finanzierung eines ökologischen und sozialen Neustarts 
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dient, nicht zur Stimulierung der Börsenkurse. Die spanische Regierung schlug vor, dass gemeinsame Anleihen in Höhe von 1 bis 1,5 Billionen Euro ausgegeben werden (etwa 10 % des BIP 

der Eurozone)2 und diese zinslosen Anleihen dauerhaft (oder sehr langfristig) in die EZB-Bilanz einfließen. Bei der Gelegenheit erinnern wir uns daran, dass die deutsche Außenhandels-verschuldung 1953 eingefroren (und 1991 endgültig erlassen) wurde und den Rest der enormen Staatsverschuldung der Nachkriegszeit eine außergewöhnlich hohe Steuerbelastung hoher Finanzvermögen tilgte. Das muss wieder geschehen. Der spanische Vorschlag ist zu unterstützen und, wenn nötig, in Erinnerung zu rufen, solange die Inflation moderat bleibt. Die Europäischen Verträge definieren nicht das Ziel der Preisstabi-lität. Die EZB fixierte den Wert bei 2 %. Es könnten aber gut auch 3 oder 4 % sein. Die Verträge besagen, dass die EZB an der Umsetzung der allgemeinen Ziele der Union mitwirken soll. 

Dazu gehören die Vollbeschäftigung, der soziale Fortschritt und der Umweltschutz (Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union). 

Sicher ist, dass solche Summen nicht ohne Anleihen zusam-menkommen. Wer in Brüssel horrende Zahlen für den Green Deal nennt und keine Finanzierung vorschlägt, erweist der Politik keinen Dienst. Definitionsgemäß bedeuten derartige Aussagen dreierlei. Es werden Mittel verwendet, die bereits für andere Zwecke versprochen waren, etwa aus dem dürftigen EU-Haushalt von nicht einmal 150  Milliarden Euro jährlich (1 % des europäischen BIP). Oder man zählt bestimmte Ausgaben mehrfach. Oder aber man rechnet staatliche und private Beiträge zusammen, wobei Hebeleffekte entstehen, die jeden Spekulanten der Welt vor Neid erblassen ließen. Meist sind 2  BIP 2019 Eurozone (12 Billionen Euro), EU-27 (14 Billionen Euro) (Markt-preise): https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tec00001/default/

table. 
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alle drei Varianten gemeint. Diese Praktiken müssen aufhören. 

Europa begibt sich in Lebensgefahr, wenn es seinen Bürgern nicht zeigt, dass es auf COVID mindestens ebenso stark reagieren kann wie auf die Bankenkrise. 

Rassismus bekämpfen, Geschichte reparieren 16. Juni  2020

Die Mobilisierungswelle gegen Rassismus und Diskriminierung lässt eine entscheidende, nicht leicht zu vergessende Frage auf den Plan treten, nämlich die nach Reparationszahlungen für die koloniale und von Sklaverei geprägte Vergangenheit. So komplex die Frage auch sein mag, man kann ihr nicht ewig aus-weichen, weder in den Vereinigten Staaten noch in Europa. 

Gegen Ende des Bürgerkriegs versprach der Republikaner Lincoln 1865 den befreiten Sklaven, dass sie nach dem Krieg 

«40 Morgen (etwa 16 Hektar) Land und einen Maulesel» erhalten würden. Zum einen sollten sie für die Jahrzehnte der Miss-handlung und der unbezahlten Arbeit entschädigt werden, zum anderen sollten sie einer Zukunft als freie Arbeiter entgegen-sehen. Wäre dieses Programm umgesetzt worden, hätte das einer Landreform von riesigem Ausmaß entsprochen, insbesondere zulasten der sklavenhaltenden Großgrundbesitzer. Doch als die Kämpfe beendet waren, war das Versprechen vergessen. Ein Entschädigungsvertrag wurde nie geschlossen, und die 40 Morgen Land und das Maultier gelten als Symbol der Täuschung und Heuchelei der Nordstaatler. Regisseur Spike Lee gab seiner Pro-duktionsfirma sogar den ironischen Namen «40  Acres & A Mule». Die Demokraten gewannen die Kontrolle über den Süden und führten für ein weiteres Jahrhundert bis in die 1960er Jahre Segregation und Diskriminierungen ein. Auch nach deren Abschaffung kam es nicht zu Entschädigungen. 

Seltsamerweise reagierte man auf andere historische Ereignisse anders. 1988 verabschiedete der Kongress ein Gesetz, das 
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japanischen Amerikanern, die im Zweiten Weltkrieg interniert waren, 20 000 Dollar zusprach. Die Entschädigung betraf die 1988 noch lebenden Betroffenen, also etwa 80 000 der 120 000 

zwischen 1942 und 1946 Internierten, und kostete 1,6 Milliarden Dollar. Eine ähnliche Entschädigung für Afroamerikaner, die unter der Segregation gelitten hatten, hätte großen symbolischen Wert gehabt. 

In Großbritannien und Frankreich geht die Abschaffung der Sklaverei hingegen mit einer Entschädigung der Eigentümer durch die Staatskasse einher. Für «liberale» Intellektuelle wie Tocqueville oder Schœlcher war das selbstverständlich. Wenn man Eigentümern ihr Eigentum, das sie schließlich legal erwor-ben hatten, ohne angemessene Entschädigung wegnahm, wo sollte diese gefährliche Entwicklung nur hinführen? Den ehemaligen Sklaven musste man die Freiheit allerdings durch harte Arbeit beibringen. Ihnen wurde im Gegenzug für ihre Befreiung die Pflicht auferlegt, einen langfristigen Arbeitsvertrag mit einem ehemaligen Eigentümer zu erfüllen. Andernfalls hätte man sie für Landstreicherei festgenommen. Derartige Formen der Zwangsarbeit galten in den französischen Kolonien bis in die 1950er Jahre. 

Bei der Abschaffung der Sklaverei in den britischen Kolonien zahlte der Staat den Gegenwert von 5 % des britischen Nationaleinkommens (120 Milliarden heutiger Euro) an etwa 4000 Grundbesitzer. Diese Entschädigungen von durchschnittlich 30  Millionen Euro bildeten die Grundlage vieler noch heute bestehender Vermögen. Auch bei der Abschaffung der Sklaverei auf La Réunion, Guadeloupe, Martinique und in Guyana entschädigte Frankreich 1848 die Sklavenhalter. 2001 

versuchte Christiane Taubira im Zuge von Debatten um die Anerkennung der Sklaverei als Verbrechen gegen die Mensch-lichkeit die anderen Abgeordneten von der Einrichtung einer Kommission zur Entschädigung der Nachfahren von Sklaven zu überzeugen, insbesondere hinsichtlich Grundbesitz und 
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Die atlantischen Sklavenhaltergesellschaften, 18. bis 19. Jahrhundert 90 %
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In den amerikanischen Südstaaten stellten die Sklaven zwischen 1800 und 1860 etwa ein Drittel der Bevölkerung. In Brasilien sank der Anteil der Sklaven zwischen 1750 und 1880 

von fast 50 auf unter 20 %. Auf den Sklaveninseln der britischen und französischen Antillen lag er in den Jahren 1780 bis 1830 bei über 80 % und in Saint-Domingue (Haiti) 1790 

sogar bei 90 %. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 279. 

Eigentum, die sich immer noch bei den Nachfahren der Planta-genbesitzer konzentrieren. Sie hatte keinen Erfolg. 

Die wohl größte Ungerechtigkeit ergab sich im Fall von Saint-Domingue, dem Herzstück der französischen Sklaveninseln des 18. Jahrhunderts. Die Bevölkerung erhob sich 1791, und das Land erklärte 1804 unter dem Namen Haiti seine Unabhängigkeit. 1825 belastete Frankreich den jungen Staat mit erheblichen Schulden in Höhe von 300 % des damaligen haitia-nischen BIP, um Franzosen für den Verlust des Sklaveneigen-tums zu entschädigen. Um eine Invasion abzuwenden, hatte Haiti keine andere Wahl als sich zu fügen und diese Verbindlichkeiten zu tilgen. Bis 1950 schleppte das Land diese Schulden mit sich, nachdem es sich mehrmals durch französische und US-amerikanische Banken refinanziert und viele Zinsen gezahlt hatte. 

Haiti verlangt von Frankreich nun die Erstattung dieses un-gerechten Tributs von 30 Milliarden heutigen Euro (ohne Zinsen), und es ist schwer, diese Forderung abzulehnen. Wenn man 
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alle Diskussionen über die Verbindlichkeiten ablehnt, die Haiti an Frankreich zahlen musste, weil die Haitianer keine Sklaven mehr sein wollten, die Zahlungen von 1825 bis 1950 gut doku-mentiert und unbestritten sind, gleichzeitig aber immer noch Ausgleichszahlungen für den Raub in den beiden Weltkriegen geleistet werden, besteht unvermeidlich die Gefahr, dass ein Gefühl von enormer Ungerechtigkeit entsteht. 

Ebenso verhält es sich mit Straßennamen und Statuen wie der des Sklavenhändlers, die in Bristol entfernt wurde. Sicherlich lässt sich der Unterschied zwischen guten und bösen Statuen nicht immer so leicht ausmachen. Doch wie bei der Verteilung von Eigentum müssen wir in dem Bereich auf die demokratischen Prozesse vertrauen und gerechte Gesetze und Kriterien schaffen. Eine Ablehnung der Diskussion verstetigt nur die Ungerechtigkeit. 

Jenseits dieser schwierigen, aber notwendigen Debatte zu Reparationszahlungen müssen wir uns auch und vor allem der Zukunft zuwenden. Um die Schäden des Rassismus und des Kolonialismus in der Gesellschaft zu reparieren, brauchen wir ein anderes Wirtschaftssystem. Die Basis dafür ist eine Minderung der Ungleichheit und ein gleichberechtigter Zugang zu Bildung, Arbeitsplätzen und Eigentum (wozu auch ein Min-desterbe gehört), unabhängig von der Herkunft, für Schwarze wie Weiße gleichermaßen. Die aktuelle Mobilisierung von Bürgern jeglicher Herkunft kann dazu beitragen. 

Für einen neuen Internationalismus 14. Juli  2020

Können wir dem Internationalismus wieder eine positive Bedeutung verleihen? Ja, allerdings unter der Bedingung, dass wir uns von der Ideologie des absoluten Freihandels verabschieden, die uns bislang bei der Globalisierung begleitet hat, und stattdessen ein neues Entwicklungsmodell ausdrücklich auf die Prinzipien der Wirtschafts- und Klimagerechtigkeit gründen. Dieses Modell muss von seinen Zielen her internationalistisch sein, in seiner praktischen Umsetzung jedoch souveränistisch, d.  h. jedes Land, jede politische Gemeinschaft muss Bedingungen für den Handelsverkehr mit dem Rest der Welt festlegen, ohne auf die einstimmige Genehmigung der Partner zu warten. Die Aufgabe wird nicht leicht, und der Souveränismus universalistischer Prägung wird sich wohl nicht so einfach vom nationalistischen Souveränismus unterscheiden lassen. Umso dringender ist es also, die Unterschiede genauer darzulegen. 

Angenommen, ein Land oder eine dortige politische Mehrheit hält es für wünschenswert, eine sehr progressive Steuer auf hohe Einkommen und Vermögen einzuführen, um eine deutliche Umverteilung zugunsten der ärmeren Schichten zu voll-ziehen und gleichzeitig ein Investitionsprogramm für Soziales, Bildung und Umwelt zu finanzieren. Dafür plant das Land eine Quellensteuer auf Unternehmensgewinne und vor allem ein Finanzkataster, mit dem sich die tatsächlichen Inhaber von Aktien und Bezieher von Dividenden, mithin die erforderlichen individuellen Steuersätze bestimmen lassen. Das Ganze 
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könnte um eine individuelle CO -Karte ergänzt werden, die 2

verantwortungsbewusstes Verhalten fördert und die höchsten Emissionen sowie die Profiteure umweltschädigender Unternehmen stark besteuert. Auch dafür müsste man die Inhaber kennen. 

Ein solches Finanzkataster war in den Verträgen über den freien Kapitalverkehr in den 1980er und 1990er Jahren leider nicht vorgesehen. In Europa fehlt es insbesondere in der Einheitlichen Europäischen Akte (1986) und im Vertrag von Maastricht (1992), die spätere Abkommen auf der ganzen Welt stark beeinflussten. Diese sehr ausgefeilte rechtliche Architek-tur, die noch heute gilt, schuf faktisch ein heiliges Recht, sich mittels der Infrastruktur eines Landes zu bereichern und anschließend sein gesamtes Vermögen mit einem Tastendruck in eine andere Rechtsordnung zu verlegen. Es ist nicht vorgesehen, dass die Öffentlichkeit diese Vorgänge nachverfolgen kann. Nach der Krise von 2008, als die Exzesse in der Deregulierung der Finanzwelt deutlich wurden, entwickelte man zwar in der OECD Abkommen zum automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten. Doch diese rein freiwilligen Maßnahmen sehen keine Sanktionen vor, wenn man sich ihnen widersetzt. 

Angenommen, ein Land möchte den Prozess beschleunigen, ein auf Umverteilung ausgerichtetes Steuersystem und ein Finanzkataster einführen. Stellen wir uns nun vor, dass eines der Nachbarländer diese Ansicht nicht teilt, lächerliche Steuersätze auf Gewinn und CO -Ausstoß der (wirklich oder fiktiv) 2

auf seinem Territorium ansässigen Unternehmen festsetzt und keine Informationen zu deren Eigentümern übermittelt. Meines Erachtens müsste das erste Land unter diesen Voraussetzungen dem zweiten Handelssanktionen auferlegen, die je nach Unternehmen variabel sind und dem steuerlichen und klimatischen Schaden entsprechen. Jüngere Arbeiten zeigen, dass solche Sanktionen enorme Einnahmen erzeugen und andere Län-
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der zur Zusammenarbeit anregen würden.1 Natürlich wäre vorzubringen, dass diese Sanktionen nur unlauteren Wettbewerb und den Verstoß gegen Klimaabkommen korrigieren. Das sind allerdings sehr schwammige Begriffe, während die Abkommen zum absolut freien Verkehr von Gütern und Kapital so ausgeklügelt und verbindlich sind, insbesondere auf europäischer Ebene, dass ein Sanktionen verhängendes Land von den europäischen und internationalen Instanzen (Europäischer Gerichtshof,  WTO) verurteilt würde. Wenn das der Fall ist, muss man das hinnehmen und die betroffenen Verträge einseitig kündigen, gleichzeitig jedoch neue vorschlagen. 

Worin besteht der Unterschied zwischen dem skizzierten sozialen, ökologischen Souveränismus und dem nationalistischen Souveränismus (dem trumpistischen, chinesischen, indi-schen und bald vielleicht französischen oder europäischen), der auf der Verteidigung einer bestimmten kulturellen Identität und deren angeblich einheitlichen Interessen beruht? 

Es gibt zwei. Bevor einseitige Maßnahmen in Betracht kommen, muss man anderen Ländern ein kooperatives Entwicklungsmodell vorschlagen, das auf universellen Werten beruht: soziale Gerechtigkeit, Minderung von Ungleichheit, Schutz des Planeten. Außerdem sind transnationale Versammlungen (ähnlich wie die im vergangenen Jahr gegründete Deutsch-Französische Parlamentarische Versammlung, aber mit richtigen Befugnissen) genau zu definieren. Im Idealfall sind diese mit dem globalen Gemeinwohl sowie einer gemeinsamen Politik zu steuerlicher und klimatischer Gerechtigkeit betraut. 

Wenn diese sozialföderalistischen Vorschläge dann nicht gleich umgesetzt werden, muss ein einseitiges Vorgehen zumindest einen Anreiz schaffen und reversibel sein. Das Ziel von 1  Für eine erste Schätzung der Höhe möglicher Antidumping-Sanktionen siehe Ana Seco Justo, «Profit Allocation and Corporate Taxing Rights: Global and Unilateral Perspectives», Paris School of Economics, 2020. 
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Neugestaltung der Globalisierung: 

 

die transnationale Demokratie

Transnationale Versammlung

Verantwortlich für das globale Gemeinwohl (Klima, Forschung etc.) und globale Steuergerechtigkeit (gemeinsame Steuern auf die größten Vermögen, die höchsten Einkommen und die größten Unternehmen, CO -Steuern) 2

National-

National-  

National-  

National-  

…

versammlung Land A

versammlung Land B

versammlung Land C

versammlung Land D

Im vorgeschlagenen Organisationsschema sehen die zwischen den beteiligten Staaten und Regionen geschlossenen Verträge zur Globalisierung (Waren-, Kapital- und Personenverkehr) künftig eine transnationale Versammlung vor, die für das globale Gemeinwohl (Klima, Forschung etc.) und globale Steuergerechtigkeit (gemeinsame Steuern auf die umfangreichsten Vermögen, die höchsten Einkommen und die größten Unternehmen sowie CO -Steuern) zuständig ist. 

2

Hinweis: Bei den Ländern A, B, C, D kann es sich um Staaten wie Frankreich, Deutschland, Italien, Spanien etc. handeln. In diesem Fall wäre die transnationale Versammlung die Europäische Versammlung. Die Länder A, B etc. können auch regionale Vereinigungen wie die Europäische Union, die Afrikanische Union etc. sein. In diesem Fall wäre die transnationale Versammlung die einer Europäisch-Afrikanischen Union. Die transnationale Versammlung kann aus Abgeordneten der nationalen Versammlungen und/oder speziell für diesen Zweck gewählten transnationalen Abgeordneten bestehen. 

Thomas Piketty, Kapital und Ideologie, S. 1261. 

Sanktionen besteht darin, andere Länder dazu anzuregen, sich vom Steuer- und Klimadumping zu verabschieden. Es soll kein permanenter Protektionismus entstehen. Aus diesem Blick-winkel verbieten sich sektorielle Maßnahmen ohne universelle Grundlage, etwa eine Sonderbesteuerung von Google, Ama-zon, Facebook und Apple. Diese könnte nämlich leicht zu einer Eskalation von Sanktionen führen (Steuern auf Wein gegen Steuern auf Digitales etc.). 

Natürlich ist ein solcher Weg ganz und gar nicht leicht zu verfolgen und bei weitem nicht abgesteckt. Alles muss neu gedacht werden. Doch die historische Erfahrung zeigt, dass der Nationalismus nur zur Verschärfung der Ungleichheit und der klimatischen Spannungen führen kann und der absolute Freihandel keine Zukunft hat. Umso mehr müssen wir ab sofort über die Konditionen eines neuen Internationalismus nachdenken. 

Was tun mit den COVID-Schulden? 

13. Oktober  2020

Wie werden die Staaten mit dem Anstieg der Staatsverschuldung aufgrund der COVID-Krise umgehen? Für viele ist die Antwort klar: Die Zentralbanken nehmen einen immer größeren Teil der Verbindlichkeiten in ihre Bilanzen auf, und alles ist geregelt. Die Wirklichkeit sieht jedoch komplexer aus. Geldpolitik trägt zur Lösung bei, reicht aber nicht aus. Früher oder später wird man die Reichsten zur Kasse bitten müssen. 

Rekapitulieren wir: Die Geldschöpfung nahm 2020 beispiellose Ausmaße an. Die Bilanzsumme der Federal Reserve schnellte vom 24. Februar bis zum 28. September von 4,159 

auf 7,056 Billionen Dollar, in sieben Monaten sind also 3 Billionen Dollar in Umlauf gekommen. Das hatte es noch nie zuvor gegeben. Die Bilanzsumme des Eurosystems (des Zen-tralbankenverbunds unter der Leitung der EZB) stieg vom 28. Februar bis zum 2. Oktober von 4,692 auf 6,705 Billionen Euro, ein Zuwachs von 2 Billionen.1 Gemessen am BIP der 1  Quellen zu den Bilanzen der Zentralbanken (siehe auch «Die Zeit des grünen Geldes», 12. Mai 2020, und  Kapital und Ideologie, Kapitel 13): Eurosystem Balance Sheet, 28.02.2020, 4,692 Billionen Euro, 39 % des BIP, https://www. 

ecb.europa.eu/press/pr/wfs/2020/html/ecb.fst200303.en.html; Eurosystem Balance Sheet, 02.10.2020, 6,705 Billionen Euro, 56 % des BIP, https://www. 

ecb.europa.eu/press/pr/wfs/2020/html/ecb.fst201007.en.html. Dieser Anstieg lässt sich einerseits durch das neue Wertpapierkaufprogramm (PEPP, Pandemic Emergency Purchase Programme) erklären, andererseits durch den stärkeren Einsatz älterer Programme (insbesondere PSPP, Public Sector Purchase Programme). Siehe hierzu die Verteilung nach Ländern (mit dem an das BIP der jeweiligen Länder gekoppelten EZB-Kapital als Target): https://

www.ecb.europa.eu/mopo/implement/omt/html/index.en.html. Zur Bilanz 
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Das Auf und Ab der Staatsverschuldung, 1850–2020
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Die Staatsverschuldung stieg nach den beiden Weltkriegen stark an und erreichte im Zeitraum Anteil der Staatsverschuldung am Nationaleinkommen des jeweiligen Landes 1945–1959 zwischen 150 und 300 % des Nationaleinkommens, ging dann in Deutschland und Frankreich massiv zurück (Schuldenerlass, hohe Inflation), in Großbritannien und den Vereinigten Staaten langsamer (moderate Inflation). Das staatliche Vermögen (insbesondere Immobilien und Finanzanlagen) schwankte im Laufe der Zeit weniger stark und betrug in der Regel rund 100 % des Nationaleinkommens. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 554. 

Eurozone vergrößerte sich die Bilanzsumme des Eurosystems, nachdem sie bereits zwischen 2008 und 2018 von 10 auf 40 % 

angewachsen war, zwischen Februar und Oktober 2020 auf fast 60 %.2

Wozu dient das ganze Geld? In ruhigen Zeiten vergeben die Zentralbanken lediglich kurzfristige Darlehen, um die Liquidität des Systems zu gewährleisten. Da sich die Zu- und Abflüsse von Geld in den verschiedenen Privatbanken nie auf den Tag genau ausgleichen, verleihen die Zentralbanken für wenige der Federal Reserve Bank: 4,159 Billionen Dollar am 24.02.2020, 7,056 Billionen Dollar am 28.09.2020 (19 % des BIP, 33 % des BIP), https://www.fede ralreserve.gov/monetarypolicy/bst_recenttrends.htm. 

2  BIP 2019 Eurozone (12 Billionen Euro), EU-27 (14 Billionen Euro) (Markt-preise): https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/tec00001/default/

table; BIP 2019 der Vereinigten Staaten (21,4 Billionen Dollar): Bureau of Economic Analysis, https://apps.bea.gov/iTable/iTable.cfm?reqid=19&step 

=2#reqid=19&step=2&isuri=1&1921=survey. 
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Tage bestimmte Geldsummen, die die Banken dann wieder zurückzahlen. 

Nach der Krise von 2008 vergaben die Zentralbanken immer längerfristige Darlehen (erst ein paar Wochen, dann ein paar Monate oder gar mehrere Jahre). Sie wollten die Finanzakteure beruhigen, die angesichts der Vorstellung, dass ihre Zocker-partner bankrottgehen könnten, in Schockstarre verfallen waren. Es gab viel zu tun, denn ohne angemessene Regulierung war das Spiel der Finanzen in den vorangegangenen Jahrzehnten zu einem gigantischen, globalen Casino geworden. Allent-halben lieh man sich Geld und vergab in unerhörten Ausmaßen Kredite, sodass die Summe der privaten Finanzvermögen und 

-schulden von Banken, Unternehmen und Privathaushalten heute in den reichen Ländern bei über 1000 % des BIP liegt (und zwar ohne Derivate). In den 1970er Jahren lag dieser Wert noch bei 200 %. Auch die Realvermögen (Nettowert von Immo bilien und Unternehmen) wuchsen, von 300 auf 500 % 

des  BIP. Dieser Anstieg ist deutlich weniger stark und veranschaulicht die Finanzialisierung der Wirtschaft. Gewissermaßen folgten die Zentralbanken nur (mit Verzögerung) der Explosion der privaten Bilanzen, um ihre Handlungsfähigkeit gegenüber den Märkten zu wahren. 

Durch diesen neuen Aktivismus konnten die Zentralbanken auch einen immer größeren Anteil von Staatsanleihen ankau-fen, während sie die Zinssätze zugleich gegen Null laufen ließen. Die EZB hielt bereits Anfang 2020 20 % der Staatsschulden der Eurozone und könnte am Ende des Jahres etwa 30 % 

besitzen. Eine ähnliche Entwicklung lässt sich in den Vereinigten Staaten beobachten. 

Da es nicht sehr wahrscheinlich ist, dass EZB und Fed diese Anleihen eines Tages wieder auf den Markt bringen oder Rück-zahlung verlangen, könnte man auch jetzt schon beschließen, sie nicht mehr in die Staatsverschuldung einzubeziehen. Wenn man diese Garantie juristisch in Stein meißeln möchte, was bes-
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ser wäre, könnte es etwas länger dauern und mit mehr Debatten einhergehen. 

Die entscheidende Frage ist die folgende: Muss man so wei-termachen? Wäre es denkbar, dass die Zentralbanken zukünftig 50 oder gar 100 % der Staatsschulden besitzen, um die finanzielle Belastung der Staaten entsprechend zu verringern? Technisch gesehen wäre das kein Problem. Allerdings bringt ein solcher Umgang mit der Staatsverschuldung andere Probleme mit sich, insbesondere was das Wachstum der Vermögensungleichheit angeht. Die Orgien der Geldschöpfung und des Anleihen-kaufs führen in Wirklichkeit zu aufgeputschten Börsen- und Immobilienkursen, was nur dazu beiträgt, die Reichen reicher zu machen. Für Kleinsparer sind Null- oder Negativzinsen nicht unbedingt eine gute Nachricht. Wer jedoch aufgrund seines Vermögens niedrigverzinste Darlehen aufnehmen kann und über die finanzielle, rechtliche und steuerliche Expertise verfügt, gute Anlagechancen aufzuspüren, kann hervorragende Renditen erzielen. Gemäß  Challenges wuchsen die 500 größten Vermögen Frankreichs zwischen 2010 und 2020 von 210 auf 730  Milliarden Euro (von 10 auf 30 % des BIP). Eine solche Entwicklung ist gesellschaftlich und politisch nicht haltbar. 

Etwas anderes wäre es, wenn die Geldschöpfung keine Fi-nanzblase aufblähte, sondern einer tatsächlichen sozialen und ökologischen Wiederbelebung zugutekäme: In Schulen, bei energieeffizienten Sanierungen oder Nachbarschaftsdiensten könnten Arbeitsplätze geschaffen und Gehälter erhöht werden. 

So ließen sich die Schulden im gleichen Atemzug wie die Ungleichheit verringern. Man würde in Sektoren investieren, die für die Zukunft nützlich sind, und die Vermögenspreisinflation würde einer Preissteigerung für Gehälter, Waren und Dienstleistungen weichen. 

Doch auch das wäre nicht die Lösung für alles. Sobald die Inflation wieder substanziell wird (etwa 3–4 % pro Jahr), müsste man bei der Geldschöpfung den Schongang einlegen und 
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steuer politische Maßnahmen ergreifen. Die Geschichte der Staatsverschuldung zeigt, dass die Geldpolitik allein ein Problem dieses Ausmaßes nicht friedlich lösen kann, denn auf die eine oder andere Art kommt es zu unkontrollierten Auswirkungen auf die Verteilung. Durch eine Sonderbesteuerung der besonders Reichen konnte man die massive Staatsverschuldung der Nachkriegszeit tilgen und den Sozial- und Produktions-pakt der nachfolgenden Jahrzehnte schmieden. Wetten wir, dass es in der Zukunft ebenso sein wird. 

Sturz des amerikanischen Idols 12. Januar  2021

Nach dem Sturm auf das Kapitol fragen sich die Leute voller Verwunderung, wie ein Land, das lange als Führer der 

«freien» Welt auftrat, so tief fallen konnte. Um zu verstehen, was passiert ist, müssen wir Mythen und Vergötterung hinter uns lassen und uns mit der Geschichte befassen. In Wirklichkeit prägen die Republik der Vereinigten Staaten schon von Anfang an enorme Schwächen, massive Gewalt und Ungleichheit. 

Nicht zufällig schwenkten die Aufrührer vor ein paar Tagen mitten im Bundesparlament die Konföderiertenflagge, das Symbol der Sklaverei befürwortenden Südstaaten im Bürgerkrieg 1861–1865. Sie steht für schwerwiegende Konflikte, denen man ins Auge sehen muss. 

Das System der Sklaverei spielte bei der Entwicklung der Vereinigten Staaten und des gesamten westlichen Industrie-kapitalismus eine zentrale Rolle. Von den 15 Präsidenten vor Lincolns Wahl im Jahr 1860 waren nicht weniger als elf Sklavenhalter, darunter Washington und Jefferson, die beide aus Virginia stammten, einem Staat mit 750 000  Einwohnern im Jahr 1790 (davon 40 % Sklaven), was der gesamten Einwohnerzahl der bevölkerungsreichsten Nordstaaten Pennsylvania und Massachusetts entsprach. 

Nach der Revolte von 1791 in Saint-Domingue, dem kolonialen Juwel Frankreichs und der ersten Konzentration von Sklaven in der damaligen atlantischen Welt, werden die Südstaaten zum weltweiten Herzstück der Plantagenwirtschaft 
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und wachsen rapide. Zwischen 1800 und 1860 vervierfacht sich die Zahl der Sklaven; die Baumwollproduktion verzehnfacht sich und versorgt die europäische Textilindustrie. Doch der Nordosten und vor allem der Mittlere Westen (aus dem Lincoln stammt) entwickeln sich noch schneller. Diese beiden Regionen stützen sich auf ein anderes Wirtschaftsmodell, gegründet auf die Kolonisation der Territorien im Westen und freie Arbeitsverhältnisse. Sie wollen die Ausweitung der Sklaverei auf neue Gebiete verhindern. 

Nach seinem Wahlsieg 1860 ist der Republikaner Lincoln bereit, über ein friedliches, schrittweises Ende der Sklaverei zu verhandeln und die Sklavenhalter zu entschädigen, wie es in Großbritannien und Frankreich 1833 und 1848 geschehen war. 

Doch um ihre Welt zu bewahren, setzen die Südstaatler auf Sezession, wie später im 20. Jahrhundert ein Teil der weißen Siedler in Südafrika und Algerien. Die Nordstaatler verweigern die Abspaltung, und im Jahr 1861 beginnt der Krieg. 

Vier Jahre und 600 000 Tote später (so viele wie in allen Konflikten zusammen, an denen das Land beteiligt war, einschließlich der beiden Weltkriege, des Korea-, des Vietnam- und des Irakkriegs) endet der Konflikt mit der Kapitulation der kon-föderierten Armeen im Mai 1865. Die Nordstaatler denken aber, dass die Schwarzen nicht bereit sind, Bürger zu werden, geschweige denn Eigentümer, sie überlassen den Weißen also die Kontrolle über den Süden und verhängen ein strenges Regime der Segregation, das ihnen für ein weiteres Jahrhundert, bis 1965, die Macht sichert. 

In der Zwischenzeit werden die Vereinigten Staaten zur größten Militärmacht des Planeten und können dem selbstzerstörerischen Kreislauf aus Nationalismus und Genozid, der die europäischen Kolonialmächte zwischen 1914 und 1945 gegeneinander aufbringt, ein Ende bereiten. Die Demokraten, die ursprünglich die Sklaverei verteidigt hatten, werden zur Partei des New Deal. Getrieben von der kommunistischen Konkur-
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Politische Auseinandersetzung und ethnische Zugehörigkeit: Vereinigte Staaten, 1948–2020
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2020 erzielte der demokratische Kandidat 41 % der Stimmen bei Weißen (67 % der Wählerschaft), 87 % bei Schwarzen (12 %) und 62 % bei Latinos und Angehörigen anderer ethnischer Kategorien (21 % insgesamt, davon 14 % Latinos). 1972 hatte der Kandidat der Demokraten 32 % bei Weißen (damals 89 % der Wählerschaft), 82 % bei Schwarzen (10 %) und 64 % bei Latinos und anderen Ethnien erzielt (1 %). 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty:  Kapital und Ideologie, S. 1008. 

renz und der afroamerikanischen Bewegung gewähren sie Bürgerrechte, wenn auch ohne Wiedergutmachung. 

Doch ab 1968 gewinnt der Republikaner Nixon die Stimmen der weißen Südstaatler, indem er die Freigiebigkeiten der Demokraten als Günstlingswirtschaft bezeichnet (vergleichbar mit der französischen Rechten, die abwertend von  islamo-gau-chisme spricht, wenn Linke auf muslimfeindliche Diskriminierung aufmerksam machen). 

So kehren sich die Parteipräferenzen um. Diese Entwicklung verstärkt sich noch mit Reagan 1980 und Trump 2016. Seit 1968 

gewinnen die Republikaner in allen Präsidentschaftswahlen eine klare Mehrheit der weißen Stimmen, während die Demokraten stets 90 % der schwarzen Wählerschaft und 60–70 % der Latinos überzeugen können. Seither sinkt der Anteil der Weißen in der Wählerschaft beständig, von 89 % im Jahr 1972 auf 70 % im Jahr 2016 und 67 % im Jahr 2020 (bei 12 % Schwarzen und 21 % Latinos und anderen Minderheiten). Das führt zu 
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Politische Auseinandersetzung und soziales Gefälle: Vereinigte Staaten, 1948–2020
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Differenz zwischen dem Stimmenanteil der Demokraten bei den einkommensstärksten 10 % der Wähler und den einkommensschwächsten 90 % (bereinigt um Kontrollvariablen) 20%

Differenz zwischen dem Stimmenanteil der Demokraten bei den 10 % der Wähler mit dem 16%
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Von 1950 bis 1970 korrelierte die Zustimmung für die Demokraten mit einem niedrigen Bildungs-, Einkommens- und Vermögensniveau. Von 1980 bis 2010 korrelierte sie zunehmend auch mit dem höchsten formalen Bildungsgrad. Von 2010 bis 2020 korreliert sie möglicherweise auch mit dem höchsten Einkommens- und Vermögensniveau. 

Quellen und Reihen: siehe piketty.pse.ens.fr/ideologie. Thomas Piketty,  Kapital und Ideologie, S. 1001. 

einer Radikalisierung der Trump-Anhänger im Kapitol und droht die Republik der Vereinigten Staaten in einen ausweg-losen ethnischen Konflikt zu stürzen. 

Was folgt daraus? Nach einer pessimistischen Sichtweise, wie sie von einem Großteil der Bevölkerungsgruppen mit dem höchsten Bildungsgrad vertreten wird, die nunmehr Demokraten wählen (was es den Republikanern erlaubt, sich als antielitär zu präsentieren, obwohl sie zu großen Teilen die Wirt-schaftselite auf sich vereinen, wenn sie die intellektuelle Elite schon nicht mehr überzeugen können), sind die Wähler der Republikaner   deplorables, bedauernswert und unrettbar. Die demokratischen Regierungen hätten demnach alles getan, um die Lage der Ärmsten zu verbessern, doch aus Rassismus und Streitsucht könnten die weißen Unterschichten das nicht erkennen. 

Das Problem ist, dass diese Sicht der Dinge wenig Spielraum für eine demokratische Lösung lässt. Dabei ist eine optimisti-
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schere Sichtweise auf die menschliche Natur möglich: Jahrhundertelang sind Menschen unterschiedlicher ethnischer Herkunft nur durch militärische und koloniale Herrschaft in Kon-takt gekommen. Dass sie jetzt seit einer Weile in denselben politischen Gemeinschaften zusammenleben, ist ein grundlegender zivilisatorischer Fortschritt. Immer noch kommt es zu Vorurteilen und politischer Ausbeutung, doch diese sind nur durch mehr Demokratie und Gleichheit zu bezwingen. 

Wenn die Demokraten die Stimmen der Unterschichten zu-rückgewinnen wollen, unabhängig von der Herkunft der Wähler, müssen sie mehr für soziale Gerechtigkeit und Umverteilung tun. Der Weg wird lang und steinig sein. Ein Grund mehr, sich sofort an die Arbeit zu machen. 

Zeit für soziale Gerechtigkeit 16. Februar  2021

Während die Pandemiekrise Forderungen nach sozialer Gerechtigkeit mehr denn je in den Fokus rückt, bringt die OpenLux-Recherche eines internationalen Medienkonsortiums (zu dem auch  Le Monde  gehört)1 neue finanzielle Schandtaten in Luxemburg, dem Steuerparadies im Herzen Europas, ans Licht. 

Derartige Widersprüche müssen wir dringend überwinden und eine tiefgreifende Veränderung des Wirtschaftssystems hin zu mehr sozialer Gerechtigkeit und Umverteilung einleiten. 

Beginnen wir mit der unmittelbaren Zukunft. Die höchste Priorität sollte der Belebung des Sozialwesens, der Löhne und des Umweltschutzes zukommen. Die COVID-Krise hat uns vor Augen geführt, wie schlecht die Bezahlung in vielen essen-ziellen Sektoren ist. Die als zentristisch geltende Gewerkschaft CFDT (Confédération française démocratique du travail) forderte im Januar eine sofortige 15-prozentige Anhebung aller niedrigen und mittleren Gehälter im Pflegesektor. Dasselbe sollte im Bildungs- und Gesundheitswesen sowie in allen anderen Niedriglohnsektoren geschehen. 

Jetzt sind auch die energieeffiziente Sanierung von Gebäuden, das Schaffen von Arbeitsplätzen in den Bereichen Umwelt 1  «OpenLux, Enquête sur le Luxembourg, coffre-fort de l’Europe» [OpenLux, Recherche zu Luxemburg, dem Tresor Europas],   Le Monde, https://

www.lemonde.fr/les-decodeurs/visuel/2021/02/08/openlux-enquete-sur-le-luxembourg-coffre-fort-de-l-europe_6069132_4355770.html. Siehe auch 

«OpenLux»,  Süddeutsche Zeitung, https://www.sueddeutsche.de/thema/

OpenLux. 
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und erneuerbare Energien sowie die Ausweitung der Mindest-lohnregelungen auf Jugendliche und Studierende voranzu-treiben. Und wann soll der Staat mit dieser Ankurbelung der Wirtschaft aufhören? Die Antwort ist einfach: Solange die Inflation bei nahezu Null liegt und Nullzinsen herrschen, muss es weitergehen. Wenn die Inflation dauerhaft ein bedeutsames Niveau erreicht (etwa 3–4 % pro Jahr in zwei aufeinan-derfolgenden Jahren), wäre es an der Zeit, den Fuß vom Gas-pedal zu nehmen. 

Der zweite Schritt besteht früher oder später in der Besteuerung der größten Privatvermögen zur Finanzierung dieses sozialen Neustarts und zur Reduzierung der Staatsverschuldung. 

Dafür braucht es mehr finanzielle Transparenz. Die OpenLux-Recherche hat es gezeigt: Das Register der von den Unternehmen tatsächlich profitierenden Personen (der wirklichen Eigentümer hinter den Briefkastenfirmen),2 das  Luxemburg dank einer EU-Auflage veröffentlicht hat, ist lückenhaft. 

Ebenso verhält es sich mit dem von der OECD beschlossenen automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten (Common Reporting Standard, CRS).3

Generell sind all diese neuen Informationen hilfreich, die Steuerbehörden müssen sie aber auch tatsächlich nutzen, um die Vermögenden, die sich bislang der Steuer entzogen haben, zur Kasse zu bitten. Vor allem müssen die Regierungen Indikatoren liefern, anhand derer jeder prüfen kann, inwieweit das alles zu einem gerechteren Steuersystem führen könnte. 

Konkret sollen die Steuerbehörden jedes Jahr ausführlich über entrichtete Steuern und die Ergebnisse von Steuerprü-fungen bei verschiedenen Kategorien von Steuerpflichtigen 2  Luxembourg Business Registers, https://www.lbr.lu/mjrcs-lbr/. 

3 Common Reporting Standard, https://www.oecd.org/tax/automatic-ex-change/common-reporting-standard/. 
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Auskunft geben. Diese Informationen sollten ebenso wie die Angaben in den Registern der tatsächlichen Profiteure idealer-weise namentlich sein, vor allem bei den größten Unternehmen und Vermögen. 

Wenn das nicht erwünscht ist, sollten zumindest statistische Daten veröffentlicht werden, aus denen die Steuern derjenigen Personen deutlich hervorgehen, die zu den oberen Vermögenstranchen gehören: zwischen 1 und 10  Millionen Euro, zwischen 10 und 100 Millionen, zwischen 100 Millionen und 1 Milliarde etc. 

Die Grundidee ist einfach: Die Milliardäre sind in Magazinen präsent – es ist an der Zeit, dass sie auch in Steuerstatistiken auftauchen. Laut  Challenges wuchsen die 500 größten Vermögen Frankreichs zwischen 2010 und 2020 von 210 auf 730 Milliarden Euro (von 10 auf 30 % des BIP).4 Wie haben sich ihre Steuern in diesem Zeitraum entwickelt? Das weiß niemand. 

Hätten die Regierungen in den letzten Jahren wirklich so glän-zende Erfolge auf dem Gebiet der Transparenz erzielt, wie sie behaupten, müssten sie so langsam einmal den Beweis antreten und Daten veröffentlichen. 

Erweitert man den Fokus von den 500 größten Vermögen (laut   Challenges   über 150  Millionen Euro pro Kopf) auf die 500 000 größten Vermögen (etwa 1 % der erwachsenen Bevölkerung mit über 1,8 Millionen Euro gemäß der  World Inequality Database),5 vergrößert sich die Summe der betroffenen Vermögen auf 2,5 Billionen Euro (fast 120 % des BIP) und erhöht damit auch das steuerliche Interesse. 

Um den herrschenden Konservatismus hinter uns zu lassen, müssen wir auch dringend auf die Geschichte zurückblicken. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg, als die Staatsverschuldung noch 4   Données Challenges 2020 (et 2020 vs 2010) transmises par V. Beaufils (Challenges), 24.06.2020, http://piketty.pse.ens.fr/files/Challenges2020.xlsx. 

5 https://wid.world. 
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über dem heutigen Niveau lag, führten die meisten Länder Son-dersteuern auf die größten Privatvermögen ein. Das war insbesondere in Deutschland der Fall, wo eine christlich-demokratische Mehrheit 1952 das Lastenausgleichsgesetz beschlossen hatte, das Michael Hughes in einer schönen historischen Studie untersucht.6 Mit einer bis zu 50-prozentigen Besteuerung der  größten Finanz- und Immobilienvermögen, zahlbar über 30 Jahre, brachte dieses System dem Staat 60 % des BIP ein, in einer Zeit, als Milliardäre noch viel weniger wohlhabend waren als heute. 

In Verbindung mit der Währungsreform von 1948 und der Annullierung der Auslandsschulden 1953 konnte sich Deutschland mithilfe des Lastenausgleichs seiner Staatsverschuldung entledigen, ohne eine Inflation herbeizuführen (die dem Land in den 1920er Jahren sehr geschadet hatte), indem es sich auf ein glaubwürdiges Ziel von sozialer Gerechtigkeit stützte. 

Es ist dringlicher denn je, sich auf die Grundlagen des erfolg-reichen Wiederaufbaus Europas nach dem Krieg zu besinnen. 

6  Michael L. Hughes,  Shouldering the Burdens of Defeat: West Germany and the Reconstruction of Social Justice, Chapel Hill/London: University of North Carolina Press, 1999. 
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Zum Buch

Nach dem Zusammenbruch der kommunistischen Diktaturen und des «real existierenden Sozialismus» schienen alle Gegenentwürfe zum Kapitalismus krachend gescheitert. Doch 30 Jahre und eine Finanzkrise später hat sich der Wind gedreht. Ob der Kapitalismus in der Lage ist, Antworten auf den Klimawandel und die zunehmende soziale Ungleichheit zu finden, scheint fraglich wie lange nicht. Thomas Piketty denkt in diesem Buch über eine neue Form des Sozialismus nach, partizipativ, demokratisch, ökologisch und feministisch. 

Es enthält ein bislang unveröffentlichtes programmatisches Vorwort sowie eine Auswahl der von Thomas Piketty zwischen 2016 und 2021 veröffentlichten Kolumnen und führt auf zugängliche Weise in zentrale Aspekte seines Denkens ein
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